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8s!Vorbericht ^«^
zum Haushaltsplan des provinzialverbande« der Nheinprovinz

für das Rechnungsjahr vom l. Kpril 1938 bis 31. März 1939.

^.Überblick über die Finanzwirtschaft des Provinzialverbande» im
Rechnungsjahr 1927/28.

(ZugleichHalbjahresbericht gemäß § 42 GemFinGes. für die Zeit vom 1. Oktober 192? bis 21. März 1928).

Der günstige Ablauf des Rechnungsjahres 1927 und der nunmehr zur Vorlage kommende erfreuliche
! Provinzial-Haushaltsplan 1928 legen wohl das beste, weil ein sehr beredtes, Zeugnis für die Richtigkeit und

Zielsicherheit der von der Provinzialvcrwaltung seit der Nationalen Erhebung verfolgten Finanzpolitik ab. Der
Provinzial-Haushaltsplan 1928 kann dabei deshalb als recht erfreulichbezeichnet werden, weil es ohne Er¬
höhung des Umlageprozentsatzes gelungen ist, wesentlich gesteigerte Mittel fürwerteschaffende
Maßnahmen auf den weiten Gebieten der Verkehrsförderung (des Straßenbaues), der Landeskultur, der
Jugend- und Kulturpflege, der Sorge für kinderreiche Familien usw. vorzusehen.

Es ist vielleicht angebracht, das durch die seit der Nationalen Erhebung betriebene provinzielle Finanz¬
politik Erreichte in seinen Hauptzügen nachstehend kurz zusammenzufassen:

1. Wiederaufrichtung der Provinzialbank, die heute wieder ein nach jeder Rich¬
tung hin intaktes Bankunternehmen ist. Es wäre unangebracht und unrichtig, wenn die Provin-
zialverwaltungdie Wiederaufrichtungder Rheinischen Landesbank hauptsächlichals ihr Verdienst in Anspruch
nehmen wollte. An dem Gesundungsprozeßder Bank haben Reich und Staat, Provinz und Sparkassen gemein¬
sam mitgewirkt. Ein besonderesVerdienst kommt dabei dem Staatskommissar der Bank in der Krisenzeitund
der jetzigen Bankleitung zu. Eins aber ist sicher: In festem und treuem Zusammenwirkenmit den anderen beteiligten
Stellen hat die Provinzialverwaltung unter stärkstem Einsatz ihres Kredites und ihrer Mit¬
arbeit alles in ihren Kräften stehende getan, um zu dem Ziele zu kommen,das heute klar und deutlich vor uns
steht und das sich mit den Sätzen umreißen läßt: Die Rheinische Girozentrale und Provinzialbank (wie die alte
RheinischeLandcsbank nach der organisatorischenUmgestaltung heißt) hat nicht nur die schwere und
sorgenvolle Krise voll und ganz überwunden, vielmehr steht sie heute festgefügter
da als je und kann sich, was Sicherheit und Solidität an geht, mit jedem anderen
Bankinstitut messen.

Seit längerem hat übrigens der Provinzialverband den in der Krisenzeit der Landcsbankgewährten hohen
Provinzialkredit von 50 Millionen mit Zinsen in Umschuldungsbriefenoder durch Verrechnung mit Forde¬
rungen der Bank wieder zurückerhalten.

2. Berein igungderRückstä ndeder Stadt- un dLandkreisegegenüberderProvinz.
Ebenso wie die restlose Abwicklung der Landesbcmkkrise zu einer Rückzahlung des 50 Millionenkredites an die
Provinz führte, so führte die von der Provinz den Stadt- und Landkreisen gegenübereingeleitete großzügigeKon¬
solidierungsaktionzu einer inzwischen sehr weit fortgeschrittenenAbdeckung der hohen an die 20 Millionen
herangehendenKrisenruckständeder Kreise. Per 21. Dezember 1922 wurden teils kurzfristig teils langfristig
^8 281 257,16 Hz^i konsolidiert.Davon sind bis zum 1. April 1928 zurückgezahltworden 16 080 249,24 H.U,
die Restforderungenbetragen noch 2 201 007,92 K^/i. Darunter befindet sich eine Restforderungallein an die Stadt
Duisburg von 1 062 227,27 Ä^l. Dadurch, daß der Provinzialverband den Stadt- und Landkreiseneine Rück¬
zahlung in Umschuldungsbriefenzu pari gestattete, und zwar auch zu einer Zeit, als der Umschuldungsbriefnoch
weit unter pari stand, erreichte er ein Dreifaches:

a) er kam diesbezüglichen Wünschender Stadt- und Landkreise entgegen, die ihm dieses Entgegenkommen
durch größere Zahlungsbereitschaftbei der Abdeckung der Rückstände sichtlich belohnten,

d) die Annahme der Umschuldungsbriefewar zugleich eine Art Stützungsaktion für den Umschuldungsbrief
zu einer Zeit, als dieser noch absinkende Tendenz hatte und zu einer Zeit, als die Provinzialbank noch im Besitze
von über nom. 200 Millionen K.L Umschuldungsbriefenwar,

c) der Provinzialverband selbst wird durch die Hereinnahmevon Umschuldungsbriefen unter pari wahrschein¬
lich keine Verluste haben, weil die Möglichkeit gebotenwar bzw. ist, seine eigene Schuld beim Umschuldungsver-
band mit Umschuldungsbriefenzu pari zu decken und dann weil, soweit die UmschuldungsbriefeRücklagen zuge¬
flossen sind, der Kurs der Umschuldungsbricfeheute bekanntlichbis auf 96,025 n/u (Stand 1. April 1928) ange¬
zogen hat.

^ 1l ^



3. A b n a h m c d c r B ü r g s ch a f t s v e r p f l i ch t u n g c n des Provinzialverbandes und Ab¬
deckung der beim Provinzialverband durchlaufenden Staatskredite. Für Bank- und
Staatskredite an karitative Organisationen hatte der Provinzialverband früher Bürgschaftenund Eigenverpflich¬
tungcn in Höhe von 5 228 092,01 ./?./i übernommen. Diese Bürgschaften und Eigenverpflichtungcnsind inzwi¬
schen zu 63,17 °/c> abgedecktworden. Die Abdeckung wurde auch hier wiederum den Schuldnern dadurch erleichtert,
daß der Provinzialverband Umschuldungsbriefein Zahlung nahm. Bei zwei großen Projekten, bei denen beson¬
ders hohe provinzielleBürgschaften übernommen worden waren, wirkte die Provinzialverwaltung erfolgreich bei
einer anderweitigenVerwertung der Objekte,bei der die Bürgschaftendes Provinzialverbandes in Fortfall kamen,
mit. Es handelt sich dabei um das in den Besitz der Heeresverwaltung übergegangene St. Elisabethenstift in Bad
Kreuznach, bei dem provinzielle Bürgschaften und Eigenverpflichtungcn vorher in Höhe von 615 000 HA
bestanden und um die Heil- und Pflcgeanstalt der Krankenhaus G.m.b.H. Waldbröl, die in den Besitz der Arbeits¬
front übergehenwird und auf der provinzielle Bürgschaften in Höhe von 510 552,94 Ä^i lasten.

4. Abnahmc dcr Vcrschuldung des Provinzialverbandes. Die Provinzialvcrschuldunghatte
am 31. August 1934 einen Höchststand von ............. 148 360 873,92 H^t
erreicht. SK ist bis zum 1. Apr« 1938 auf .............. 66 208 204,20 „
d. h. also UM ....................... 82 152 669,72 K^t
abgesunken.Dabei spick selbstverständlich die unter Ziffer 1. erwähnteRückzahlung des 50 Millionenkrcditsdurch
die Provinzialbank und die unter 2. erwähnte Abdeckung der bis an die 20-MillioncngrenzcherangehendenRück¬
stände der Stadt- und Landkreise eine entscheidende Rolle. Auch die unter 3. erwähnte Abnahme der Bürgschafts-
vcrpflichtungenund die Abdeckung der beim Provinzialverband durchlaufendenStaatskredite hat bei dem hoch-
erfreulichenErgebnis mitgewirkt. Dazu kamen die laufende Tilgung der Anleihen bei möglichster Ver¬
meidung jeder neuen Schuld aufnähme und verschiedene überplanmäßige Schuldentilgungömaß-
nahmen, die jedesmal durchgeführtwurden, wenn die Abwickelung eines Rechnungsjahres sich als günstig erwies.
Interessant dürfte auch eine Mitteilung des Rückganges der Verschuldungdes Provinzialverbandes beim Um-
schuldungsverbandsein. Die Verschuldungdes Provinzialverbandes hatte einen Höchststandvon 70 131 400 K^l
erreicht, sie ist bis zum 1. April 1938 auf 12 914 368,16 H^ zurückgegangen. Welch entscheidende Bedeutung
die systematische Schuldentilgung für die Gestaltung des Provinzial-Haushaltsplancs 1938 und für die Ver¬
meidung einer Umlagcerhöhung hatte, wird noch später des näheren dargelegt werden.

5. Neubi ldung dcr ge setzlich vorgeschriebenen Rücklagen. Die gesetzlich vorgeschriebenen
Rücklagen,die zum großen Teil neu gebildet werden mußten, haben bei der Ausgleichsrücklagc,der Bürgschafts-
sicherungorücklagc und der Betriebsmittelrücklagc,die vorgeschriebene Mindesthöhewesentlich überschritten. Lau¬
fende Zuführungen an die genannten Rücklagen sind damit nicht mehr erforder¬
lich. Dafür sind jetzt im Prouinzial-Haushaltsplan höhere Zuführungen an die bisher noch ungenügend
dotierte Grundcrwcrbs- und Erweiterungsrücklage, die Erneuerungsrücklagc und an die Maschinen- und
betriebstechnischeRücklage vorgesehen. Letztere Rücklagewar bisher überhaupt noch nicht vorhanden und ist
erstmalig, als für 1937 ein günstiger Abschluß sich voraussehen ließ, aus Mitteln 1937 durch Zuführung von
200 000 M^i gebildet worden.

6. Konsolidierung der Provinzialschuld. Die gesamteProvinzialschuldist bis auf einen Betrag
von 1 250 000 H^, dessen Abdeckung aus der Tilgungsrücklage, falls man sich nicht zu einer Verlängerung der
Kredite entschließt, im Rechnungsjahr 1939 erfolgen müßte, langfristig konsolidiert. Die Zinssätze sind
gegen früher wesentlich herabgesetzt.

7. An dem Arbcitsbe schaff ungsprogramm der Reichsregierung zur Wiederbele¬
bung d e r d e u t s ch e n W i r t s ch a f t hat sich der Provinzialverband besonders auf dem Straße n ge¬
biet sehr wesentlich beteiligt.

8. Vor allem aber ist es möglich geworden, im Rahmen eines solide aufgebauten Haushaltsplanes, dessen
Ausgleich in den Jahren seit dem Umbruch immer erreicht worden ist, die Maßnahmen des Provinzialverbandes
für werteschaffende Maßnahmen wesentlichzu erhöhen und dafür die Ausgaben des
einzelnen Betreun ngsfallcs bei der Fürsorge für minderwertige Be Völker« ngs-
gruppen stark zu senken.

So gelang es, die auf dem Gebiet der Landeskultur und des Hochwasserschutzcs infolge der Krise stark
abgesenkten Eigenleistungendes Provinzialverbandes, die im Jahre 1933 ohne die auf die Verzinsungund Tilgung
früher aufgenommenenAnleihen entfallenden Beträge nur 250 000 I.« ausmachten, wieder systematisch dahin-
gchcnd zu steigern, daß der Haushaltsplan 1938 an entsprechendenMitteln 1 620 000 H« vorsehen kann.

Auf dem Gebiet der Kulturpflegc — auch hier mußten in der Krisenzeit starke Einengungenvorgenommen
werden — war im .Haushaltsplan 1933 noch eine Gesamtausgabe von nur rd. 515 000 H« vorzusehen;demgegen¬
über sieht der ordentliche Haushaltsplan 1933 für kulturelleZwecke Aufwendungenin Höhe von rd. 1 390 000 .N^t
vor. Auf dem Gebiet der Iugendwohlfahrt, das die Iugcndgesundheitsfürsorge, die Iugendführung, die Jugend-
Hilfe, das Iugendherbergswesen einschließt, stand im Rechnungsjahr 1933 ein Gesamtbetrag von 611 000 H^t
zur Verfügung, während für die gleicken Zwecke der Haushaltsansatz für das Rechnungsjahr 1938 1 344 200 O^l
vorsieht.

Das Rechnungsjahr 1937 wird, wie bereits oben erwähnt, günstig abschließen. Während sich die Ein¬
nahmen aus Einkommensteuer,Körperschaftsstcuer,Dotationen, Kraftfahrzeugsteuer ungefähr auf der veran¬
schlagten Höhe hielten, brachte, wie bereits in dem im Herbst erstatteten Halbjahresbericht an den Minister des



nähere» dargelegt werden konnte, die Abrechnungder Provinzial-Umlage 1936 einen einmaligen Mehrertrag
von 1185 000 HM, der sofort für Straßenunterhaltungszwecke zusätzlich Verwendung
fand. Die laufendeProvinzial-Umlage 1937 ging im Durchschnittrecht gut ein, ja es erfolgtenüber die laufenden
Zahlungenhinaus als einmalige Allehreinnahme des Jahres 1937 noch erheblicheZahlungen auf
altere Provinzialumlagerückstände.Infolgedessen werden am Ende des Rechnungsjahres 1937 wesentlich niedri¬
gere Umlagerest«?in das kommende Jahr zu übernehmen sein. Die Abnahme der zu übertragenden Reste, deren
genaue Höhe erst der Rechnungsabschlußerbringen wird, kann mit rd. 1,2 Millionen .^./i wohl angenommen
werden.

Die mit einer Senkung der Spezialkostensätze verbundene 5oa/uigc Beteiligung des Provinzialvcrbandes
an den bisher den Bezirksfürsorgevcrbändenallein zufließenden sog. Beiträgen Drittverpflichtcter(Beiträge unter¬
haltspflichtiger Angehöriger, Renten, Krankenkassenlcistungenpp.) wird voraussichtlichein Mehr an Zahlungen
der Bezirksfürsorgcverbändcvon 215 000 ,^/i erbringen. Die Ausgaben für Landhilfsbcdürftigewerden, um
einen weiteren wichtigenPunkt herauszugreifen, voraussichtlichum etwa 360 000 H.li hinter dem Etatansatz
zurückbleiben.Da wesentliche Mehraufwendungen, soweit sie sich nicht schon im Nahmen des Gcsamtetats aus¬
gleiche!, ließen, abgesehen von der Erhöhung der Mittel für die Straßenuntcrhaltung nicht vorgesehen zu werden
brauchten, war es dem Provinzialvcrband bei dieser Finanzlage unter Berücksichtigung sonstiger Verbesserungen
möglich, neben dem Ausgleichdes Einnahmcausfallö bei der Fürsorgeerziehungin Höhe von 212 000 ,/?./^ noch
folgende Maßnahmen durchzuführen:

a) wie schon erwähnt, wurde ein Betrag von 300 000 H?^ zur Bildung einer bisher noch nicht vorhandene,!
Maschinen- und betriebstechnischen Rücklage verwandt;

d) An eine neu gebildetePcnsionsrücklagcwurde ein Betrag von 500 000 ./i.// abgeführt. Der Pensions-
Haushaltsplan hat in den letzten Jahren eine ständig steigende Tendenz aufzuweiscn.So ist im Rechnungsjahr
1938 gegenüber dem Vorjahre allein mit einer Steigerung von über 200 000 .F./i zu rechnen. Bezüglich der
Gründe für dieses ständige Anwachsen des Pensionshaushaltsplanes sieht die Provinzialvcrwaltung noch nicht klar.
Sie hat bereits umfangreicheBerechnungenüber den Altersaufbau der Gefolgschaft des Provinzialvcrbandesange¬
stellt. Weitere Berechnungenüber das Alter der Pensionäre auch im Zeitpunkt ihrer Pensionierung, die längere
Lebensdauer der Pensionäre sowie ihrer Hinterbliebenen sind in der Durchführung begriffen. Weiter soll noch
verflicht werden zu ermitteln, wie sich die etappenweiseErweiterung des Aufgabcnkreises der Provinzialvcrwaltung
in einem stoßweisen Steigen der Pensionierungen auswirkt, endlich inwieweit staatspolitischeGründe sowie das
Streben nach einer Verjüngung des Veamtenkörvcrs mitwirken. Da leider angenommen werden muß, daß die
Einnahmeseitedes Provinzialvcrbandes immer mehr erstarrt, während ein Anwachsen der Pensionsausgabcn nach
den bisher gemachtenErfahrungen zu befürchtenist, soll die Pensionsrücklage — um so auf absehbare Zeit
eine Stabilisierung des Haushaltsplanes zu erreichen — dazu dienen, um notfalls die über die zeitigen AuSgabe-
ansätze des Pensionshaushaltsplancs in den nächsten Jahren hinausgehenden Spitzen auszugleichen.

c) Der Provinzialvcrband hat bekanntlichaus dem Konkurs der Caritas G.m.b.H. die Heil- und Pflegc-
anstalten Waldniel und Hausen (Waldbrcitbach)erworben. In dem übernommenenZustand waren diese Anstalten
nicht ohnc weiteres für eine Wiederinbetricbnahmegeeignet, vielmehr erwiesen sich größere Instandsctzungsarbeiten
und Ausbaumaßnahmen als notwendig. Zur Durchführung dieser Maßnahmen ist im Rechnungsjahr 1937 eine
besondere Rücklage in Höhe von 450 000 ./?.« gebildet worden, die, wie in den Erläuterungen zum Haushaltsplan
1938 ausgeführt ist, im Rechnungsjahr 1938 bestimmungsgemäß Verwendung finden soll. Die Anstalt Wald¬
niel wird dabei bereits in zunehmendemMaße vom Provinzialvcrband belegt. Die Anstalt Hausen ist zur Auf¬
nahme der vom Provinzialvcrband bisher in der Anstalt Waldbröl untergebrachten Pfleglinge bestimmt. Die
DeutscheArbeitsfront beabsichtigt nämlich, die bisher vom Provinzialvcrband mit rd. 700 Kranken belegte
Heil- und Pflegeanstalt der Evangelischen Krankenhaus G.m.b.H. in Waldbröl mit Rücksicht auf dcn
Bau der Adolf-Hitler-Sckule in Waldbröl zu erwerben.Es ist in Aussichtgenommen, den bisherigen Betrieb der
Evangelischen Krankenhaus G.m.b.H. nach Hausen zu verlegen. Für die dadurch dem Provinzialvcrband entste¬
henden Aufwendungenwird mit einer Pauschalentschädigungseitens der DeutschenArbeitsfront von 150 000 K.M
gerechnet;

cl) am 31. März 1938 war an die Provinzial-Lebensversicherungsanstaltein mittelfristiges Darlehen von
250 000 H.« zurückzuzahlen.Die Rückzahlung erfolgte außerplanmäßig aus ordentlichenMitteln des Haus¬
halts 1937;

e) das in der Nähe von Mayen gelegene Schloß Bürresheim ist eines der »venigen Schlösser, die in ihren
bewohnbarenTeilen nie durch Feuer oder Zerstörung gelitten haben und deren Inneres in dcn wesentlichen Teilen
erhalten geblieben ist. Das Schloß Bürresheim vermittelt mit seinen aus verschiedenen Bauperioden stammenden
Gebäuden und seiner vollständigen Einrichtung in seltenerUnberührtheitund Eindringlichkeiteinen geschlossene»
Eindruck einer alten rheinischen Burg und der Wohnkultur vergangener Zeit. Im Interesse einer Sicherung dieses
wertvollen Kulturdenkmals war die Übergabe des Besitzes auf einen öffentlichenTräger unumgänglich. Zu dcn
denkmalspflegcrischenErwägungen kam der Gesichtspunkt hinzu, daß die für museale Zwecke nicht benötigten
Räume in recht glücklicherWeise die Möglichkeit für die Einrichtung einer weiteren Landfrauenschulebieten, für die
ein besonderesBedürfnis besteht. Der Provinzialverbcmdhat daher Schloß Bürresheim mit einem abgerundeten
Landbesitz um die Burg in einer Gesamtgrößevon 6V. I'2 und mit einem Nebengebäudeerworben. Zur Deckung
des Kaufpreifes sowie der mit dem Grunderwerb verbundenen Grunderwcrbsnebenkostenist aus ordentlichen
Mitteln des Rechnungsjahres 1937 ein Betrag von 138 003 ,?,// bereitgestellt worden;



i) seitens der Prooinzialverwaltung ist an den Reichsjngendführer anläßlich der Vereinigung Österreichs
nt dem Reich folgendes Telegramm gerichtet worden:

„Unter dem gewaltigenEindruck der Vereinigung Österreichs mit dem Reich habe ich mich entschlossen,
/zum Bau einer Jugendherberge in der Steiermark aus Mitteln des Provinzialverbandes 1.00 000 K.H zur
Verfügung zu stellen. Diese Jugendherberge soll dazu dienen, unserer Jugend die Schönheit Deutsch-Österreichs
zu erschließen und die feste Verbindung der deutsch-östcrreicbischcnJugend mit unserer Hitler-Jugend immer mehr
zum Erstarken zu bringen. Es lebe der Führer!"

Der Betrag von 100 000 K.H konnte außerplanmäßig aus ordentlichen Mitteln des Rechnungsjahres 1.937
bereitgestelltwerden;

Z-) mit der Gründung der von Prof. Pciner geleiteten Hermmm-Göring-Meistcrschulein Kronenburg, Kreis
Schlciden, durch den PreußischenMinisterpräsidentenGeneralfeldmarschallGöring ergab sich die Notwendigkeit,
eine Reihe von Maßnahmen durchzuführen,um unhaltbare Zustände in dem kleinen und abseits liegenden Ort
Kronenburg zu beheben. Für die durch den Bau der Hermann-Göring-Meisterschulcunumgänglichnotwendig ge¬
wordenen Arbeiten (Kanalisation, Wasserleitung, Verkabelung der Licht- und Tclefonleitungen,Kläranlage, Her¬
richtung von Jauche- und Düngergruben usw.) wurde seitens des Provinzialverbandes ein Betrag von 99 500
F?./<! bereitgestellt. Die großzügigeFörderung dieser Maßnahmen durch den Provinzialvcrband findet ibrc Berech¬
tigung in der Bedeutung der Hermann-Göring-Meisterschulcin Kronenburg;

n) für den Erwerb des Hauses Bcrger Allee 10, Düsseldorf, wurde außerplanmäßig ein Betrag von 97 000
H« bereitgestellt,der zur Deckung des Kaufpreises und der GrunderwerbsnebenkostcnVerwendung fand. Der
Erwerb dieses Hauses, das sich unmittelbar gegenüber dem Landeshaus befindet, ergab sich aus der Notwendig¬
keit, entsprechend dem aufgetretenen Bedarf, weitere Büroräume in möglichst günstiger Nähe zum Landeshaus zu
schaffen. Der Ankauf dieses Hauses erfolgte dabei auch unter dem Gesichtspunkt, um für die Zukunft die
Möglichkeiteiner etwa notwendig werdenden großzügigerenBaulösung offen zu halten;

i) bereits in den vergangenen Jahren sind im Rahmen des großen Trierer Planes, der die Ausgestaltung
der Kunstdenkmälerder Stadt Trier zum Ziele hat, für die Instandsetzung des wertvollen romanischenSimeons-
klosters Provinzialbeihilfen bewilligt worden. Die Wiederherstellungsarbcitcn konnten im ablaufenden Rech¬
nungsjahr so gefördert werden, daß der 2. Teil des 2. Bauabschnittes— die Fertigstellungdes Wcstflügels —
in Angriff genommen werden kann. Zur Fortsetzung der Instcmdsehungsarbeitenwurden aus ordentlichen Mit¬
teln des Haushaltsplanes 1.92? 60 000 K..4t überplanmäßig bereitgestellt.

I<) Bei der Erweiterung der Bevertalsperre im BergischenLand ergaben sich hauptsächlichinfolge unvorher¬
gesehenerSchwierigkeitenbei der Fundamcntierung der Sperrmauer nicht zu vermeidende Mehrausgaben. Nach¬
dem der PreußischeStaat sich berciterklärt hatte, eine weitere Beihilfe von 540 000 K</ll zu gewähren, wurde
seitens des Provinzialverbandes ebenfalls eine zusätzliche Beihilfe von 270 000 H./^ bewilligt,die außerplanmäßig
aus Mitteln des Haushaltsplanes 1927 bereitgestelltworden ist.

I) Seitens des Reichs- und PreußischenMinisters für Wissenschaft,Erziehung und Volksbildung ist mit
Erlaß vom 22. Oktober 1.927 bei der UniversitätBonn ein neuer Lehrstuhlfür Vor- und Frühgeschichte errichtet
worden. Angesichts der überragendenBedeutung, die diesem Lchrstuhl für die ganze Provinz zukommt, hat der
Provinzialvcrband zu den ersten Einrichtungskostenund zum sachgemäßen Ausbau dieses Lehrstuhls zu einer füh¬
renden Lchrstättc aus Mitteln des Rechnungsjahres 1927 außerplanmäßig eine Beihilfe von 60 000 H« be¬
willigt.

L. Der Haushaltsplan 1928/29.

Das Kernstück des diesjährigen Haushaltsplanes ist die sehrerheblich cSteigcrungderAuf-
wendungen für die Straßenunterhaltung. In dem Haushaltserlaß vom 10. März 1928 hat
der Reichs- und Preußische Minister des Innern es den Provinzialverbänden zur Pflicht gemacht, dahin zu
streben, für die Unterhaltung und den Ausbau der Landstraßen I. Ordnung allmählich einen Durchschnittsauf¬
wand einschließlich Wärterlöhncn von 2 000 A.« je Km zu erreiche!,.Die unbedingteNotwendigkeiteiner solchen
Erhöhung ist von den Provinzialverwaltungen immer wieder in den letzten Jahren betont worden. Sie konnten
dabei darauf hinweisen,daß für die Instandsetzung der Reichsstraßen einschließlich Um- und Ausbau ein Satz
von weit über 4 000 A.H zur Verfügung stehe. Bei aller Würdigling einer Rangordnung im Ausbau des
Straßennetzes, bei der zunächst die verkehrswichtigstenStraßen an die Reihe kommen müßten, sei dagegen für
die Landstrasien I. Ordnung ein Satz von 2 000 K^ pro !<m das Mindeste, was erforderlichsei. Dieser Unter¬
haltungssatz dürfe aber, so betonten nachdrücklich die Landeshauptleute, nicht durch Neuverschuldungder Provin-
zialverbändc erreicht werden, wolle man damit bei kaum gesundeten Finanzen nicht wieder in die Fehler der
Vergangenheit verfallen; vielmehrmüsse man die Provinzen wieder stärker an der Kraftfahrzeugsteuer oder an
der Betriebsstoffabgabebeteiligen. Demgegenüberstehen für 1928 Reichszuweisungen— in Form von Sonder¬
zuweisungendes Generalinspektors zum Ausbau der LandstraßenI. Ordnung — leider nur in beschränktem Um¬
fange zur Verfügung. Der Reichs- und Preußische Minister sieht bei dieser Sachlage in seinem Haushaltserlaß
keinen anderen Ausweg, als die Provinzialverbände auf den Weg der Umlage erhöhung zu verweisen.
Auch die Rheinische Provinzialverwaltung hat die Finanzierungsmöglichkeitdurch Umlageerhöhung sehr reiflich
geprüft, sie ist aber bei diesen Prüfungen zu dem Ergebnis gekommen, daß dann im Interesse der rheinischen



Stadt- und Landkreise noch eher ein anderer, durch eingehende Berechnungen durchkalkulierter Weg gegangen
werden müsse. Wie zu Beginn dieses Berichtes dargelegt, ist der Schuldenstand des Rheinischen Provinzialver-
bandes in den letzten Jahren so stark abgesenkt worden,daßes, oh nedaßdarin Gefahren
für die Zukunft stecken, jetzt möglich ist, untcr Berücksichtigung der bereits angesam -
melten Tilgungsrücklage die Zuführung an die Tilgungörücklage stark herabzu¬
setzen, d. h. auf eine freiwillige Tilgungsrücklage überhaupt zu verzichten und sich mit der Ansammlung
dergesetzlich vorgeschriebenen Tilgungörücklage zu begnügen. Auch dann noch würde gewährleistet sein, daß
einmal dieinterne Tilgung der aufgenommenen Anleihen entsprechend den ministeriellen Genehmigungsbeschlüssen
für die einzelnen noch laufenden Anleihen erfolgt, daß also die Entlastung der einzelnen Fachabteilungen von
dem Kapitaldienst der in ihrem Interesse aufgenommenen Anleihe» entsprechend der Lebensdauer der mit diesen
Anleihen finanzierten Maßnahmen erfolgt, und daß zum anderen die Leistung des äußeren Kapitaldienstes unter
Inanspruchnahme des Tilgungsstockeo absolut sichergestellt ist. Allerdings wird es, da Kapitaldienstersiattungen
der einzelnen Fachabtcilungcn nur noch für solche Anleihen zukünftig dem Tilgungsstock zufließen, die heute noch
dritten Stellen gegenüber laufen, und nicht mehr auch für solche, die aus provinzialeigcnen Fonds bzw. aus
außerordentlichen Mitteln gewährt oder abgedeckt worden sind, nicht möglich sein, die s. Zt. zum Zwecke des
Ausbaues der Reichsstraßen übernommene und bei der Neuordnung des Straßenwcsens dem Provinzialverband
verbliebene hohe Anleiheschuld, die eigentlich einen Fremdkörper im heutigen Provinzial-HauShaltsplcm darstellt,
wie bisher beabsichtigt war, verstärkt abzudecken. Die Tilgung der für den Ausbau der Reichsstraßcn vom
Provinzialverband übernommenen Schuld wird also nur allmählich vor sich gehen und sich noch über viele
Jahre hinaus erstrecken; aber gegenüber der Erhöhung der Provinzialumlage erschien dies der Provinzialverwal-
tung als das kleinere llbel. Auf diese Weise ist der im Haushaltsplan der Finanzverwaltung unter der Ein¬
nahmeposition Kapitel 7 Titel 1 vorgesehene Betrag von 2 582 988 HF frei gemacht worden, durch dessen
Freimachung eine sonst notwendig gewordene Umlage crhöhung von rd. 2«/n der Maß-
stabstcuervermiedenwerdenkonnte. Durch die Freimachung dieser rd. 2,6 Mill. H« wird es möglich
gemacht, aus provinziellen Eigenmitteln den hoffentlich auch in Zukunft beizubehaltenden Betrag von 1 550 K^t
pro Km bereitzustellen. Dies ergibt sich durch eine Teilung der nachstehend im Provinzial-.haüshaltsplcm 1938
vorgesehene Eigenmittel

für Wärtcrlöhne.....................
„ Hilfsarbeiter.................. . .
„ Unterhaltung und Instandsetzung..............

Um- und Ausbau...................
einmalige Baumaßnahmen................

1 550 000 HU
240 000

2 287 250 //
3 870 500 //

960 000 //
8 907 850 H/tt

1 500 000 ,/

1 433 000 //
3 353 000 H^l

1 550 HL
4- 583 //

durch die Kilometerlänge der Landstraßen I. Ordnung von 5 747 (ohne Ortsdurchfahrten).

Dazu treten im Rechnungsjahr 1.938 noch einmalig die zweckgebundenen Einnahmen unter Kapitel 120
Titel 2 für die Instandsetzung der ehemaligen forstfiskalischen Straßen in Höhe von . . . 420 000 HT
und folgende Fremdmittel:
die laufende Sonderzuweisung des Gencralinspektors (vgl. Kapitel 20 Titel 31) . . . .
die Zuweisung des Generalinspektors und anderer Stellen für bestimmte Baumaßnahmen
(vgl. Kapitel 120 Titel 1, 3 2 und b)..................
d. l). wiederum auf den Kilometer Landstraße I. Ordnung umgerechnet -- 583 H« ....
Zusammen stehen somit 1938 für die Landstraßen I. Ordnung pro !<m Straßenlängc zur
Verfügung......................... .

zusammen: 2 133 HL

Es muß dabei unbedingt die Erwartung ausgesprochen werden, daß für die Zukunft mindestens
diese Zuweisungen aus fremden Mitteln laufend dem Provinzialverband verbleiben, wobei die Provin-
zial-Straßcnverwaltung mit Recht betont, daß damit ein wirklicher Ausbau der Landstraßen I. Ordnung ent¬
sprechend den Bedürfnissen des gesteigerten Verkehrs noch keineswegs erreicht werden kann.

Anderenfalls ist der „unsichtbare Fehlbetrag" im Haushaltsplan der Provinzialvcrbände, wie man zu¬
treffend die nicht ausreichende Dotierung der Straßenunterhaltungsmittel in den Provinzial-Haushaltsplänen
nennt, trotz der außerordentlichen Maßnahme der Absenkung der Zuführungen an die Tilgungsrücklaqe um rd.
2,6 Millionen nicht behoben, was nachdrückli ch unterstrichen werden muß, und eine Umlage¬
erhöhung läßt sich dann allerdings trotz allem nicht umgehen. In diesem Zusammenhang ist auch von
Bedeutung, daß im nächsten Rechnungsjahre den Provinzialverband erstmalig ein Kapitaldienstbctrag von
238 295 H°L für Offadarlehen für Straßenbauten belastet, der bisher vom Reich getragen wurde.

Durch Vermeidung einer Erhöhung des Prooinzialumlageprozentsatzes hat die Rheinprovinz endlich eine
ungefähre Gleichheit mit dem Umlageprozentsatz der Nachbarprovinz Westfalen erreicht. Westfalen erhob bis¬
her 12,7 °/o der Maßstabsteuern und beabsichtigt nunmehr auf 15,2 «/o anzuziehen. Die Rheinprovinz bleibt da¬
gegen auf 14,75 «/n. Der Umlageprozentsatz der Rheinprovinz wird jetzt im Verhältnis zu den anderen preußi¬
schen Provinzen folgender sein:



Die endgültige Höhe des neuen Umlage»
satzeslüi,938 steht nach»ichtfest.Sämtliche
siioninzialueibande benblichtlgenaber den
Prao!nzilll»Un>!llgeIatzzu erhöhen, Dabei

Provinz Bisheriger llmlagesatz Umlagesatz für 1938
1. Rheinprovinz ................ 14,75«/» 14,75«/o
2. Westfalen ................. 12,7 °/n 15,2 «/«
3. Hannover ................. 23 o/n 24,5 o/u*
4. Kassel .................. 20 o/a 23 o/y
5. Wiesbaden ................. 12,50°/« 14 «o
6. Ostpreußen ................. 23 °/n 25 n/o
7. Nicderschlcsie» ' ............... 20,7 °/° j
8. Obcrschlesien^ ............... 21 «/« /
9. Brandenburg ................ 19 °/n '

10. Pommern ................. 15 «/o
11 ^^s,lo,, 1 /! ^ N/n s werdend!« Maßstäbe der Necilsteuernund
l l. v^uu^»,!, ..................t^»,I /N h^^^chgft^erüberweilungenunKVurger.

12. Schleswig-Holstein.............. 1t, ^° 1 h^ange^ln wer7e'^^^
Die Rheinprovinz steht damit, was die Belastung ihrer Stadt- und Landkreise angeht, an sehr günstiger
Stelle.

Bezüglich der Gestaltung des übrigen provinzielle!, Haushaltsplanes kam, im
allgemeinen auf die eingehendenEinzelbegründungenBezug genommen werden. Es-sei zusammenfassendnoch
folgendes hervorgehoben:

Der Staatsznschuß zur Fürsorgeerziehungmußte nach den Mitteilungen des Ministeriums um rd. 334 647
K./i gegenüberdem Ansatz des Vorjahres geringer angesetzt werden, was also einen erheblichen Einnahmcausfall
mit sich bringt. Eil, weiterer wesentlicherEinnahmcausfall entsteht durch die Senkung des Spezialkostcnsatzes,
der die Erstattungen der Bezirksfürsorgeverbändean den Provinzialvcrband um 335 600 ^i vermindert. Dem
steht bei der Irrenfürsorge aus dem eingangs schon erwähnten Grunde der 50"/nige» Beteiligung des Provin-
zialverbandesan den Beiträgen Drittverpflichteterusw. eine Mehreinnahmevon 1 326 300 H?./i gegenüber.Erfreu¬
lich ist die schon im Vorjahre festzustellende Tendenz des Absinkens der Ausgaben für die Landhilfsbcdürftigen.
Hier ist bei Kapitel 41 Titel d eine Minderauögabe von 566 560 A^i zu verzeichnen.

An Mehraufwendungen für werteschaffcnde Maßnahmen sind im Provinzial-Haushaltoplan 1938 außer
den erhöhten Mitteln für die Verkehrsförderung(Straßenbau) u. a. folgendevorgesehen:

Ansatz 1937 Ansatz 1938
Landeskultur (ohne Reichs- und Staatsmittel) ......... 1 779 899 ,/?.L 1 971 285 K<«
Landfrauenschulen(Zuschußbedarf)............. 51 900 „ 204 850 „
Fürsorge für kinderreiche Familien ............. 255 580 „ 310 580 „
Kulturpflcge (Juschußbedarf) ............. 1159 085 „ 1341181 „
Flugbildweser, ................... „ 71 000 „
Radfahrwege ................... 50 000 „ 60 000 „

Die Veränderungen im Haushaltsplan Kredit- und Versicherungswesenberuhen einmal darauf, daß erst¬
malig der Dividendenertrag aus dem Stammkapital für die Landesbankctatisiert wurde, der 1937 dem Garan¬
tiefonds zufloß — die gleiche Verwendung ist auch für 1938 vorgesehen — und einer Anregung des Gcmeinde-
prüfungsamtes entsprechend der Kapitaldienst für die zwecks Beteiligung des Provinzialverbandes an der Rheini¬
schen Girozentrale und Provinzialbank aufgenommenen Anleihen, der bisher bei der Finanzverwaltung nachge¬
wiesen worden war, nach hier übernommen wurde.

Bezüglich der Begründung zum außerordentlichenHaushaltsplan wird anf die Einzelbegründung ver¬
wiesen.

Düsseldorf, den 6. Mai 1938. Der lvberpriisident der Nheinprovinz
^Verwaltung des Provinzialverbandes)

In Vertretung:
Haake

Davon V2°/° M Ablösung der bisherigen Vorausbelastungder Landkreise für die Landstraßen I. Ordnung.
Niederschlesien und Oberschlesien bilden nunmehreinen Provmzialverband.



Erläuterungen.
^. Ordentlicher Haushaltsplan.

I. Finanzverwaltung.

Einnahme.
Kapitel 1:

Gemäß § 20 des Gemeindefinanzgesetzesist der Istübcrschuß des Rechnungsjahres 1936, der die noch
nicht abgeführte Differenz zwischen den Soll- und Istabschlüssen der Rechnungsjahre 1934—1935 mit um¬
faßte, in Höhe von 2 386 397,17 HL bereits im Laufe des Rechnungsjahres 1937 an die Ausgleichsrücklage
abgeführt worden.

Kapitel 2:
Bei der Bemessung der Haushaltsansätze für die Dotation des Staates, den Anteil an der Reichsein-

kommcnsteuerund der Reichs-Körperschaftssteuerwurden entsprechenddem ministeriellen HauShaltscrlaß vom
10. März 1938 dieselben Beträge wie im Rechnungsjahre 1937 zugrunde gelegt. Ebenso wurde bei der Neichs-
kraftfahrzeugsteucrentsprechenddem angeführten Erlaß mit dem Eingang derselben Überweisungen gerechnet, wie
sie für das Rechnungsjahr 1937 vorgesehenwaren.

Der Ansatz der Provinzialumlage wurde wie folgt errechnet: Für die Provinzialumlage nach dem Maß¬
stab der Grundvcrmögensstcuerwar das Grundvermögcnssteuer-Soll nach dem Stande vom 1. Januar 1938
maßgebend. Bei der Provinzialumlage nach dem Maßstab der Gewerbesteuerwurde gemäß K 3 der 2. Ver¬
ordnung über die Anpassung des preußische!,Landesrechtsan die Rcalsteucrgesetze des Reiches vom 14. Januar
1938 (GS. S. 13) von dem um 15 n/o erhöhten Gewerbesteuer-Soll nach dem Stande vom 1. Januar 1937
ausgegangen. Für die Provinzialumlage nach dem Maßstab der umlagefähigen Reichssteuerüberweisungenwar
nach der gleichen Bestimmung von dem Istaufkommen des Rechnungsjahres 1937 auszugehen. Für die Pro¬
vinzialumlagenach dem Maßstab der Bürgersteuer wurde das Bürgcrsteueraufkommen,wie es bei der endgültigen
Abrechnungder Provinzialumlage 1936 ermittelt worden war, zugrunde gelegt.

Kapitel 3 Titel 2 a:
Die Ermäßigung des Ansatzes hängt damit zusammen, daß infolge Aufteilung von Wertpapieren auf die

Rücklagendie Jinseinnahmen aus diesen Wertpapieren nunmehr diesen Rücklagen zufließen. Diese Einnahmen
sind bei Kapitel 3 Titel 3 veranschlagt.

Kapitel 3 Titel 2 c:
Die Zinseinnahmen verringern sich auf Grund der weiteren Abwicklung der Zahlungsrückstände der

Stadt- lind Landkreise.

Kapitel 3 Titel 3:
Die Erträgnisse der Rücklage!,, Zweckvermögen und Stiftungen, die bisher über die Rechnung des außer¬

ordentlichen Haushalts den Rücklagen usw. zugeführt wurden, sind nunmehr hier entsprechend den Bestimmun¬
gen der Rücklagevcrordnungveranschlagt. Die Erträgnisse werden (vgl. die entsprechende Position auf der Aus-
gabcseite) an die Rücklagen usw. abgeführt.

Kapitel 3 Titel 7, Kapitel 4 Titel 1:
Die Ansätze sind nach dem derzeitigen Forderungsbestand errechnet.

Kapitel 5 Titel 1.
Der llntcrhaushaltsplan der Liegenschaftsverwaltungläuft mit seinen Endzahlen in Einnahme und Aus¬

gabe im Haushaltsplan der Finanzocrwaltung durch. Der von der Aufsichtsbehördeaufgegriffenen Anregung
des Gemeindeprüfungsamtes den Überschuß des Unterhaushaltsplanes der Liegenschaftsverwaltungnicht unmittel¬
bar an die Erneuerungsrücklageabzuführen, sondern als Einnahme im Haushaltsplan zu veranschlagen/konnte
mit Rücksicht auf die bereits zum Abschluß gebrachten Vorarbeiten für den Haushaltsplan 1938 noch nicht ent¬
sprochen werden. Im nächstjährigenHaushaltsplan wird entsprechend verfahren werden. Im einzelnen vergleiche
die Erläuterungen zum ünterhaushaltsplan der Liegenschaftsverwaltung.

Kapitel K:
Es handelt sich um Einnahmen, die der Finanzverwaltung seitens des Verrechnungshaushaltes Steuern

und Versicherungen dadurch zufließen, daß seitens dieses Verrechnungshaushaltes Steuern durch Hingabe von
Steuergutscheinen beglichen werden, die dem Provinzialvcrband in früheren Jahren zugeflossen waren.
Kapitel 7 Titel N

Es wird auf die Ausführungen im allgemeinen Vorbcricht Bezug genommen.
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« >^ ^ ^ , < Ausgabe.
Kapttel 3 Tttel 1: "

Der Rückgang der hier veranschlagten Ausgabe beruht im wesentlichen darauf, daß der Kapitaldienst für
die zur Erstellung des Stammkapitals bei der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank aufgenommenen
Anleihen erstmalig entsprechend einer Anregung des Gemeindeprüfungsamtes bei Kapitel 70 Titel 2 veranschlagt
worden ist.

Kapitel 3 Titel 3:
Vergleiche die Erläuterungen auf der Einncchmcseite.

Kapitel 3 Titel 4, 5, 6 und 8:
Vergleiche die Ausführungen im allgemeinen Vorbcvicht.

Kapitel 3 Titel 7, Kapitel 4 Titel 1:
Vergleiche die Erläuterungen auf der Einnahmcscitc.

Kapitel 5 Titel 1:
Vergleiche die Erläuterungen auf der Einnahmeseitc.

Kapitel 9 Titel 2:
Verschiedene neue Maßnahmen, die im westlichen Grenzraum unter grcnzpolitischen Gesichtspunkten die

Lage in diesen Gebieten verbessern sollen, bedingen den erhöhten Ansah gegenüber dem Vorjahre. Die llbertrag-
barkcit ist im Interesse einer sparsamen Bewirtschaftung der Mittel erforderlich.

Kapitel 9 Titel 3:
Wie bereits im vorjährigen Vorbericht ausgeführt worden ist, ist auf Grund einer von dem für den Pro-

vinzialvcrband zuständigen Finanzamt vorgenommenen Buch- lind Betriebsprüfung für den gesamten Bereich
der Provinzialverwaltung unter Umständen mit einer nicht unerheblichen Stcuermehrbelastung des Provinzial-
verbandes zu rechnen, wobei auch eine Nachveranlagung für die Vergangenheit in Frage kommt. Ebenso ist noch
nicht abzusehen, ob nicht durch das Inkrafttreten des neuen Grundsteuergcsetzes sich eine im Haushaltsplan
Steuern und Versicherungen im einzelnen noch nicht zu veranschlagbare Mehrbelastung ergibt.

Kapitel 100 Titel 1:
Vergleiche die Erläuterungen zu Kapitel l Titel 1 der Einnahme.

II. Allgemeine Verwaltung.
«,.,>, .<<>>>., « Einnahme.
Kapitel 13 Tltel 2 e. ^

Infolge Auflösung der Dienststelle der Inspektion West des Reichsheimstättenamteo der DAF. kommt
die bisher vorgesehene Einnahme in Wegfall.

Kapitel 13 Titel 23:
Dem Verein für das Deutschtum im Ausland sind im Unter- und Erdgeschoß in dem provinzialeigenen

Hause Adolf-Hitler-Straße 35 ab 1. April 1937 Büroräume überlassen worden, für die eine monatliche Miete
von 125 K.H einschließlich Heizung und Reinigung zu zahlen ist. Die Kosten für Beleuchtung nnd Telefon
trägt der Verein unmittelbar.

Kapitel 13 Titel 4a und d:
Es ist in Aussicht genominen, das Kasino des Provinzialverbandes und der provinziellen Institute im

Ständehauö in eine selbständige Rechtspersönlichkeit umzugestalten. Dieser würden alsdann auch die bisherigen
Einnahmen unmittelbar zufließen.

Kapitel 13 Titel 7:
Einnahmen aus Nebenämtern und Nebenbeschäftigungen sind nicht zu erwarten.

Kopite 13 Titel 202:
(Vgl. die Bemerkung auf der Ausgabescite.)

Kapitel 13 Titel l: Ausgabe.
Die Mehrausgabe ist im wesentlichen notwendig geworden durch Vermehrung der Stellen des höheren

Verwaltungsdienstes und des gehobenen mittleren Bürodienstes. Die Stellen waren bereits zum Teil im Stellen¬
plan für 1937 vorgesehen, die Bezüge dagegensind erstmalig in 1938 veranschlagt (vgl. auch Kapitel 13 Titel 2
und 3). Ferner sind hier die Bezüge eines Landesrats vorgesehen, die bisher bei Kapitel 49 verrechnet wurden.



Kapitel 13 Titel 2:
Die Minderausgabe liegt in der Anstellung von Anwärtern als Beamte begründet (vgl. auch Kapitel 13

Titel 1).

Kapitel 13 Titel 3:
In dem Mehrbedarf sind enthalten:

Die Vergütungen für 2 Bauassessoren für die Straßenverwaltung, für einen im Archiv der Provinzialverwaltung
tätigen Hilfsarbeiter, ferner die Bezüge für eine auf die Hauptverwaltung übergegangene, bisher bei der Für¬
sorgeerziehung beschäftigte wissenschaftliche Hilfsarbeiterin und für Schreib- und Kanzleikräfte, deren Einstellung
durch das Anwachsen der Geschäfte erforderlich geworden ist.

Unter Berücksichtigung der den Vermehrungen gegenüberstehenden Abgänge und durch Übernahme von
bisherigen Angcstelltenstellen auf den Beamtentitel (Kapitel 13 Titel 1) ergibt sich ein Mehr von rd. 7 500 H.ll.

Kapitel 13 Titel 4:
Die Mehrausgabe ist bedingt durch Einstellung eines Nachtwächters und von Putzfrauen.

Kapitel 13 Titel 5 2:
Vgl. den Vcrrechnungshaushalt der Ruhegehälter und Hintcrbliebenenbezügc.

Kapitel l3 Titel 5 c:
Der Mehrausgabe steht eine gleich hohe Mehreinnahme gegenüber.

Kapitel 13 Titel 9:
Durch das am 1. Juli 1937 in Kraft getretene Deutsche Bcamtengcsetz vom 26. Januar 1937 ist die

Unfallfürsorge für alle Beamten einheitlich geregelt und wesentlich erweitert worden. Nach HZ 108 und 109
dieses Gesetzes ist neben Ruhegehalt oder Hinterbliebencnversorgung auch ein Heilverfahren zu gewähren, bestehend
in ärztlicher Behandlung, Pflege und Versorgung mit Arzneien und anderen Heilmitteln, Ausstattung mit Körper¬
ersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die Folgen
der Verletzung erleicbtcrn sollen.

Kapitel 13 Titel 10 2:
Die allgemeine Geschäftszunahme bedingt eine Erhöhung für die laufenden Bürobedürfnisse um 1 000 ^^.

Für einmalige Ausgaben sind hier eingesetzt für die Vervollständigung der Büromaschinen-Ausstattung der Lan-
deshauptkafse 10 000 H/lt.

Kapitel 13 Titel 10 e:
Durch den gestiegenen Stromverbrauch im Landes- und Ständehaus sowie der Kosten für die neu erwor¬

benen Häuser Adolf-Hitler-Straße 35 und Bergerallce 10 ist eine Erhöhung dieser Ausgabeposition um 7 000
.3?^i erforderlich.

Kapitel 13 Titel 10 3':
In dieser Position ist eine Ausgabe von 500 ^t.//l eingebaut, die bisher zu Lasten des Kapitels 45 ging.

Das weitere Mehr von 500 H/t gegenüber dem Vorjahre erklärt sich aus der Zunahme des Geschäftsumfanges.

Kapitel 13 Titel 10 3':
Für einmalige Kosten sind u. a. vorgesehen:

1. Für Neubeschaffung von Schränken für Unterbringung von Akten der Personalregistratur . . 2 500 ^>^
2. Für Neubeschaffung von Bürogegenständcn infolge der Einrichtung eines Brückenbaudezernats

und der sonstigen Personcüvermehrung ..................3 300
3. Für die erstmalige Einrichtung des Archivs................10 000
Der Rest wird für Anschaffungen im Zusammenhang mit der Verlegung von Büroräumen und Ausgestaltung
neuer Diensträume usw. benötigt werden.

Kapitel 13 Titel 10^:

Für lichtbildnerische Zwecke sind 2 000 H^/i den, tatsächlichen Bedürfnis entsprechend, mehr vorgesehen.

Kapitel »3 Titel 10^:

Infolge der Neuordnung der Bücherei ist für eine übersichtliche Aufstellung die Beschaffung von beson¬
deren Schränken usw. notwendig.

Kapitel 13 Titel 10 n:

Es handelt sich um Erstattungen zum Verrechnungshaushattsplan der Kraftwagendienststelle, deren Höhe
durch die entsprechenden Ausgaben festliegt.
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Kapitel 13 Titel 11:
Die Erhöhung dieses Titel um 1 ooo H^ ist durch die vermehrten Dienstgeschäfte bedingt.

Kapitel 13 Titel 13:
Es handelt sich um Erstattungen zum Verrechnungshaushaltsplan der Hochbauabteilung, deren Höhe

durch die entsprechenden Ausgaben festliegt.

Kapitel 13 Titel 16:
Für die laufende Ergänzung des „Handbuches der Rheinischen Provinzialverwaltung" ist hier erstmalig

ein Betrag von 6 000 H^ vorgesehen.

Kapitel 13 Titel 17a:
Die Mehrausgabe ist bedingt durch die Einstellung eines weiteren Rechnungsrevisors.

Kapitel 13 Titel 20 2:
Für die Zeitschrift „Die Nheinvrovinz" ist außerhalb des Haushaltsplanes ein Voranschlag aufgestellt,

der nach betriebsmäßigen Gesichtspunkten gegliedert ist und in Einnahme und Ausgabe mit 60 000 H^ in 1938
abschließt. Da nach § 97 des GemFinGes. für eine kaufmännisch eingerichtete Unternehmung das voraussichtliche
Endergebnis der kaufmännischen Bctricbsführung in den Haushaltsplan aufzunehmen ist und der Voranschlag der
Zeitschrift in 1938 ohne Überschuß bzw. Zuschuß abschließt, ist ein Ansatz im Haushaltsplan für 1938 nicht
vorgesehen.

Kapitel 13 Titel 20 b:
Nach der Vierten Anordnung des Generalbauinspektors für die Rcichshauptstadt vom 1. Februar 1938

werden im Zuge der Neugestaltung Berlins demnächst auch die Dienstgebäude der Geschäftsstelle des Deutschen
Gemeindetages in Anspruch genommen und abgerissen. Die reinen Baukosten müssen auf die Gemeinden und
Gcmeindeverbände umgelegt werden. Der erforderliche Betrag wird etwa das Doppelte der Iahresumlage des
Deutschen Gemeindetagcs ausmachen. Die Bauumlage soll in zwei Teilbeträgen in den Rechnungsjahren 1938
und 1939 erhoben werden. Auf Grund des Erlasses des Herrn Reichs- und Preußischen Ministers des Innern
und des Herrn Reichsministcrs der Finanzen vom 28. Februar 1938 wird im Jahre 1938 neben der ordentlichen
Umlage in Höhe des Vorjahres eine Sonderumlage in der gleichen Höhe für die Errichtung des neuen Verwal¬
tungsgebäudes erhoben.

Kapitel 13 Titel 20 cl und e:
Die Ansätze mußten entsprechend dem tatsächlichen Bedürfnis erhöht werden.

Kapitel 13 Titel 20 3:
Die sportliche Ertüchtigung soll intensiver gestaltet werden.

Kapitel 13 Titel 20 li:
Die Kosten für Abhaltung von Gemeinschaftsfeiern sind um 7 000 H^i erhöht. Nach dem Erlaß des

Neichsministers der Finanzen vom 23. Juli 1937 können zur Bestreitung der allgemeine!, sächlichen Ausgaben
für die Gemeinschaftsfeicrn für jeden Beamten, Angestellten und Arbeiter bis zu 3 H.4i verwandt werden.

Kapitel 13 Titel 20 K:
Der bisher aus Kapitel 9 Titel 1 „Unvorhergesehenes" geleistete Zuschuß zu den Kosten der Verwaltungs¬

beamtenschule und die sonstigen Kosten für die Weiterbildung der Beamten und Angestellten sind erstmalig in
einer besonderen Etatposition vorgesehen, da es sich um regelmäßig wiederkehrende Ausgaben handelt.

Kapitel 13 Titel 20 1:
Der bisher unter Kapitel 65 geleistete Zuschuß und Beitrag für die volkswirtschaftliche Vereinigung im

Rheinisch-Westfälischen Industriegebiet ist nach hier übernommen.

Kapitel 13 Titel 20 m:
Es handelt sich um Zuweisungen an Boten, Putzfrauen usw. zu Weihnachten, die bisher aus Kapitel 9

Titel 1 gezahlt wurden.

Kapitel 13 Titel 20o:
Der Rheinischen Zentralstelle für den Vicrjahresplan wurde bisher ein Zuschuß aus Kapitel 9 Titel 1

des Haushaltsplanes gewährt. Dieser Zuschuß ist nunmehr in der vorgesehenen Höhe gesondert veranschlagt
worden.
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III. Verkehrswesen.
Auf Grund des Gesetzes über die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens und der Straßcnverwal-

tung vom 26. März 1924 und der Durchführungsverordnung vom 7. Dezember 1924, in Kraft getreten am
5. April 1925, und der weiterhin vom Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen getroffenen Unordnungen
sind dem Provinzialverband« folgende Aufgabengebiete zugewiesen:

1. Die Verwaltung der Reichsstraßen in einer Länge von rd. 2 621 Ion. Die Ortsdurchfahrten im Zuge dieser
Straßen in Gemeinden mit mehr als 6 000 Einwohnern in einer Gesamtlänge von rd. 548 Km werden von
den Gemeinden unterhalten und verwaltet, die hierfür einen Anteil aus der dem Provinzialverband zugewie¬
senen Kraftfahrzeugsteuer erhalten.

Das Netz der Neichsstraßen hat demnach eine Länge von rd. 2 169 Km.
Träger der Unterhaltungslast der Reichsstraßen ist das Reich. Das Reich trägt den Sachaufwand für

die Unterhaltung einschl. Straßenwärter- und Hilfsarbciterlöhne. Die Verwaltung erfolgt im Auftrage des
Reiches durch den Provinzialverband, der auch die Kosten hierfür aufzubringen hat. Das Reich ersetzt hier¬
von nur die Kosten für vorübergehend eingestelltes technisches Personal.

2. Die Unterhaltung und Verwaltung der Landstraßen I. Ordnung in einer Länge von rd. 5 747 Km. Die
Ortsdurchfahrten im Zuge dieser Straßen in Gemeinden mit mehr als 6 000 Einwohnern in einer Gesamt¬
länge von 491 Km werden von den Gemeinden unterhalten und verwaltet, die hierfür auch einen Anteil aus
der dem Provinzialverband zufließenden Kraftfahrzeugsteuer erhalten.

Das Netz der Landstraßen I. Ordnung hat demnach eine Länge von rd. 6 228 Km.
2. Die Verwaltung der Landstraßen II. Ordnung in 14 Landkreisen in einer Länge von 1 252 Kni.

Während für die Landstraßen II. Ordnung die Kreise Träger der Unterhaltungslast sind, muß die Ver¬
waltung dieser Straßen von der Provinz durchgeführt werden, wenn die Kreise keine eigene straßenbautech¬
nische Dienststelle besitzen und wenn die Kreise die Übertragung der Verwaltung an den Provinzialverband
wünschen, sonst bleibt die Verwaltung der Landstraßen II. Ordnung bei der straßenbautechnischen Dienststelle
des Kreises. Wird deren Vorstandsstelle frei, so entscheidet der Generalinspektor im Benehmen mit dein Mini¬
ster des Innern, ob sie neu besetzt wird, oder ob die Verwaltung der Landstraßen II. Ordnung an den Pro¬
vinzialverband übergeht. Bisher ist hiernach die Verwaltung von 14 Kreisen auf den Provinzialverband über¬
gegangen. Der Provinzialverband erhält von den Kreisen für die Übernahme der Verwaltung einen Betrag
von 40 K^l pro Km. Die Ortsdurchfahrten im Zuge der Landstraßen II. Ordnung in Gemeinden mit mehr
als 6 000 Einwohnern (142 Km) innerhalb der Landkreise werden, wie bei den Reichs- und Landstrasien
I. Ordnung von den Gemeinden unterhalten, wofür ihnen ein entsprechender Anteil aus der den Kreisen zu¬
fließenden Kraftfahrzeugsteuer überwiesen wird. Die Gesamtlänge des Netzes der Landstraßen II. Ordnung
beträgt rd. 5 702 Km.

4. Die Verwaltung der Ortsdurchfahrten im Zuge der Reichs- und Landstraßen I. Ordnung und zum Teil
auch II. Ordnung in Gemeinden mit über 6 000 Einwohnern seitens des Provinzialvcrbandcs auf Kosten der
Gemeinden, wenn die Gemeinde keine eigene leistungsfähige Straßenverwaltung besitzt.

5. Die Fachaufsicht im Auftrage des Generalinspektors über alle unter das Gesetz fallenden Straßen, d. s. zu¬
sammen rd. 15 100 Km.

6. Alle Bauausführungen für neue Reichsstraßcn und Landstraßen I. Ordnung außerhalb der großstädtischen Be¬
bauung im Gebiete des Siedlungsverbandes Ruhrkohlcnbezirk unbeschadet der Finanzierung und Planung
durch den Ruhrsiedlungsverband.

7. Die Bauausführung für besondere Zubringerstraßen zu den Reicksautobahne», unbeschadet der Regelung der
Finanzierung.

8. Alle Straßcnplanungsarbeneu, die Reichsstraßen und Landstraßen I. Ordnung sowie zum Teil auch Land¬
straßen II. Ordnung betreffen (ausschließlich der innerstädtischen Straßen) soweit sie in Zukunft notwendig wer¬
den, besonders infolge des Ausbaues der Reichsautobahnen und der Aufstellung von Wirtschaftspläncn.

9. Durchführung der Planung der Rcichsautobahnen für das gesamte linksrheinische Gebiet, auch außerhalb der
Rheinprovinz.

Die örtliche Verwaltung und Beaufsichtigung der von der Provinz zu betreuenden Straßennetze erfolgt
durch 12 Landesbauämter: Trier, Kochcm, Bad Krenznach, Koblenz, Bonn, Prüm, Aachen, Köln, Siegburg,
Krefeld, Düsseldorf und Kleve.

Außer den Landesbauämter» bestehen 4 Ncubauabtcilungen in Düsseldorf, Koblenz, Adenau und Bad
Kreuznach, denen die größeren Bauausführungen übertragen sind.

Außerdem ist auf Anordnung des Generalinspcktors die Planungsgvuvpe für die unter 9. erwähnten
Arbeiten mit dem Sitz in Koblenz am 1. August 192? eingerichtet worden.

Durch die Anlage eines Truppenübungsplatzes bei Baumholder wird die Verlegung der Reichsstraße 270
sowie mehrerer Landstraßen erforderlich. Die Kosten der Straßenverlegungen, die etwa 8 000 ooo Ä^/i betragen
werden, werden von der .Heeresverwaltung getragen. Mit der Durchführung dieser Maßnahmen ist die Straßen-
neubauabteilung in Bad Kreuznach beauftragt. Die personellen und sächlichen Kosten dieser Ncubauabteilung
werden ebenfalls von der .Heeresverwaltung bezahlt und sind im .Haushaltsplan der Provinz nickt mit aufge¬
führt.
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Einnahmen.
ZuTitcl 1. Der Anteil des Provinzialverbandes an der Kraftfahrzeugsteuer ist auf Grund der Schätzungen
des Runderlasses des Reichs- und PreußischenMinisters des Innern über die Haushaltsführung der Gemeinden
und Gemeindeverbändevom 10. März 1,928 errechnet. Hiernach ist damit zu rechnen, daß dieselben Beträge
wie im Rechnungsjahre 1937 überwiesenwerden.
Zu Titel 22: Der Betrag seht sich zusammen aus den Mieten für die in den 12 Bauamtsdienstgebäudenvor¬
handenen Wohnungen, für die Straßenmcistcrwohnungen in Herongen, Wildbcrgerhütte und Wittlich und für
2 Straßenwärterwohnungen in den Dienstgcbäudenan der Kraftwagcnstraßc Köln—Bonn sowie für eine Woh¬
nung in dem früheren Wichmann'schenHause in Opladen. Da die Büroräume der Landcsbauämtcr Düssel¬
dorf und Bad Krcuznach nicht ausreichten,haben der Borstand des Landesbauamts 'Düsseldorf sowie der Wein-
baudircktorvon der Weinbauschule Krcuznachdie Wohnungen in den beiden Bauamtsgcbäudcn geräumt. Infolge¬
dessen ermäßigt sich die Mieteinnahme um 2 460 H^t.
Zu Titel 4: Durch Erlaß des Gencralinspektorsvom 19. November 1937 sind auch die Gemeinden unter
6 ooo Einwohner an den Abgabenfür Anlagen Dritter, soweit die Anlagenauf den von den Gemeindenzu unter¬
haltenden Straßenteilcn liegen, beteiligt. Da eine große Anzahl von abgabepflichtigenAnlagen auf derartigen
Straßcnstreckenliegen, ermäßigen sich die der Provinz zufließendenAbgabenfür Anlagen auf freien Strecken der
Landstraßen I. Ordnung auf rd. 28 000 Hi/.
Zu Titel 9: Die Provinz hat von den Kreisen Iülich, Erkelenz,Geilenkirchen, Düsseldorf-Mettmann, Kem¬
pen, Mors, Geldern, Dinslakcn, Altcnkirchen,St. Goar, Bergheim, Oberbergischer Kreis, Wadcrn und Bitburg
die Verwaltung der Landstraßen II. Ordnung in einer Gesamtlänge von 1 352,6 Km übernommen. Die Kreise
haben sich vertraglich verpflichtet, als Vcrwaltungskostcnbeitrag einen Satz von 40 K.//i pro Km und Jahr zu
zahlen. Neu hinzugekommenist ab 1. April 1938 der Obcrbcrgische Kreis mit 137,9 Km.

Im ganzen werden der Provinz erstattet 1 352,6 x 40 -^ 54 110 H/lt.
Zu Titel 10: Der Generalinspektorfür das deutsche Straßenwesen erstattet der Provinz die ihr durch Ein¬
stellung von technischen Angestellten für Entwurfsbearbeitung und Bauaufsicht auf Neichsstraßen entstehenden
Kosten bis zu 1 v. H. für Bauaufsicht und bis zu 2 v. H. für Entwurfsbcarbeitung. Zur Hebung des Frem¬
denverkehrs hat der GeneralinspektorSondcrmittel in Aussicht gestellt — bisher ist ein Betrag von 3 000 000 ^^
genannt worden. Für die Entwurfsbearbeitung und Bauleitung dieser Maßnahmen werden 3«/o zusätzliche
Mittel, die in der Summe von 100 000 H«, welche für das Jahr 1938 in Ansatz gebracht ist, noch nicht ent¬
halten sind, zur Verfügung gestellt.
Zu Titel 11: Die Provinzial-Straßenverwaltung führt auch im Jahre 1938 auf Kosten des Ruhrsiedlungs¬
verbandes den Neubau der Reichsstraße Krefeld—Essen weiter. Das für die Entwurfsaufstellung und Bauauf¬
sicht notwendigePersonal stellt die Provinzial-Straßenverwaltung. Die in den Kostenanschlägen hier vorgesehenen
Beträge für Entwurfsbearbeitung und Bauleitung von rd. 30 000 Hk^t fließen daher der Provinzialverwaltung zu.
Zu Titel 12: Auf Grund des Erlasses des Generalinspektors für das deutsche Straßenwesen vom 18. und
24. Juni 1937 ist zum 1. August 193? in Koblenz eine Planungsstelle für das gesamte linksrheinische Gebiet
für Reichsautobahnen,Reichsstrasien und Landstraßeneingerichtetworden. Die Bestreitung der personellen und
sächlichen Ausgaben der Planungsgruppe werden etwa zur Hälfte vom Generalinspektorbestritten. Auf Titel 8
und Titel 21 bis 24 der Ausgaben wird hingewiesen.
Zu Titel 13: Die Provinzial-Straßenmeister und Straßcnmeisteranwärter haben für die ihnen zur Beschaffung
von 'Kleinkraftwagen oder Motorrädern gewährten zinslosenDarlehen an'Tilgungsraten zu zahlen:
43 Straßenmeistcr bzw. Anwärter für 12 Monate je 50 M./X -- . . . 25 800 KH

3 // // // // 1- -10 // // 50 „ — . . . . 3 550 //
-1 „ // „ // 12 // // 40 // -- . 1 920 ,/-, 12 36 864
? , ,, // 12 ,/ " 30 // -. . . 720 //

,? " " " " 1- -12 " // 5 -20 "
zusammen

. 2 588 //
rd.: 35 440 5».<t

Es wird auf die Anmerkung zu Titel 14 d der Ausgabe verwiesen.
Zu Titel 31: Der Zuschuß des Generalinspektorsfür das deutsche Straßenwesen zum Um- und Ausbau der
Landstraßen I.Ordnung steht der Höhe nach noch nicht genau fest. Der Generalinspektorhat sich auch vorbehalten,
von Fall zu Fall zu prüfen, wo er einen Zuschuß geben will. Es kann aber nach den eingeholten Informationen
wohl angenommenwerden, daß mit einem Zuschuß ungefähr in der vorgesehenenHöhe gerechnetwerden kann.
Zu Titel 32»: Vom Siedlungsverband NuhrkohlenbeM ist der Kapitaldienst für ein von der Provinz aufge¬
nommenes an den Siedlungsverband weitergegebenesOffa-Darlehn von 1 468 137,81 ^<i aus dem III. Ar¬
beitsbeschaffungsprogrammzu erstatten. Der eingesetzte Betrag von 131105 K^t ist von der Offa angefordert.
Zu Titel 32b: Aus den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen1933 hat die Provinz ein Dar¬
lehn von .......................... 3 876 400 AH
aufgenommen und an Landkreise zum Ausbau von Kreis-, Gemeinde-und Durchgangsstraßen
wcitergeleitet. Durch Hergabe von Schuldverschreibungenhaben die Kreise abgelöst . . . 69? 600 „

bleiben: 3 178 800 K^
Von diesem Darlehnsbetrag übernehmen die Kreise V, der Rente von 6,55 o/n -- rd. 138 808 HH.
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Zu Titel 41,: Ein Vergleich mit dem Soll 1,92? könnte den Schluß aufkommen lassen, als ob die Anteile der
Kreise an der Kraftfahrzeugsteuer im Jahre 1938 geringer sein würden als im Jahre 1937. Dieser Schluß
wäre aber irrig, denn der Ansatz 1937 ist tatsächlichnur in Höhe des Ansatzes 1938 erreicht worden. Bei
Fixierung des Ansatzes 1927 waren nämlich die genauen Berechnungsunterlagen,die einen wesentlich geringeren
Anteil der Kreise als angenommen ergaben, noch nicht vorhanden.
Zu Titel 51: Von dem Betrag von rd. 58000 H^i, den die Provinz zur Haftpflichtversicherungfür das
von ihr verwaltete Straßennetz aufzubringenhat, trägt das Reich den nach dem Längenvcrhältnis auf die Reichs-
straßcn entfallenden Anteil von rd. 18 700 K./i.
Zu Titel 53: Auf Grund des Gesetzes über die einstweilige Neuregelungdes Straßenwesens und der Straßen¬
verwaltung vom 26. April 1934 ist die Wupperbrückein Rheindorf im Zuge der Straße Rheindorf—Bürrig
vom 1. April 1935 in die Unterhaltung und Verwaltung des Prouinzialverbandes der Rheinprovinz übergegangen.
Der für die Brücke festgesetztewiderruflichestaatlicheUntcrhaltungszuschußvon jährlich 10 900 M.H steht somit
seit der Übernahmeder Unterhaltungspflichtdem Provinzialverband der Rheinprovinz zu.

Ausgaben:

Zu Titel 12: Der Mehrbetrag von 19600 H/« ergibt sich außer durch planmäßige Gehaltssteigungen
hauptsächlich durch die Überführung des Leiters der Prüfungsanstalt für Asphalt und Teer in eine Beamtcnstelle
der Besoldungsgruppe ^2c2 sowie durch 3 vorgesehene neue Stellen des gehobenenmittleren Dienstes in
Besoldungsgruppe ^,4c2 und 1 Beamter in Besoldungsgruppe />, 7 2 sowie durch die Neueinstellung von
2 Verwaltungsgehilfen und 3 Stenotypistinnen.
Zu Titel 1b: VergleicheVcrrechnungshaushalt „Ruhegehälter und HiMcrbliebencnbezüge".
Zu Titel 2: Die ständige Zunahme der Dienstgeschäfte erfordert die Besetzung jedes Bauamtes mit 4 Ver¬
waltungsgehilfen. Bisher sind 8 Bauämter mit je 3 Verwaltungsgchilfen und 4 größere Ämter mit je 4 Ver-
waltungsgchilfen besetzt worden. Im Jahre 1938 sollen sämtlicheBauämter mit 4 Verwaltungsgehilfen besetzt
werden. Außerdem sollen für die Durchführung größerer Vermessungen aus Straßenneu- und -umbauten ein
Landmesserund 2 Vermessungstechnikereingestellt werden, wodurch die Mehrausgabe bedingt wird.
Zu Titel 5: Vergleiche Verrechnungshaushalt „Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge".
Zu Titel 7a: Zur Erledigung der einfacheren Büroarbeiten ist die Neueinstellnngeines Bauamtssckretärs für
jede Neubauabteilung notwendig.
Zu Titel 7c: Infolge planmäßiger Gchaltsstcigungen und höherer Einstufung der technischen Angestellten
gemäß Erlaß des Generalinspektors ist ein Mehrbetrag von 21 245 HH erforderlich.
Zu Titel 82: Auf Grund des Erlasses des Generalinspektors vom 18. und 24. Juni 193? ist seit dem
1. August 1937 in Koblenz eine Planungsstelle für das gesamte linksrheinischeGebiet für Reichsautobahnen
usw. eingerichtet worden. Die personellenund sächlichen Ausgaben der Planlingsgruppe werden etwa zur Hälfte
vom Generalinspektor erstattet. Auf Titel 12 der Einnahmen wird hingewiesen.
Zu Titel 8d: Hier gilt dasselbewie zu Titel 82.
Zu Titel 10: Siehe Nachweisungder Erstattungen innerhalb der Verwaltungen.
Zu Titel 1222 einmalig: Infolge Vermehrung der Baustellen ist die Beschaffungweiterer Nivellierinstru¬
mente für Straßenmeister und Technikernotwendig.
Zu Titel 12b und c: Die ständig sich vermehrendenDienstgeschäfte der Landesbauämtermachen eine Mehr¬
ausgabe von 1 500 -^ 5 000 H.« für Formularbedarf, Postgebühren und Frachten erforderlich.
Zu Titel 136: Im Jahre 1938 ist die Anschaffung von 2 neuen Bauamtswagen erforderlich.
Zu Titel 142: Die Entschädigung für die Straßenmeister setzt sich wie folgt zusammen:
für 6 Straßcnmeister im Monat je 183 H^ ^...............13 176 H^t
(bei Benutzung eines steuerpflichtigenKraftwagens)
für 13 Straßenmeister im Monat je 173 K./>i ^...............26 988 „
(bei Benutzung eines steuerpflichtigenKraftwagens)
für 2 Straßenmeister im Monat je 188 Ä^i ^-............... 4 512 „
(bei Benutzung eines steuerpflichtigenKraftwagens)
für 10 Straßenmeister im Monat je 178 HH -^...............21 260 „
(bei Benutzung eines steuerpflichtigenKraftwagens)
für 2 Straßenmeister im Monat je 197 H^i ^............... 7 092 „
(bei Benutzung eines steuerpflichtigenKraftwagens)
für 35 Straßenmeister im Monat je 187 H^i ^...............78 540 „
(bei Benutzung eines steuerfreienKraftwagens)
für 5 Straßenmeister im Monat je 206 K.H ^ . . .............l2 360 „
(bei Benutzung eines steuerfreienKraftwagens)
für 18 Straßenmeister im Monat je 196 A^t -...............42 326 „
(bei Benutzung eines steuerfreien Kraftwagens)

zu übertragen: 206 264 K^
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Übertrag: 206 364 K^t
für 4 Straßenmeister im Monat je 218 .H^i -^...............10 464 „
(bei Benutzung eines steuerfreienKraftwagens)
für 9 Straßenmeister im Monat je 208 K^T ^ . . . . ........... 22 464 „
(bei Benutzung eines steuerfreienKraftwagens)
für 6 Straßenmeister im Monat je 222 K«« ^..............15 984 „
(bei Benutzung eines steuerfreienKraftwagens)
für 1, Straßenmeister im Monat 236 H^l -............... 2 832 „
(bei Benutzung eines steuerfreienKraftwagens)
für 1 Strasienmeister im Monat 257 .A^i -............... 3 084 „
(bei Benutzung eines steuerfreienKraftwagens)
für 3 Straßenmeister im Monat je 115 .H.K -^............... 4 140 „
(bei Benutzung eines Motorrades)
für 3 Straßenmeister im Monat je 65 H/l ^............... 2 340 „
(bei Benutzung eines Fahrrades)
für 12 Straßenmeister bzw. Anwärter ohne Bezirk im Monat je 99 K./i -.......14 256 „
(bei Benutzung eines Motorrades)
für 12 Straßenmeistcr bzw. Anwärter ohne Bezirk im Monat je 55 H4l ^....... 7 920 „
(bei Benutzung eines Fahrrades)
für Fahrlernkosten rd. ....................... 1500 „
Fahrtauslagen für Anwärter und zur Abrundung ............... 4 652 „

zusammen: 296 000 ^^t
Bei dein ständig wachsenden Umfang der Dienstgeschäftc der Straßenmeistcr war es nicht immer möglich,

die UnterlMungs- und Ausbauarbeiten an Ort und Stelle in dem erforderlichenMaße zu überwachen, da sie
häufig dem Außendienst durch schriftliche Arbeiten entzöge», werden. Um diesem Ubelstandeabzuhelfen, sollen
die Straßenmeister für die laufenden einfachen Arbeiten eine Schreibkraft einstellen. Hierfür sind für den Monat
und den Straßenmeistcr für 1,938 ^ 35 Hl^/i vorgesehen -- rd. 50 000 H.M, wodurch die Erhöhung gegenüber
1937 bedingt ist.
Zu Titel 14 d: Zur Beschaffung eines Kleinkraftwagcns bzw. eines Motorrades wird den Straßenmeistern
und Straßenmeisteranwärtcrn ein zinsfreies Darlehn bis zu 2 000 HFl bzw. 900 Ä^l gewährt. Die Darlehen
von 2 000 H^i sind durch monatliche Raten von 50 K^i, die zu 900 K^ durch Monatsraten von 36 A.^
zu tilgen. In Einzelfällen, in denen geringere Darlchnobeträge in Anspruchgenommen sind, ermäßigen sich die
Darlchnsraten entsprechend(s. auch Titel 13 der Einnahmen).
Zu Titel 17: Die Erhöhung von 6 900 H/« auf 11 000 H^l ist bedingt durch Gehaltssteigungen,höhere Ein¬
stufung von 2 Kraftwagenführern und die Neueinstellung des 4. Kraftwagenführers.
Zu Titel 18c: Infolge der 1938 zu erwartenden größeren Bautätigkeit bei den Neubauabteilungcn ist mit
einer Erhöhung der Ausgaben für Postgebühren und Frachten zu rechnen. Der Haushaltsansatz ist daher von
4 000 Ä^l auf 5 000 HH heraufgesetztworden.
Zu Titel 18 6: Die Provinzial-Straßenneubauabteilung Düsseldorf ist bisher im Landeshaus untergebracht.
Da die von der Ncubauabteilung benutztenBüroräume dringend von der Abteilung benutzt werden, ist die
Anmietung von Büroräumen für die Neubauabteilung erforderlich. Infolgedessen ist der Haushaltsansatz von
3 700 Ä^i auf 8 000 H^l heraufgesetzt.
Zu Titel 13 e: Durch die Anmietung von Büroräumen durch die Neubauabteilung Düsseldorf erhöht sich
auch der Titel für Vüroreinigung zwangsläufig um 600 HF.
Zu Tite l 19 b: Die Erhöhung von 1 400 K.K auf 3 500 K^i ist bedingt durch die Einstellung eines 4. Kraft¬
wagenführers und durch die zu erwartende erhöhte außerbezirklichcReisetätigkeit der Vorstände.
Zu Titel 21—24: Es wird auf die Bemerkungen zu Titel 82 und b der Ausgaben verwiesen. Die Hälfte
der sächlichen Kosten wird vom Generalinspektorerstattet (vgl. auch Titel 12 der Einnahmen).
Zu Titel 30, 31, 120: Nach dem Runderlaß des Reichs- und Preußischen Ministers des Innern und des
Reichs- und PreußischenFinanzministcrs betr. die Haushaltsführung der Gemeinden und Gemcindeverbändeim
Rechnungsjahr1938 vom 10. März 1938 müssen die Provinzialvcrbände anstreben, für die Unterhaltung und den
Ausbau der Landstraßen I. Ordnung allmählicheinen Durchschnittsaufwand(einschließlich Wärterlöhne) von 2 000
.N./<i je Km zu erreichen. Dieser Ministerialerlaß gibt der von den Provinzialvcrbände»immer wieder unterstrichenen
NotwendigkeitAusdruck,daß für die LandstraßenI. Ordnung mehr als bisher geschehen müsse.

Im Haushaltsplan 1937 waren aus Mitteln des ordentlichenHaushaltsplanes für die Unterhaltung lind
den Ausbau der Landstraßen I. Ordnung einschließlich Wärterlöhnc vorgesehen:

2) Strasienwärter ......................1 550 000 H.^
I?) Hilfsarbeiter ....................... 240000
c) laufende Unterhaltungskostensowie Kosten für größere Erwciterungs- und Umbauten 3 883 665

einmalige Alisgabenwaren dann noch vorgesehen
c!) zur Unterhaltung der ehemaligen forstfiokalischcnStraßen ........ 420 000 „

zusammen sind laufend und einmalig im ordentlichenHaushaltsplan vorgesehen . 6 093 665 H^
d. h. bei einem Straßennetz von 5 566 Km pro Km 1095 K.F.

//



. 1550 000 HF
240 000 //

. 2 287 350 ,/

. 5 270 500 //
. 2 254 000 /,

420 000 //

129 000 //
. l2 260 850 K°«
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Im neuen Haushaltsplan sind ordentlicheMittel vorgesehenfür
2) Straßenwärter.....................
d») Hilfsarbeiter ......................
c) Unterhaltung und Instandsetzung ................
cl) Umbau und Ausbau ....................
e) dazu treten an einmaligen Ausgaben für Straßenneubauten .......
5) einmalige Ausgaben zur Unterhaltung der ehemaligen forstfiskalischenStraßen .

— dieser Betrag konnte 1927 noch nicht zur Verausgabung gelangen —
^) Verlegung der LandstraßeI. Ordnung Lintorf—Ratingen ........

zusammen sind also im ordentlichen Haushaltsplan lau fend und cinmalig vorgesehen
Das macht bei einem Landstraßennetz I. Ordnung von z. Zt. 5 74? Km pro Km 2 122 HF.

Es ist also im neuen Haushaltsplan erfreulicherweisemöglich, erheblich höhere Summen für
die Landstraßen I. Ordnung vorzusehen. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß sich darunter
Straßen Neubauten befinden, für die besondere nur in diesem Jahr zur Verfügung stehende Zuschüsse des
Generalinspektors pp. bereitgestelltwerden konnten. Davon wurde das Projekt der Moselstraßc von Koblenz
moselaufwärts im Vorjahre aus außerordentlichen Mitteln, die wiederum größtenteils aus besonderen Zu¬
schüssen herrührten, unterstützt, also auö Mitteln, die in der obigen vergleichendenGegenüberstellung mit dem
Vorjahre nicht mit einbegriffensind. Es ist weiter zu berücksichtigen, daß die Möglichkeit der erhöhten Leistung
für den Straßenbau nur beruht auf den einmalig zur Verfügung stehenden im Vorjahre nicht verausgabten
Überweisungenfür forstfiskalische Straßen sowie auf den Zuweisungen des Generalinspektorsund der Reichsbahn
für die Verlegung der Landstraße I. Ordnung Ratingcn—Lintorf. Selbstverständlichsind die Ausgaben in dem vor¬
gesehenen Umfange nur dann möglich, wenn ein Zuschuß des Generalinspektorsvon 1 500 000 HF, tatsächlich zur
Überweisung gelangt.

Zieht man nur die vom Provinzialverband selbst für die Landstraßen I. Ordnung laufend
und einmalig bereitgestelltenMittel in Betracht, so kommt man zu einem Gesamtbetrage von 1 550 000 H^t

240 000 //
2 287 250 „
2 870 500 //

960 000 //
8 907 850 HF

d. h. bei einer Straßenlänge von 5 747 Km zu
1 550 H/i pro Km.

Auch dieser Satz konnte nur aufgebrachtwerden durch die außerordentlicheFinanztransaktion, die in einer Herab¬
minderung der Zuführung an die Tilgungsrücklageliegt und die im Hauptbericht des nähereit dargelegt worden ist.
Zu Titel 206: Gemäß Erlaß vom 1. Juli 1927 betr. Beihilfen für Krankheits-, Geburts- und Todesfälle
für Neichsbcamteund Soldaten der Wehrmacht können nach dem dem § 28 der Beihilfcngrundsätzehinzugefügten
Absatz 4 als bcihilfefä'hig ferner die Ausgaben für Erstlingswäscheusw. bei der erstmaligenGewährung einer Bei¬
hilfe aus Anlaß einer Geburt nach dem 20. Juni 1927 bis zum Höchstbetragevon 150 H^ berücksichtigt werden.
Da auch den Straßenwärtern derartige Beihilfen gewährt werden, erhöht sich der .Haushaltsansatz von 2 600
auf 4 600 HF.
Zu Titel 22c: Es ergibt sich eine Mehrausgabe von 22 027 H/i (s. Nachweisung der Schuldenverwaltung).
Zu Titel 40: Bei einer Länge der Ortsdurchfahrten von rd. 558 Km im Zuge der Rcichsstraßen und von rd.
494 Km im Zuge der LandstraßenI. Ordnung, zusammen 1 052 Km, ergibt sich auf Grund der in dem Runderlaß
vom 21. März 1925 (M.Bl.i.V. S. 279) vorgesehenen Unterverteilung bei einem Kraftfahrzeugsteueranteil
des Provinzialverbcmdesvon 6 090 000 HF ein Gesamtansatzvon rd. 948 000 HF für die Träger der Straßen¬
baulast für die Ortsdurchfahrten im Zuge von Reichsstraßen und LandstrasienI. Ordnung.
Zu Titel 41: durchlaufenderPosten (vgl. d. Titel 41 der Einnahmen).
Zu Titel 42a: Aus dem eingesetzten Betrag sind die Zins- und Tilgungsbeträge für von Kreisen und Ge¬
meinden in den unmittelbaren Grenzkreiscn in den Höhengebieten der RegierungsbezirkeTrier und Nachen für
Wcgebauten aufgenommenen Darlehen gemäß Beschluß des 78. Provinziallcmdtagcs zu bestreuen.
Zu Titel 42 d: Es ist hier vor allem an Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues im Grcnzgürtel
gedacht.
Zu Titel 422: (Vgl. den Haushaltsplan der Schuldenvcrwaltung).
Zu Titel 44: Auf Grund des Erlasses des Reichs- und Preuß. Ministers des Innern vom 12. April 1925
V2 IV 114 II NuPrAM 5 I Nr. 2640/79 sind für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirkzur Förderung des
Baues zwischengemeindlicher Straßen und Verkehrsanlagen im Bezirke des Ruhrsiedlungsverbandes für 1928
wieder 600 000 .H.F in Ansatz gebracht.
Zu Titel 51: (Vgl. den Verrechnungshaushalt Steuern und Versicherungen).
Zu Titel 52: Für die Neuanschaffungvon Bauamtskarten, sonstigen Kartenunterlagen, Kartenkästenund der¬
gleichen ist ein Betrag von 2 000 HF in Ansatz gebracht.
Zu Titel 54: (Vgl. den Verrechnungshaushalt der Kraftwagendienststelle.
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Kapitel 23:
Eine Reihe von Bestellungen auf Material für Luftschutzanlage!, konnten im Jahre 1,927 nicht erledigt

werden, weil die erforderlichen Zuteilungen ausblieben. Eine nochmalige Übertragung dieser schon 1,936 bereit¬
gestellten Mittel ist nach den Bestimmungen des Gemeindefinanzgesetzes nicht möglich. Deshalb muß der erhöhte
Betrag sowohl für die Durchführung des Restprogramms aus dem Vorjahre als auch des Programms 1938
vorgesehen werden.

Die llbertragbarkcit dient einer sparsamen Bewirtschaftung der hier vorgesehenen Mittel.

IV. Wirtschaftspflege.
Einnahmen:

Kapitel 30 Titel 10:
Durchlaufender Posten. Die Ermäßigung der Einnahme ist darauf zurückzuführen, daß der Staat seinen

Anteil auf 698 000 H^ abgerundet hat.

Kapitel 30 Titel 11:
Zur Förderung der ländlichen Wasserversorgungen werden von der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt

voraussichtlich wieder wie im Vorjahre 150 000 K^i zur Verfügung gestellt.

Kapitel 30 Titel 12:
Durchlaufender Posten.

Ausgaben:
Kapitel 30 Titel 10:

Um die planmäßige Weiterführung der dringend notwendigen Maßnahmen auf dem Gebiete der Landeskultur
durchführen zu können, sind unter der Voraussetzung, daß der Staat seinen Anteil am Fonds zur Förderung der
Landeskultur und am Flußregulierungsfonds wie im Vorjahr zur Verfügung stellt (vgl. Kapitel 30 Titel 10 der
Einnahmen) und daß die Provinzial-Feuerversicherungsanstalt der Rheinprovinz als Zuschuß für Wasserleitungs-
anlagcn wiederum 150 000 H^i gewährt (vgl. Kapitel 20 Titel 11 der Einnahmen), 1 407 600 HH eingesetzt
worden, die dazu dienen sollen, Umleguugen, Meliorationen, Aufforstungen, genossenschaftliche und kommunale
Flußregulierungen, sonstige Bodenverbesserungen aller Art und Wasserleitungen zu fördern. Die Ermäßigung des
Kapitels 20 Titel 10 der Ausgaben ist zurückzuführen auf die Abrundung der für die oben aufgeführten landcs-
kulturellen Zwecke zur Verfügung gestellten Mittel um 400 ^t und auf den Wegfall des Betrages von
2 002 K^l unter Kapitel 20 Titel 1,2 der Einnahmen. Von der Gesamtsumme wird ein Betrag von 11 600 H?^t
benötigt, um die weiteren Jahresraten für die von dem dem Provinzialverband zusammen mit dem Staate im
Rahmen des Arbeitsbeschaffungsprogramms 1922 zugesagten Zins- und Tilgungszuschüsse für Landcskulturdar-
lehen zu bestreiken.

Die Verteilung der Mittel für die einzelnen Maßnahmen geschieht durch gemeinsamen Beschluß des Staates
und der Provinz.

Die llbertragbarkcit dieser Mittel auf 2 Jahre ist erforderlich, weil die Beihilfen erst nach Vorlage ord¬
nungsgemäßer Verwendungsbescheinigungen ausgezahlt werden und die Endabrechnung einer Maßnahme sich viel¬
fach bis zu 2 Jahren hinzieht.

Kapitel 30 Titel 11:
Zur Förderung größerer Landeskulturprojektc in der Rheinprovinz, die wegen der Höhe ihrer Kosten —

über 120 000 H^ — aus den laufenden Mitteln (Kapitel 20 Titel 10 der Ausgaben) nach den maßgebenden
Verteilungsvorschriften nicht unterstützt werden können, sind insgesamt 648 225 H^l vorgesehen, aus denen fol¬
gende Maßnahmen bezuschußt werden sollen:
Ausbau der Wurm........................400 000 A^t
Ausbau der Niers........................180 ooo „
Folgeeinrichtungen an der Schwaln,................... 15 000 „
Entwässerung an der Unteren Nette................... 10 000 „
Regulierung des Rode-und Teoernerbacheo................. 20 000 „
Entwässerung in der Niederung bei Heinsberg................ 10 000 „
Versuchsanlage Rodderhof bei Neurath bei Köln zur landwirtschaftlichen Verwertung von
Abwässern ......................... 9 225 „
Hochwasserschutzder Stadt Meisenheim,III. Bauabschnitt ............. 4 000 „

Für die Beteiligung der Provinz an den Maßnahmen ist die Bewilligung mindestens gleich hoher Staats¬
beihilfen Voraussetzung, mit der gerechnet werden kann. Wegen der Übertragbarkeit dieser Mittel vergleiche die
Ausführungen zu Kapitel 30 Titel 10 der Ausgaben.
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Kapitel 30 Titel 12:
Zur verstärkten Durchführung des sich auf eine Reihe von Jahren erstreckenden Landcskulturprogramms

in der Rheinprovinz ist vom Staate auch für das Rechnungsjahr 1938 ein Betrag von 1, Mill. H« vorgesehen
(vgl. Kapitel 30 Titel 12 der Einnahmen) unter der Voraussetzung, daß sich die Provinz im Verhältnis 3:1,
also mit 333 300 HA beteiligt. Wegen der Ubertragbarkeit der Mittel vergleiche die Allsführungen zu Kapitel
30 Titel 10.

Kapitel 30 Titel l3:
Es handelt sich lim folgende Positionen:

2) für die Unterhaltung einer Planungsstelle bei der Landeobaucrnschaft zur Erfassung aller noch
möglichen Landeskulturarbeiten....................4 000 H/t

d) für die Unterhaltung einer PlanungSstclle bei der Landcsbauernschaft für die landwirtschaft¬
liche Abwasservcrwertung ......................b 000 „

c) zur Förderung der Bodenschätzungsarbeitcn durch die Landesbauernschaf,.......h 000 „
cl) zur Förderung der Arbeiten im Buschwaldgebiet an Dr. Schlacht.........5 580 „
Zu 2): Diese Position war im Vorjahr in Kapitel 30 Titel 40 enthalten. Da es sich hier lim die Förderung
rein landcskultureller Ziele handelt, ist die Position der besseren Übersicht wegen hier aufgenommen worden.
Die Landcsbauernschaft hat die Erhöhung dieser Position von 4 000 H« auf 10 000 H/i beantragt und damit
begründet, daß der Planungsstclle durch die Arbeiten über die landwirtschaftliche Abwasservcrwertung, die Ar¬
beiten im Buschwaldgebiet und im Braunkohlcngebict erhebliche Mehrkosten verursacht würden. Für die genannten
Arbeiten werden jedoch teils besondere Zuschüsse gezahlt, teils gehören die Arbeiten nicht zu den Aufgaben dieser
Stelle (Arbeiten in, Brauntohlengebict). Da ferner die im vergangenen Rechnungsjahre eingeleitete landeskultu-
rclle Planung noch in diesem Rechnungsjahre zu einem gewissen vorläufigeil Abschluß kommt, erscheint ein Betrag
von 4 000 H« vollauf ausreichend.

Zu b): Zur Einrichtung einer Planungsstelle für die landwirtschaftliche Abwasserverwertung ist der Landcsbauern¬
schaft im Rechnungsjahre 1937 ein Zuschuß von 6 000 H« aus Kapitel 9 Titel 1 bewilligt worden. Die
Arbeiten dieser Stelle, für die erst am 1. Januar 1938 eine geeignete Kraft gewonnen werden konnte, müssen
im nächsten Rechnungsjahre fortgeführt werden. Die Kosten sind auf 12 000 H/i veranschlagt, an denen der
Provinzialverbcmd sich mit 50«/» beteiligt.

Zu c): Diese Position war im Vorjahr ebenfalls bei Kapitel 30 Titel 40 enthalten. Da es sich auch hier um die
Förderung rein landeskultureller Ziele handelt, ist die Position der besseren Übersicht wegen hier aufgenommen
worden. Diese Erhöhung dieser Position von 4 000 auf 6000 H« ist teils durch eine Vermehrung der Schätzungs¬
ausschüsse und die dadurch verursachten Mehrkosten der Landesbauernschaft, teils durch die intensiveren Auf¬
klärungsarbeiten der Bauern durch die Landcsbauernschaft über die Bedeutung der Bodenschähung für die agrar-
politischen Maßnahmen begründet.

Zu cl): Die durch Dr. Schlacht im Auftrage des Provinzialverbandeo und der Landeobauernschaft durchgeführ¬
ten Arbeiten im bergischen Buschwald müssen auch noch im Rechnungsjahre 1938 durchgeführt werden. An den
Kosten beteiligt sich der Provinzialverbcmd mit 50»/«.

Kapitel 30 Titel 14:
Die Landcsgruppe Rheinland des Verbandes Deutscher Landeokulturgeiwssenschaftcn beabsichtigt, die Schu¬

lung der Genossenschaftövorstcher und Gcnossenschaftstechnikcr dadurch zu aktivieren, daß sie die Genossenschafts¬
vorsteher und Genossenschaftstcchnikcr eines Kreises jährlich ein- bis zweimal zu Schulungsvorträgen zusammen¬
faßt, die mit praktischeil Vorführungeil verbunden sind. Die Krciskulturtechniker, deren Betreuung neuerdings
auch dem Verband der Landeskulturgenosscnschaften übertragen ist, sollen in gleicher Weise geschult werdeil. Der
Zuschuß ist auf die Deckung der durch die Schulung entstehenden sächlichen Unkosten beschränkt. Bei der starken
finanziellen Beteiligung des Provinzialverbandcs am Landcskulturwerk ist der Provinzialverband an einer gründ¬
lichen Schulung der Genossenschaftsvorsteher lind Genossenschaftstechniker sowie der Kreiskulturtcchniker sehr stark
interessiert.

Kapitel 30 Titel 15:
Eine der wichtigsteil Fragen bei der Durchführung der Landeokulturarbeiten ist die Beschaffung von Kultur¬

bautechnikern und Vermessungspevsonal, an denen zur Zeit außerordentlicher Mangel herrscht. Unüberwindlich
»verden diese Schwierigkeiten, wenn es nicht gelingt, eine größere Zahl von Kulturbautechnikern für die Rhein-
Provinz sicherzustellen. Da der Bedarf infolge des Vierjahresplanes bei allen Provinzen ziemlich gleichmäßig
anwachsen wird, ist es unmöglich, aus anderen Teilen Deutschlands solche Fachleute in die Provinz hineinzu¬
ziehen. Um hier Abhilfe zu schaffen, ist auf Anregung des Provinzialverbandcs bei der Kultur- und Wegebau-
schulc in Siegen im Jahre 1936 eine Parallelklasse mit rund 30 Schülern eingerichtet worden. An den Kosten
beteiligt sich der Provinzialverband mit rund 4 000 H// jährlich.

Kapitel 30 Titel 1b:
Folgende Verwendungszwecke sind für die Beihilfen an die Landesbauernschaft Rheinland i» Aussiebt ge¬

nommen:
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») zur Unterhaltung von 6 Forstämtern ^6x1 100 H.F........... 6 600 H^t
b) zur Unterhaltung von 14 Bezirksförstereien................ 7 700 „
c) zur Unterhaltung der Forstschule Wittlich ................. 2 400 „
c!) zur Förderung der Beratung und Betreuung der bäuerlichenWaldbesitzer ....... 2 000 „

zusammen: 18 700 H^t
Die Zahl der Bezirksförsterciensoll von 6 auf 14 erhöht werden.

Kapitel 30 Titel 20:
Zu 2): Es handelt sich um einen Zuschuß für folgende Beamte für Weil,-, Obst-, und Gemüseball bei der
LandcsbauernschaftRheinland gemäß einem früheren Abkommenmit Staat und Landesbauernschaft,die ihrer¬
seits je » , tragen:
1 Weinbauwanderlehrermit dem Sitz in Bernkastel für das Weinbaugebiet der Mittelmoscl (Kreise Bernkastel

und Wittlich),
1 Weinbauwanderlchrer mit dem Sitz in Bacharach für das Wcinbaugebietdes Rheins von der Moselmündung

rhcinaufwärts bis zur Einmündung der Nahe,
1 Weinbauwanderlchrermit dem Sitz in Kond (Mosel) für das Wcinbaugebietdes Kreises Kochem. Diese Stelle

war bisher durch den am 1. Oktober 1927 pensionierten Provinzial-Wcinbauobcrlehrer Friedericho besetzt.
Künftig erfolgt die Besetzung dieser Stelle durch die Lcmdesbaucrnschaft Rheinland, während die gleiche Stelle
in Linz in Zukunft im Hinblick auf eine enge Zusammenarbeit mit der Provinzial-Lehranstalt Ahrweilcr durch
einen Provinzialbeamtcn besetzt wird.

1 Weinbauwanderlehrermu dem Sitz in Saarburg für das Weinbaugebietder Saar und Obermosel,
, !!,,»..MnK,„Mi«r lür »<»«, '> ^, ^ ,

! N3«"3m°U: ^'°......' l '»""««"«»'. ^„„m,d m «°m,,
ZU b): Dieser Titel enthält das Gehalt für einen Wcinbauwanderlehrer in Linz für das Weinbaugebiet Unter¬
mosel (Kreise St. Goar, Koblenz und Manen) sowie für die Weinbaugebietedes Regierungsbezirks Koblenzvon
der Moselmündung rheinabwärts und des Regierungsbezirks Köln (Provinzialbeamter). Je V^ seines Gehaltes
werden durch Staat bzw. Landesbauernschaftgetragen uiid bei Kapitel 20 Titel 20 in Einnahme nachgewiesen.

Der früher ebenfalls bei diesem Titel geführte Obstbauoberlehrer, der im Bezirk Trier für die Durch¬
führung eines großzügigen Obstbauprogramms bereitgestellt war, ist in den Ruhestand getreten. Die Stelle
wird nicht wieder besetzt.
Zu c): Zur Durchführung allgemeiner Förderungsmaßnahmcn auf dem Gebietedes Wein-, Obst- und Gemüse¬
baues (Rebenzüchtung,Schädlingsbekämpfung,Versuchswesen, Wcinabsah, Propaganda für Süßmostbereitung
usw.).

Die Erhöhung des Betrages um 2 000 HF ist dringend erforderlichwegen der Förderung der Seiden¬
raupenzucht und einer verstärkten Tätigkeit auf dem wichtigenObstballgebiete. In Kürze werden alle im Obst¬
bau arbeitenden Fachstellenzu obstbaulichenArbeitsgemeinschaftenzusammengeschlossen werden.

Kapitel 30 Titel 21:
Zur Verzinsung und Tilgung der durch die Beschlüsse des 73. und 75. Provinziallandtages vom 9. April

192? und 9. März 1929 aufgenommenenDarlehen in Höhe von 62 492,50 H.F und 676 250,— K.« für die
Beteiligung der Provinz an der Schaffung von Verkaufseinrichtungenfür Obst und Gemüse nach holländischem
und niederrheinischemMuster und zur Unterstützungdes Baues von Wcinbergswegcn im Zusammcnlegungs-
gcbiet der unteren Nahe.

Kapitel 30 Titel 30:
Die Untervertcilung dieser Mittel ist im Einvernehmen mit der LandesbauernschaftRheinland wie folgt

beabsichtigt:
Unterstützung der Ziegenzucht ...............6 000.^(1937: 6 ooo K^l)
Unterstützungder Nindviehzucht..............52 000 „ (1927:52000 „)

(einschl. Zuschuß zur Besoldung und zu den Reisekosten von einem Tier¬
zuchtdirektorund sechs Tierzuchtinspektorensowie Zuschuß zur Besol¬
dung von fünf Obcrkontrollassistentenund zur Förderung des Kon-
trollvereinswcsensüberhaupt).

Unterstützung der Pferdezucht..............
Unterstützungder Schweinezucht.............
Unterstützungder Schafzucht ..............
Unterstützung der Kaninchenzucht ............
Unterstützungder Geflügelzucht.............
Zuschuß zur Besoldung eines Fachbcamtenfür Kleintierzucht . . .
Zuschuß zu den Kosten von zwei Melklehrern .........

zusammen: 98 000^.^(1937: 97 000./^)
Aus besonderen Gründen ist eine verstärkteFörderung der Pferdezucht erforderlich.

7 600 // (1927: 6 600 „^
9 000 // (1927: 9 000 „ )
9 000 // (1927: 9 000 „ )
1 000 " (1927: 1 000 „ )
6 000 ^ (1937: 6 000 „ )
2 400 " (1937: 3 400 „ )
2 000 // (1937: 3 000 „ )
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Kapitel 30 Titel 40:
Es handelt sich hierbei um folgende Positionen:

zur Förderung des bäuerlichen BcratungS- und Versuchswesens an die
LandesbaucrnschaftRheinland ..............14 000 HU (1927: 14 000 HF)

zur Unterstützung der Landbauaußenstellenan die Lcmdcsbauernschaft
Rheinland ....................18 000 „ (1927:18000 „)

Zuschußzur Förderung des Braugerstenbaueo in der Rheinprovinz an die
LandesbaucrnschaftRheinland .............. „ (1927: 1000 „ )

Zuschuß für die Einrichtung und Unterhaltung einer Abteilung für Pla¬
nung und Bodenschätzungoarbcicen an die LandesbauernschaftRheinland — „ (1927: 8 000 „ )
(1928 vgl. Kapitel 20 Titel 13) zusammen: 22 000 H« (1927: 41 000 HU)

Kapitel 30 Titel 51:
Der Äusgabebetrag von 168 222 H« gliedert sich wie folgt:

2) zur Verzinsung und Tilgung des vom Preußischen Staate aus Anlaß des Hochwasscrs
1925/26 gewährten Darlehns von 2 MM. H/t............102 000 H/t
Nach Zahlung der eingesetztenZins- und Tilgungsrate ist das Darlehn getilgt.

l>) zur Verzinsung und Tilgung früherer Anleihenfür Hochwassevschutzanlagen .... 66 222 „
Kapitel 30 Titel 60:

Die Mittel sollen wie folgt vergeben werden:
Beihilfe zur Förderung von bäuerlichem Hausflciß, bäuerlichem Brauch¬

tum, ^eimgestaltunq usw. an die LandesbaucrnschaftRheinland . . 15 ooo H// (1927: 15 ooo H//)
Beihilfe zur Hebung der Bienenzuchtan dic LandcobaucrnschaftRheinland 1 500 „ (1927: 1 500 „ )
Beihilfe zur Hebung der Fischzucht an die Landesbauernschaft Rheinland

(früher an den Rheinischen Fischcreiverein) ..........1 500 „ (1927: 1000 „)
Beihilfe für die Pflanzcnschutzstellean die LandeobauernschaftRheinland 2 000 „ (1927: 2 400 „)
Zuschuß zur Abhaltung von Kursen in der Landmaschinenkunde und zur Aus¬

gestaltung der Ma'schincnberatungs-und Prüfungsstelle an die Landes¬
bauernschaftRheinland ................2 000 „ (1927: 1000 „)

Zuschuß zur Förderung der Buchführung und des betriebswirtschaftlichen
Rechnungswesensin kleinen Bauern- und Weinbaubctriebenan die Lan¬
desbauernschaftRheinland ...............2 000 „ (1927: 2000 „)

Zuschußzur Förderung des Auostellungswesens........ 5 000 „ (1927: — „ )
Msammen: 21 000 HU (1927: 22 900 HU)

Im Rahmen des Vierjahresplancs kommt der Hebung der rheinischenFischzucht, den Pflanzenschutz¬
maßnahmen und den Maschinenbehandlungskursengroße Bedeutung zu. Die notwendigeErhöhung der provin¬
ziellen Beihilfen für diese Zwecke ist jedoch auf ein Mindestmaß beschränkt.

Ein wichtigesMittel zur Förderung der Erzeugungsschlacbtist die Durchführung von landwirtschaftlichen
Ausstellungen insbesondereauch in kleinen Bezirken (Kreisen). In Ergänzung der übrigen Beihilfen des Pro-
vinzialverbandesfür dic Förderung der Landwirtschaftsind hierfür Provinzialbeihilfenunerläßlick.

Kapitel 30 Titel 70:
In diesem Betrage sind enthalten Ausgaben für den Hauptausschuß für Landeskultur sowie sonstige

unvorhergeseheneAusgaben, die der Durchführung des Landeokulturprogramms dienen.

Kapitel 31 Titel l bis 6: Eigene landwirtschaftlicheSchulen.
Der Zuschußbcdarfder drei Provinzial-Weinbaulehranstalten erhöht sich gegenüber dem Vorjahre ins¬

gesamt um 3 450 H// und zwar weist die Anstalt Trier eine Erhöhung um 22 600 H/i auf, dic durch Aus-
gabcermäßigung bei den beiden anderen Anstalten auf den vorgenannten Betrag erniedrigt wird.

Die Erhöhungen sind im wesentlichen durch folgende Tatsachen bedingt:
2) Provinzial-Weinbaulehranstalt Trie r.

Der Ausgabetitel III (Personalaufwand) weist eine Erhöhung von rund 15 500 H/i auf und zwar infolge
Einstr'
ten und
seit lange»
beamtenstcllcnach Gruppe ^ 4 c 2. Der Besoldungstitel (II1 1) ist durch diese Maßnahmen um 25 700 H^t
höher geworden, wogegen der Vergütungstitel für Angestellte (III 2) nur um 20 000 H/i gesenkt werden konnte.
Infolge der Erhöhung'der Bcamtenbesoldungist der Ruhcgehaltsbcitrag der Anstalt Trier um rd. 8 800 H'/i
gestiegen.

Der Titel V (Unterhalt und Betrieb der Gebäude) ist um 2 200 HF gestiegen, insbesondereinfolge Er¬
höhung des Ansatzes für Steuern und Versicherungen,für Heizung und für Inventar.

Bei dem Titel VI (Wirtschaftsführung) verringert sich gegenüber dem Vorjahre der Überschuß der Ein¬
nahmen über dic Ausgaben um 2 000 H/i, bedingt durch die Aufbesserungder Bezüge der Kcllcreiarbeiterund
die dringend erforderlicheMchrcinstellung von Aushilfskräften infolge der ausgedehntenVersuchstätigkeit.
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Bei Titel VII (Verschiedenes) erhöht sich der Zuschußbedarf um 2 800 HF, da infolge der Größe des
Dicnstbezirks und der stark gestiegenen Anforderungen in der Berufsberatung die Ausdehnung der Reisetätigkeit
für die Fachbcamtcn unerläßlich ist.

b) Provinzial-Wcinbaulehranstalt Kreuznach.
Der Zuschußbedarf für diese Anstalt verringert sich gegenüber dem Vorjahre um 1,7 900 HF. Im wesent¬

lichen erklärt sich das durch eine Ermäßigung der Ausgabe für bauliche Unterhaltung (2 000 HF), der Ausgaben
für Inventar (2 250 HU), der Ausgaben im Weinbau (rd. 6 200 HF), der Ausgaben im Obst- und Gemüsebau
(rd. 1 000 HF) und der Ausgaben in der Landwirtschaft (rd. 2 000 HU). Der Rest verteilt sich auf kleinere
Positionen.

c) Provinzial-Wcinbaulehranstalt Ahrweiler.
Der Zuschußbcdarf für diese Anstalt verringert sich gegenüber dem Vorjahre um 2 250 HF., im wesent¬

lichen aus folgenden Gründen:
Der Personaletat verringert sich um 1, 000 KF infolge Ausscheiden? des früheren Anstaltsleiters und Ersatz

durch einen jüngeren Beamten. Bei dem Titel IV 2 (Lehrmittel und Bücherei) werden rd. 1 000 HF eingespart.
Die weiteren Einsparungen verteilen sich auf mehrere kleinere Titel.

cl) Landfrauenschule Trier - Olcwig.
Der Zuschußbedarf verringert sich um etwa 250 HF.

e) Mädchenabteilung der Provinzial-Wcinbaulehranstalt Krcuzna ch.
Der Zuschußbcdarf erhöht sich gegenüber dem Vorjahre um 2 200 HF. Das ist in der Hauptsache bedingt

durch die ganzjährige statt bisher halbjährige Beschäftigung dcr Hilfslehrerin und durch die infolge der ver¬
mehrten Wirtschaftsbcratung erforderliche Reisetätigkeit.

Kapitel 31 Titel 10, 11 und 12:
Zu Titel 1,0a: Die Landesbaucrnschaft Rheinland unterhält zur Zeit 70 landwirtschaftliche Schulen und Bera¬
tungsstellen, 2 Gemüfcbauschulcn und 24 Mädchcnabteilungen. Im Jahre 1,928 sollen 8 weitere Mädchenabtci-
lungen eingerichtet werden. Die Beihilfen crrcchncn sich folgcndcrmaßcn:
für 70 Landwirtschaftsschulen je 1, 500 HF -..............
für 2 Gcmüsebauschulen je 750 HF ^................
für 22 Mädchcnabteilungen je 750 HF -^...............
für den Stipcndienfonds für bedürftige Schüler und Schülerinnen der Landwirtschaftsschulen
Sonderbeihilfe für die in den wirtschaftlich ungünstigen Höhengcbieten gelegenen Landwirtschafts-

schulcn ...................
" 145 250 HF

Zu Titel 10 b: Die Zahlung der Ruhegehälter und Hinterbliebenenbczüge erfolgt auf Grund des früher mit
der Landwirtschaftskammer der Rheinprovinz abgeschlossenen Vertrages.
Zu Titel llaundb. Gemäß den mit den Städten Bitburg und Kleve bestehenden Verträgen.
Zu Titel 12. Gemäß ministerieller Anordnung sollen die früheren ländlichen Wandcrhaushaltungsschulen
schnellstens aufgelöst und an ihrer Stelle Berufsschulen eingerichtet werden. Die Kreise sind zur Durchführung
dieser Maßnahmen verpflichtet. Im Hinblick auf die kostspielige Einrichtung von Lehrküchen sollen leistungsschwache
Kreise besonders in den Höhengebieten, im Rahmen der bisher für Wanderhaushaltungsschulen bereitgestellten
Mittel unterstützt werden.

Kapitel 31 Titel 13:
Es handelt sich um folgende Zuschüssean die Landesbauernschaft Rheinland:

Baucrnführcrschulc Marienthal bei Ahrweiler und Hülchrath (Kreis Greven-
broich-Neusi) ...................10 000 HF (1927: 5 000 HF)

Landwirtschaftliche Versuchs- und Forschungsanstalt in Bonn ....
Molkereilehr- und Versuchsanstalt in Kleve..........
Viehpflege-und Melkerschule in Kellen............
Gärtnerlehranstalt in Friesdorf..............
Gärtnerische Versuchsanstalt in FrieSdorf...........
Rheinische Lehranstalt für Gemüsebau in Straclen........
Landfraucnschule in Selikum...............

^ 2b 900 HF (1927: 21 900 HF)
Die Schulung der im Reichsnährstand tätigen Führer (Kreisbauernführer, Ortsbauernführer, Fachschafts¬

leiter usw.) sowie die besondere weltanschauliche Schulung geeigneter Iungbaucrn ist eine vordringliche Aufgabe.
Die wichtigen Maßnahmen der Erzeugungsschlacht und dcr 'Buchführung des Vierjahresplanes werden nur dann

> einen vollen Erfolg haben, wenn die weltanschauliche Ausrichtung unserer Landbevölkerung im Sinne des Führers
restlos gesichert ist. Die Erhöhung des Provinzialzuschusses für die Führerschulen ist deshalb als dringlich
anzusehen.

. 105 000 HF
2 250 //

. 24 000 //
7 000 //

7 000 //

6 000 // (1927: 6 000 „ )
5 000 // (1927: 5 000 „)
2 000 // (1927: 2 000 „ )
4 000 // (1927: 4 000 „ )
2 700 // '(1927: 2 700 ,/)
2 200 // (1927: 2 200 „ )
2 000 // (1927: 2 000 „)
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Kapitel 32 des Haushalts: Förderung des Gewerbes.

11
12
13
14

15

!6

17

18
19

20

2!
22
23
24
25
26

27
28

29
30

31

32

Namen
der gewerblichenVildungzeinilchtungen

Stadt. HandwerkerschuleAachen .......
DesgleichenWuppertal .........
DesgleichenKreseld ...........
DesgleichenEssen .......... .
DesgleichenTrier ...........
Stadt. Fachschule für Handwerk in Düsseldorf . .
Kölner Wcrkschulenin Köln ........
Hufbeschlagschmiede (Hauptlehrschmiede) für die

Rhcinprovinz in Köln.........
Gewerbeförderungsstellebeim Landeshandwerksmeister

für die Rheinprooinz in Köln.......
Zur Förderung des handwerklichen Nachwuchses an die

Handwerkskammern(s.unterd derVorbemcrkungen)
Preußische Fachschule für Textilindustrie in Aachen .
Desgleichenin Wuppertal (Barmen) .....
Desgleichenin Kreseld ..........
Desgleichen des Handelskammcrbezirks Gladbach in

Gladbach . ............
Vereinigte technische Staatslehranstalten für Maschinen-

und Bergmaschinenwcsenin Köln ......
Technische Staatslehranstalt für Maschinen- und

Hüttenwesen in Duisburg ........
TechnischeStaatslehranstalt für Maschinenwesenin

Essen ..............
Desgleichen in Wuppertal (Elberfeld) .....
Stadt. Fachschule für die Stahlwarenindustrie in

Solingm.............
Höhere technischeStaatslehranstalt für Hoch- und

Tiefbau in Aachen ..........
Desgleichenin Essen ..........
Desgleichenin Köln ..........
Desgleichenin Wuppertal (Barmen) .....
Desgleichenin Trier ..........
Stadt. Steinmetzfachschule,Mayen ......
Staatl. Handels- und Gewerbeschule für Mädchen in

Nheydt .............
Hochschule für Musik in Köln ........
Gesellschaft zur Förderung des Einzelhandelsinstituts

an der Universität Köln e. V ........
Haus der Technik in Essen .......
Institut für Konjunkturforschung,Abteilung Westen,

in Essen .............
Mctallindustrieschule (Werkmeisterabendschule) in

Remscheid .............
Versuchsanstaltfür die Werkzeugindustriein Remscheid

Soll 5oll
1938 1937
H^ HL

5°ll
1938
mehr
HF

4 500
6 750
4 500
6 750
4 500
4 500

20 000

600

2 250

20 000
4 500
4 500
4 500

4 500

6 750

4 500

4 500
4 500

6 750

1 800
4 500
4 500
4 500
2 250

900

15 000
12 000

2 250
2 250

5 000

1 000
1000

176 300

4 500
6 750
4 500
6 750
4 500
4 500

20 000

600

2 250

20 000
4 500
4 500
4 500

4 500

6 750

4 500

4 500
4 500

6 750

1 800
4 500
4 500
4 500
2 250

900

15 000
12 000

2 250
2 250

5 000

1 000
1 000

Gegen
1937

weniger
HL

176 300

1936
.!?^

4 500
6 750
4 500
6 750
4 500
4 500

20 000

600

2 250

20 000
4 500
4 500
4 500

4 500

6 750

4 500

4 500
4 500

6 750

1 800
4 500
4 500
4 500
2 250

900

15 000
12 000

2 250
2 250

5 000

1 000
1000

- I 176 300

a) Es handelt sich zunächst um die Gewährung von laufenden Zuschüssen zur Förderung des gewerb¬
lichen Unterrichtswesens,namentlich für gewerbliche Fachschulen,die größtenteils seit 30 bis 40 Jahren vom
Rheinischen Provinzialverband unterstützt worden sind. Im Falle der Staatl. Handels- und Gewerbeschule
für Mädchen in Rheydt (Ziffer 2b) liegt eine vertraglicheVerpflichtungdes Provinzialverbcmdeszur Gewährung
des Zuschusses vor.

Es sind grundsätzlich nur solche gemeinnützige Fachschulen unterstützt worden, die nicht nur rein örtliche
Bedeutung haben, sondern darüber hinaus Bedeutung für die ganze Rheinprovinz oder große Teile der Provinz
beanspruchenkönnen. Auch bei den Staatlichen Anstalten dienen die gewährten Provinzialzuschüsse lediglich
zur finanziellen Entlastung der Gemeinden. Die Höhe der gewährten Beihilfen ist von Fall zu Fall bestimmt
worden. Dabei ist eine Staffelung des Provinzialzuschussesfestgelegtin der Weise, daß für diejenigen Schulen,
die nach Abzug der Einnahmen einen Kostenaufwand bis zu 100 000 K.^l erfordern, der Zuschuß^0 000 K./K



22

und für diejenigen mit einem Kostenaufwandvon über 1 00 000 bis 200 000 ^^. -^ 15 000 .^l und für die¬
jenigen mit einem darüber hinausgehendenKostenaufwand 20 000 H.^t beträgt. Die so bemessenen Zuschüsse sind
in den Rechnungsjahren 1931 und 1932 um 10 "/o bzw. um weitere 50 «/n gekürzt und in dieser gekürzten Höhe
für das Rechnungsjahr beibehaltenworden.

b) Die nähere Bestimmung des Verwendungszweckesund die Verteilung des Betrages von 20 000 K^i
zur Förderung des handwerklichen Nachwuchses (Ziffer 10) erfolgt im Einvernehmenmit den Handwerkskammern.

c) Aus dem verbleibendenRestbetrag von 2 900 .N^ werden von Fall zu Fall Studienbeihilfen lind
Beihilfe!, für unvorhergeseheneZwecke gewährt.

Kapitel 35: Wohmmgs»und Siedlungswesen einschl. Landesplanung.

Einnahme n.
Kapitel 35 Titel 12:

Die Aufgabe ist auf die LandcsplanungsgcmcinschaftRheinland übergegangen.

Kapitel 35 Titel 1d:
Nachdem die Aufgabe»' der Landesplanungder Rheiuprovinz auf die LandesplanungsgemeinschaftRhein¬

land übergegangensind, ermäßigen sich auch die Einnahmen für Arbeiten auf dem Gebiete der Landesplanung,
die nunmehr nur noch in Einnahmen aus der Abgabe von Kartenmaterial bestehen.

Kapitel 35 Titel Im:
Es handelt sich noch um Einnahmen aus früheren, den Leitern von Bezirtsstellcn der Landesplanung der

Rheinprovinz gewährten Darlehen zur Beschaffung von Kraftwagen.

Kapitel 35 2 2 und b:
Diese Einnahmen sind in Fortfall gekommen,da Staat und Reichsnährstand keinen Zuschuß mehr für

die genannte Arbeit zur Verfügung stellen.

Kapitel 35 Titel 14:
Nach Abschlußdes Haushaltsplanes 1,936 der LandesplanungsgemeinschaftRheinland hat sich ein

Überschuß der Einnahmen über die Ausgaben ergeben, da das Haushaltsjahr 1936 der Landcsplanungogemein-
schaft Rheinland nur aus 10 Monaten bestand und noch nicht als Normaljahr angesehenwerden konnte. Der
Anteil des Provinzialvcrbandesan diesem Haushaltöüberschußwird bei der Zahlung des Beitrages für 1928 (vgl.
Ausgabe unter Kapitel 35 Titel 14) angerechnet.

Ausgaben:
Kapitel 35 Titel w bis in:

Die Aufgaben sind auf die Landesplanungsgemcinschaftübergegangen. Soweit sie noch von der Pro-
vinzialverwaltung gefördert werden, erscheinen sie unter Kapitel 35 Titel 3 bis 5.

Kapitel 35 Titel 2:
In den vergangene!, Jahren waren unter diesem Titel 7 150 ,//./? vorgesehenzur Unterstützungder

Preuß.-GeologischenLandesanstalt bei der Durchführung von geologisch-agronomischen Aufnahmearbeiten der
.Rheinprovinz.An dieser Unterstützungbeteiligte sich der Staat mit der Hälfte des Betrages lind mit einen:
verhältnismäßig geringen Anteil der Reichsnährstand (LandesbauernschaftRheinland). Die Unterstützungin der
bisherigenForm ist bereits im Jahre 1937 in Fortfall gekommen.

Kapitel 35 Titel 3:
Es handelt sich um die Fortführung der Herausgabc eines um 1800 entstandenen Kartenwerkes, dessen

Neuauogabeim historischen Interesse erfolgt, sowie um die landschaftliche Entwicklung seit der Zugehörigkeitder
Rheinprovinz zu Preußen festzuhalten.
Kapitel 35 Titel 4:

Aus diesen Mitteln werden vor allein Ausgaben für den Kauf von Karten getätigt, die der Provinzial-
verbcmd nicht schon als Mitglied der Landesplanungsgcincinschaftvon dieser kostenloserhält.
Kqpitel 35 Titel 5:

Herr Oberpräsident Tcrbovcn hat es sich zur besonderen Aufgabe gestellt, das Problem des Bauern¬
waldes einer Lösung zuzuführen. Die diesbezüglichen Vorarbeiten sind z. Zt. in dem Gebiet zwischenRhein, Sieg,
Nupper und westfälischer Grenze im Gang; sie werden sich später auch auf das Moselgcbieterstrecken. Zu einem
schnellen Abschlußder Vorarbeiten ist das Vorhandensein einwandfreien Kartcnmaterialo erforderlich. Dieses
Kartenmaterial wird durch Luftbildmessungenhergestellt. In gleicher Weise sollen durch Luftbildmessungzwecks
Kartenherstellung die großen Landeokulturarbeitcnim Kreise Simmern erleichtertwerden. Die Luftbildarbeitcn
dienen ferner den Arbeiten der Planungogruppe in Koblenz und archäologischen Forschungen.

Die Herstellung der Luftbildaufnahmen, die Eigentum des ProvinzialverbandeS verbleiben, wird unter
Bezuschussung durch sonstige interessiertezentrale und örtliche Stellen zur Ausführung gebracbt, sodaß an den
Gesamtkosten der Provinzialverband nur mit höchstens 25«/« beteiligt ist.
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Kapitel 35 Titel 7:
Die hier vorgesehenen Mittel zur Erhaltung von Eigenheimenminderbemittelterkinderreicher Familien wur¬

den im Rechnungsjahr 1,937 erstmalig in 3 Verwendungsarten aufgeteilt und zwar wurden Beihilfen gegeben zur
Erhaltung, zum Bau und zur Erweiterung von Eigenheimenminderbemittelterkinderreicher Familien.
Die Mittel zur Erhaltung von Eigenheimenminderbemittelterkinderreicher Familien haben in vielen Fällen unver¬
schuldet in Not geratene kinderreiche Familien vor dem Verlust ihres oft unter den größten Opfern erworbenen
Eigenheimesbewahrt. Die Beihilfen zum Bau von Eigenheimenminderbemittelterkinderreicher Familien wurden
in solchen Fällen gewährt, in denen kinderreichen Familien das für die Errichtung eines Eigenheimeserforderliche
Eigenkapital fehlte. Diese Hilfsmaßnahme hat sich im Rechnungsjahr 1937 sehr gut bewährt und dazu beigetragen,
daß sehr vielen Familien die Möglichkeitgeschaffen wurde, ein ihrem Familienstand entsprechend gesundesEigen¬
heim zu erhalten. Die Beihilfen zur Erweiterung von Eigenheimenminderbemittelter kinderreicherFamilien
wurden im allgemeinen nur an Antragsteller aus den Grcnzkreisender Regierungsbezirke Aachen und Trier
gewährt, weil gerade in diesen Grenzgebietenbesonders viele Elendswohnungenvorhandensind, die schon aus grenz¬
politischenGründen mit Rücksicht auf das nahe Ausland beseitigt werden müssen. Diese Hilfsmaßnahme wurde
von den Landkreisen und der NSV. besondersbegrüßt und auch ihrerseits durch die zur Verfügungstellung nam¬
hafter Mittel sehr gefördert.Es ist beabsichtigt, diese Hilfsmaßnahme wie auch die vorerwähnten zum Bau von
Eigenheimenminderbemittelterkinderreicher Familien im Rechnungsjahr 1938 zu erweitern, um die in Frage
kommendenbedürftigen Familien noch mehr zu erfassen.
Kapitel 35 Titel 9:

Im Rechnungsjahre 1928 muß mit einer Inanspruchnahme aus Bürgschaftenfür Siedlerkreditein Höhe
von etwa 10 000 HA gerechnet werden.
Kapitel 35 Titel 10:

Die Erhöhung lim 2 080 Ä^/l gegenüberdem Vorjahre ist erforderlich, da die von den Landesvermessungs¬
behörden allen kommunalen Vermessungsämtern neu übertragenen Aufgaben die Anschaffung verschiedener
Messungsinstrumente u. a. eines Tachymeter-Theodolits bedingt. Ferner sollen aus diesem Titel die bisher bei
Kapitel 9 Titel 1 verrechnetenAusgaben für die Beschaffungvon Grundbuchauszügcnusw, in Darlehens- und
Bürgschaftsangelegenheitengedeckt werden.
Kapitel 35 Titel 11:

Der Kreis Ahrweiler hat beantragt, ihm provinzielleMittel zur Herstellung eines selbständigenRadfahr¬
weges im Ahrtal zum Nürburgring zur Verfügung zu stellen. An dieser Maßnahme beteiligen sich außer dem
Provinzialverband auch noch weitere Zentralstellen.Die Herstellung dieses Nadfahrweges entspricht einem drin¬
genden Bedürfnis zur Entlastung der Reichsstraße im Ahrtal, insbesondere an den Tagen von Veranstaltungen
auf dem Nürburgring. Die Belastung der genannten Straße wird außerdem durch die Anlage des Luftwaffen¬
übungsplatzes Brück stark steigen.
Kapitel 35 Titel 14:

Der Beitrag zur Gesellschaft zur Vorbereitung der Neichsplanung und Raumordnung entfällt. An seine
Stelle und mit Rücksichtauf die Übernahme der Aufgaben der Landesplanung der Rheinprovinz durch die
LandesplanungsgemeinschaftRheinland tritt der Beitrag zur LandesplanungsgemeinschaftRheinland, der in 1938
etwas geringer sein wird als in 1937.
Kapitel 39 Titel 1: Provinzialinstitut für Arbeit«- und Berufsforschung.
Unterhaushaltsplan Titel II Nr. 1:

Das Provinzial-Institut wird von den Behörden, der Wirtschaft und der Deutsche,, Arbeitsfront immer
mehr in Anspruch genommen.Infolgedessenergibt sich die Notwendigkeit, 2 weitere Stellen für Fachpsychologen
vorzusehen. Auch mußten die Gehälter eines Assistenten und einer Assistentin neu geregelt werden.
Unterhaushaltsplan Titel III Nr. 2 und 4:

Das Mehr von 500 bzw. 200 K.H entsprichtdem größeren Umfang des Betriebes.
Unterhaushaltsplan Titel III Nr. 5:

Die Erhöhung der Reisekostenum 200 K^l ergibt sich aus der größeren Arbeitsinanspruchnahmedes
Instituts. Zur Intensivierung der Institutsarbeit ist weiterhin eine Besichtigung verschiedener neuer Betriebe,
Ausbildungsstätten und wissenschaftlicher Institute notwendig.Zudem ist das Jahr 1928 das Jahr zweier psycholo¬
gischer Kongresse,die alle 2 Jahre stattfinden.

V. Volksfürsorge.
Kapitel 40:

Es handelt sich um Erstattungen, deren Höhe durch die entsprechendenAusgaben festliegt.
Einnahme.

Kapitel 41 Titel 1:
Der bessere Beschäftigungsstand läßt allmählich die Beiträge Drittverpflichteter zur Deckung des Für¬

sorgeaufwandesansteigen. Infolgedessenläßt sich eine Erhöhung des Ansatzesum 40 000 K.H rechtfertigen.
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Kapitel 41 Titel 3:
Die den Kranke», zustehendenInvalidenrenten usw. werden vom Landesfürsorgcverbandzur teilweise,,

Deckung der Pflegckosten eingezogen. Die Einnahmen hieraus werden auf 5000 K^i geschätzt.

Kapitel 41 Titel 4:
Vergleichedie Bemerkungen bei der Ausgabe.

Ausgabe.
Kapitel 41 Titel 1^ u. L:

Die Wechselwirkungen zwischen der allgemeinen Lage auf dem Arbcitsmarktc und den, Fürsorgcaufwand
der Fürsorgcverbände sind bekannt. Wenn die Senkung der Aufwendungen der Bezirköfürsorgeverbändesich
in den letzten Jahren schnellerund gründlicher vollzogen hat als bei dem Landesfürsorgcverband,so lag das
einmal daran, daß naturgemäß die ordentliche,seßhafte Bevölkerung mit einem gewöhnlichenAufenthalt zuerst
in Arbeit vermittelt wurde und daß erst allmählich auch die Landhilfsbedürftigenvon den Arbeitsämtern erfaßt
wurden. Sodann waren die Lasten der Bezirksfürsorgeverbändein den der Machtübernahme vorangegangenen
Jahren unvergleichlich viel stärker gestiegen, als die des Landcsfürsorgcvcrbandes,weshalb der Rückgang der
Kosten sich bei den Bezirksfürsorgevcrbändenentsprechendstärker auswirken mußte. Hinzu kommt, daß der
Rückgang der Aufwendungen des Landcsfürsorgeverbandeszum Teil wieder aufgehobenwird durch die Unter¬
stützung von im Auslande ansässigen Deutschen, die dort arbeitslos und damit hilfsbedürftig geworden sind
und deren Hilfobedürftigkeitnach ihrer Rückkehr nach Deutschland fortbesteht. Die Kosten der Betreuung dieser
Volksgenossengehen in der Regel zu Lasten des Landcsfürsorgcvcrbandes; nur ein kleiner Teil belastet die
Bezirköfürsorgeverbände.In ähnlicher Weise hat der Erlaß des Reichs- und Preuß. Ministers des Innern vom
22. Juni 1936, betr. Anordnungen auf Grund des K 13 der Fürsorgepflichtvcrordnungin der Fassung des
Gesetzes über die Entlastung der Fürsorgcverbändean der Grenze vom 14. März 1936 eine fühlbare Neube¬
lastung des Landcsfürsorgeverbandeszur Folge gehabt. Die durch den Erlaß angestrebteEntlastung der Provinz
Oberschlesien machte die Rheinprovinz fürsorgepflichtigfür bisher rd. 150 hilfsbedürftigePersonen und Familien,
während die Bezirksfürsorgeverbändcvon dieser Verschiebung der Kostenlast verschont blieben. Ein weiteres
Moment, das ein größeres Absinken der Kosten verhindert hat, ist darin zu suchen, daß sehr viele alte und kranke
Wanderer infolge der schärferenpolizeilichen Maßnahmen gegen Bettelei und Landstreichern cs vorgezogen haben,
die Wanderstraßen zu verlassen und Zuflucht in Altersheimen und sonstigenFürsorgeanstalten zu suchen. Diese
Wanderer sind aber durchweg landhilfsbcdürftig. Das schon im Jahre 1937 erwartete Wandererfürsorgegesetzin
Verbindung mit einem Bewahrungsgcsetzist noch nicht crgangcn.

Die Aufhebungder Hauszinssteuer am 1. April 1938 wird sich für den Landesfürsorgcverbandkostenstei¬
gernd auswirken, da infolge des alsdann eintretenden Fortfalles der Hauszinssteuerstundungen und der damit
zwangsläufig verbundenenErhöhung der Mieten der Hilfsbedürftigen eine Erhöhung der Unterstützungen in Form
von Mietzuschüssen nicht zu umgehen sein wird. Die sich hieraus ergebende Belastung wird auf rd. 100 000 .A.^
geschätzt.

Die Kosten in den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten sind weiter gestiegen. Es wird dieserhalbauf die
Ausführungen zu Kapitel 42 verwiesen.

Erfreulicherweiseist wenigstens die Belastung der Provinz durch Flüchtlinge aus Spanien nur gering
gewesen, da die Kosten für diese Hilfsbedürftigen in der Hauptsache vom Reich getragenwerden.

Kapitel 41 Titel 2: Prooinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler.
Dem Haushaltsplan der Anstalt für 1938/39 kann nach der jetzigen Belegung 5 er Anstalt und ihrer bis¬

herigen Entwicklung folgender Bestand an Insassen zugrunde gelegt werden:
Landhilfsbedürftige zu einem Pflegesatzvon 1,70 K^i je Person und Tag ....... 110
Insassen auf Grund des § 42 des RStGB (Gesetz vom 24. November 1933) zu einem Pflcgesatz

von 1,50 K^ll je Person und Tag ...................... 593
Säumige Unterhaltungopflichtige zu einem Pflcgesatz von 1,30 ^.//l je Person und Tag . . 60
B ezirkshilfsbe dürftige zu einem Pflegesatz von 1,70 H^i je Person und Tag ...... 225
Männliche Fürsorgezöglinge zu einem Pflegesatzvon 1,70 K.^. je Person und Tag .... 25
Weiblichc Fürsorgezöglinge zu einem Pflegesatzvon 2,— .!/?./« je Person und Tag .... 5
Entmündigte Trinker und Trin kerinne „ (Rheinländer) (einschl. der auf Grund des Z 42 c

RStGB untergebrachten)zu einem Pflcgesatzvon 1,30 HH je Person und Tag ....... 200
Entmündigte Trinker und Trinkerinnen (Nichtrheinländer) (einschl.der auf Grund des

§ 42 c RStGB untergebrachten)zu einem Pflegesatzvon 1,50 Z?./« je Person und Tag ..... 60
Weibliche Geschlechtskranke zu einem Pflcgesatzvon 3,75 H-ss je Person und Ta g . . , . 22

zusammen: 1 300
Titel I: Unter Zugruudelegung der in der vorstehendenÜbersicht angenommenen Belegung von 1 300 In¬
sassen ergibt sich bei 474 500 Pflegetagen eine Pflegekosteneinnahmcvon 738 055 K,>«, also gegen das Vorjahr
ein Mehr von 79 955 HH. Dieses Mehr erklärt sich aus der erhöhten Überweisungvon säumigen Unterhaltspflich¬
tigen und dem stärkeren Zuwachs an Bezirkshilfsbedürftigen.
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Die stärkere Belegung der Trinkerabteilung sowie der Station für weibliche Geschlechtskranke im lau¬
fenden Jahre lassen auch für das Jahr 1928/39 eine gewisse Erhöhung der BelegungSziffer erwarten.

Das Nnwachfen der Belegung der Trinkerabtcilung hängt innerlich zusammen mit dein Inkrafttreten des
Gesetzes gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung vom 24. No¬
vember 1922. § 42c dieses Gesetzes sieht die Möglichkeit der Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder
einer Entziehungsanstalt als Maßregel der Sicherung und Besserung gegen den Mißbrauch geistiger Getränke
und von Rauschgiften vor. Die Unterbringung kann aber stets nur neben einer gerichtlichen Strafe angeordnet

, werden. Sie setzt voraus, daß andere Vorkehrungen nicht genügen, um den Täter an ein gesetzmäßiges und geord¬
netes Leben zu gewöhnen. Nachdem sich allmählich die Gcrichtsvraxis an die Anwendung der neuen gesetzlichen
Vorschriften gewöhnt hat, nimmt die Unterbringung von Trinkern sowohl in Heil- und Pflcgeanstalten, als auch

, in der Trintcrabteilung des Arbeitshauses ständig zu. Nach wie vor findet daneben selbstverständlich die Über¬
weisung von gemäß § 6 VGB entmündigten Trinkern durch den Vormund statt.

Im Laufe des kommenden Rechnungsjahres muß mit dein Inkrafttreten des Reichowandcrerfürsovgege-
setzes lind des Reichsbcwahrungsgesetzcs gerechnet werden. Wenn auch die Mehrzahl der siechen und asozialen
Wanderer — die für die Pflege oder Bewahrung im Arbeitshaus und den ihm angegliederten Heimen in Frage
kommen — schon jetzt erfaßt werden dürfte, so ist doch mit einer gewissen Steigerung der Belegung auch von
dieser Seite her zu rechnen. Da aber das Inkrafttreten der beiden vorgenannten Gesetze schon seit Jahren in Aus¬
sicht steht und immer wieder vertagt wurde, wird man gut daran tun, zunächst den tatsächlichen Erlaß abzuwarten,
um dann erforderlichenfalls beim nächstjährigen Haushaltsplan mit festen Steigerungszahlen zu rechnen.

Die Einweisung von säumigen Nährpflichtigen und Hilfsbedürftigen erfolgt gemäß § 20 der Verordnung
über die Fürsorgepflicht in Verbindung mit § 21 der Preußischen Ausführungsverordnung sowie vereinzelt auch
auf Grund des § 12 der Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge.

'Die durch Verpflegung in auswärtigen Krankenhäusern, Transportkosten, fachärztlichc Behandlung usw.
entstehenden Aufwendungen, die von den Fürsorgeverbändcn und Drittvcrpflichteten wieder eingezogen werden,
wurden bisher als Vorschüsse durch die Anstaltskasse gezahlt und späterhin bei den Wegekosten verrechnet. Da
dies nach den Bestimmungen des Gemcindcfinanzgesetzes unzulässig ist, wurde unter Titel I Nr. 3 eine neue
Haushaltsposition „Nebenkosten für Insassen" geschaffen, die sich in Einnahme und Ausgabe auf 8 500 .^
beläuft. In Zukunft werden die für Insassen entstehenden Nebenkosten bei diesem Titel vereinnahmt und ver¬
ausgabt.

Titel II: Bei Titel II 1 a sind die Verminderungen der Ausgaben auf verschiedene Personalvcränderungen
zunickzuführen. So wurde der frühere Direktor mit dem 1. Juli 1927 zur Hauptverwaltung versetzt; der Ma¬
schinenmeister trat in den Ruhestand; ein Werkmeister ist gestorben; ein Anstaltssekretär wurde gleichfalls zur
Hauptverwaltung versetzt. Hierdurch fällt die Gehaltszahlung an den früheren Direktor zu Lasten des Anstalts-
haushalto fort. Die Nachfolger der übrigen versetzten bzw. ausgeschiedenen Beamten beziehen ein geringeres Gehalt
als ihre Vorgänger.

Die Erhöhung der Ausgaben zu Titel II 2 b — im Vorjahr 11 560 ^ gegenüber 14 900 HF, 1928 -
ergibt sich daraus, daß der bisher aus Titel II 1 2 besoldete Gutsverwalter jetzt aus Titel II 2 d besoldet wird.

Verschiedene Angestellte beziehen im Laufe des Rechnungsjahres 1938/29 infolge anderer Eingruppierung
höhere Bezüge als im Vorjahre.

Titel III: Die Erhöhung der Ausgabe für Beköstigung bei Titel II1 1 ist auf die erhöhte Belegung der Anstalt
zurückzuführen. Der erhöhten Ausgabe bei Titel III stehen die erhöhten Einnahmen bei Titel I 2 gegenüber.

Titel IV Nr. 1: Die Mehrausgaben sind zur Verbesserung der Abwässerbescitigung sowie zur Verbesserung
des Feuer- und Luftschutzesvorgesehen. Im übrigen wird auf die in der „Zusammenstellung unter L und O des
Verrechnungs-Haushaltsplanes der Hochbauabteilung in Aussicht genommenen Erneuerungs- und Ergänzungo-
arbeiten" (Seite 52 dieses Vorberichts) gegebene Begründung hingewiesen.

Titel V: Die Erhöhung der Ausgabe bei Vl (landwirtschaftlicher Betrieb) gegenüber dem vorjährigen An¬
satz (105 300 '/. 102 200) ist darauf zurückzuführen, daß unter dem Titel „Bodennutzung" ein Betrag in Höhe
von 6 000 K^/t zur Beschaffung einer Beregnungsanlage vorgesehen wurde, die mit dem Projekt „Verwertung
der Abwässer der Anstalt Brauweiler" in Zusammenhang steht.

Der Mindereinnahme der Arbeitsbetriebe Titel V 2 von rd. 4b 000 H« stehen Minderausgaben von
69 000 H^<i gegenüber.

Die Ausgaben für Renten auf Grund des Gesetzes betr. Unfallfürsorge für Gefangene wurden in gleicher
Höhe wie im Vorjahre in Ansatz gebracht.

Die Ausgaben für Arbeitsbelohmmgen wurden der höheren Belegung der Anstalt entsprechend um 1 450
A^ erhöht.

Kapitel 41 Titel 3:
Diese Kosten erschienen bisher bei Kapitel 41, Titel 1 (ü. Es empfiehlt sich, diese Aufwendungen getrennt

aufzuführen, da sie weniger als Fürsorge- denn als Kosten des Strafvollzuges anzusprechen sind. Eine vorläu¬
fige Regelung hinsichtlich der Tragung der Kosten ist durch das sogenannte Berliner Abkommen getroffen
worden. Die Erhöhung der Kosten ergibt sich aus der Zunahme der Zahl der Unterzubringenden.
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Kapitel 41 Titel 4:
Das bisher neben der Rechnung geführte Sonderkonto des Landesfürsorgeverbcmdeszur Gewährung von

Produktivdarlehen aus übcrwiesenen Staatsmitteln an Hilfsbedürftige für Zwecke der Aufrichtungbzw. Erhaltung
ihrer Existenz wird auf Anregung des Gemeindeprüfungsamtes erstmalig hier nachgewiesen.

Kapitel 42: Fürsorge für Bezirkshilfsbedürftige.
2) Geisteskranke,Idioten und Epileptikernach § 6 der preußischen Ausführungsverordnung vom 17. April 1924/
20. Mai 1932.

Das Rechnungsjahr 1926 hat am 21. März 1927 mit rd. 7 200 ooo Pflegetagen, gegenüberdem Haus¬
haltsplan mit 7 117 500 Pflegetagen abgeschlossen.

Das Rechnungsjahr 1927 wird voraussichtlich mit rund 7 519 000 Pflegetagen, bei einem Krankenbestande
von rd. 20 600 Personen abschließen, gegen den Poranschlag mit 7 421 400 Pflegetagen und einem Durchschnitts-
krankenbestandevon 20 260 Personen.

Obwohl die Fürsorgeträger durch ihre ungünstige Finanzlage genötigt sind, ihre auch bisher mit Erfolg
durchgeführtenMaßnahmen fortzusetzen,nur solche Kranke der Anstaltsfürsorge auf Grund der obigen Aus¬
führungsverordnung zu überweisenbzw. darin zu belassen,die unbedingt der Anstaltsfürsorge bedürfen, also im
Wege der ordentlichenFürsorge nicht betreut werden können, und obwohl das Gesetz zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses vom 14. Juli 1922 in planmäßiger Durchführung begriffen ist, muß auch im Rechnungsjahre 1938
damit gerechnet werden, daß eine Minderung der auf öffentliche Kosten zu verpflegenden Kranken gegen das Vor¬
jahr nicht eintreten wird.

Nach den vorliegendenErfahrungen der letzten Jahre muß vielmehr auch für das Rechnungsjahr 1938
mit einer weiteren Zunahme an Anstaltspfleglingengerechnet werden. Für das Rechnungsjahr 1938 wird daher ein
Durchschnittskrankcnbestandvon 21 000 Personen mit insgesamt rund 7 665 000 Pflegetagen eingesetzt.Hiernach
ergibt sich unter Zugrundelegung eines einheitlichenSpezialkostcnsatzesvon täglich 1,50 Ät.K für sämtlicheauf
Grund des Z 6 der preußischenAusführungsverordnung untergebrachten Anstaltspfleglinge eine Einnahme
unter:

Kapitel 42 Titel 1 2 (Erstattungen der Bezirksfürsorgeverbände):
1. Spezialkosten:

7 551 850 Pflcgetage 2 1,50 H?.F für 20 690 Geisteskranke,Schwachsinnige,Epileptiker,
für erwachsene Taubstumme und Blinde, soweit sie unter § 6 der Ausführungs¬
verordnung zur Fürsorgepflichtverordnungfallen rd ......... 11 22? 800 H^i

2. Nebenkosten . .'................. 128300 „
Summe: 11 456 100 H^t

Kapitel 42 Titel 1 b (Erstattung aus Kapitel 4, Titel 3 Un Ausführung des § 42 b
des Reichsgesetzes gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecherund über
Maßregeln der Sicherung und Besserung vom 24. November 1933
und des Preuß. Ausführungsgesetzesvom 1H. Oktober 1934^ siebe
Vorberichtzu Kapitel 41, Titel 3):

113 150 Pflegetage 2 2,50 .A.« für 310 Personen.......... 283 000 A^l
7 665 000 Pflegetagc für 21 000 Personen ..............11 739 100 A^l

Kapitel 42 Titel 2 (Erstattungen der Kranken und Drittverpflichteten): ....... 1 456 300 K^t
Die wesentliche Erhöhung der Einnahme unter diesem Titel gegenüber dem Voran¬

schlag 1937 ergibt sich aus folgendem:
Bis 30. September 1937 wurden die sogenanntenBeiträge Drittverpflichteter (Bei¬

träge unterhaltspflichtiger Angehöriger der Pfleglinge, Renten pp. und Krankcnkassenlei-
stungen) grundsätzlichden Bezirksfürsorgeverbändenbis zur Höhe der Spezialkosten be¬
lassen. Dem Rheinischen Landesfürsorgcverband,der rechtlich den primären Anspruch auf diese
Beträge hat, floß nur ein geringer Anteil an den sogen. Beiträgen Drittverpflichtetcr zu.
Diese Art der Verteilung der Beiträge Drittverpflichteterbedürfte einer Abänderung.Vom
1. Oktober 1937 ab werden seitens der Bezirksfürsorgeverbändean den Rheinischen Landes-
fürsorgeverbandvon dem gesamten jährlichen Aufkommen an Beiträgen Drittverpflichteter
und an Vcrmögensbeträgen50°/c> überwiesen.Zur Entlastung der Bezirksfürsorgeverbände
sind aber ebenfalls vom 1. Oktober 1937 ab die Spezialkosten (Titel 1 2 der Einnahme) für
diejenige!,Anstaltspfleglinge, für die bis dahin ein Satz von 1,60 H.K pro Kopf und Tag
zu zahlen war, auf 1,50 K.ii ermäßigt worden.

Kapitel 42 Titel 19 (Sonstiges und Zinsen aus Vermächtnissen):.......______ 1 000 5l^

Die Ausgabe stellt sich w,e folgt:
Kapitel 42 Titel 1 (Anstaltspfiegelosten):

Unter Zugrundelegung der gültigen Pflegekostensätze ergibt sich als Durchschnittspflegesatz der Betrag von
2,118 K^i für den Kopf und Tag für sämtliche vom RheinischenLandesfürsorgeverbandebetreuten Anstaltspfleg-
lingc in Provinzial- lind Privatanstalten.
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Der Pflegesatz in den Rheinischen Provinzial-Heil- und Pflcgeanstalten beträgt für den Kopf und Tag
2,50 HL, bei den in Heim- und Familienpflege untergebrachten Kranken 1,90 HH einschließlich der Aufwen¬
dungen der an der Versorgung dieser Kranken beteiligten Provinzialanstalten.

Der Durchschnittspflegesatz für die in den Anstalten anderer Provinzialverbände untergebrachten Kranken
des Rheinischen Landesfürsorgeverbandeo beträgt 2,058 HL für den Kopf und Tag. Hier handelt es sieb fast
ausschließlich um chronische Pfleglinge mit geringen Bedürfnissen.

Der Durchschnittspflegesatz in den Privatanstalten beträgt 1,706 HL für den Kopf und Tag.
Hiernach sind als Ausgaben zu berechnen:

? 665 000 Pflegetagc 2 2,118 H« rd.................. 16 238 100 H/t
Dazu an Nebenkosten für sämtliche Pfleglinge............... 184 000 „

Summe: 16422100 H«
Hiervon entfallen auf:

1. In den Rheinischen Provinzialanstalten:
Kapitel 42 Titel 1 2 für Geisteskranke, Idioten und Epileptiker:

2) in Anstaltspflcge:
(10 243 Kranke -- 3 775 195 Tage 2 2,50 H/t) -- rund . . 9 437 950 HL

d) in Heim- und Familienpflege:
(1 266 Kranke ^ 462 090 Tage 5 1,90 H/t) -^ rund .... 877 960 „

c) Nebenkosten................ 116 000 „ 10431910 „

2. In den Anstalten an derer Provinzialverbände:
Kapitel 42 Titel 1 b für Geisteskranke, Idioten und Epileptiker:

2) Pflege kosten:
(580 Kranke ^ 211 700 Tage 3 2,058 H/t) ^ rund .... 435 700 „

b) Nebenkosten................ 8 400 „ 444 100 „
3. In den Privatanstalten:
Kapitel 42 Titel 1 c für Geisteskranke, Idioten und Epileptiker:

2) Pflegekosten:
(8 811 Kranke -- 3 216 015 Tage 2 1,706 H/t) -^ rund . . . 5 486 490 „

b) Ncbenk 0 stcn............. . . . 59 600 „ 5546090 „
Summe wie oben: 16 422 100 HL

Bei 7 665 000 Pflegetagen und bei einein Geldbedarf für Pflegekosien von
16 238 100 HA ergibt sich mithin ein Durchschnittopflegesatz von 2,118 H/i.

Kapitel 42 Titel 2 (Unterbringungskosten für solche Personen, für die die öffentliche Für¬
sorge nicht in Anspruch genommen werden kann):...... 25 000 „

Die Herabsetzung um 5 000 H/t gegen das Vorjahr ist mit Rücksicht auf das voraus¬
sichtliche Rechnungsergebnio für 1937 gerecbtfcrtigt.

Kapitel 42 Titel 3 (Beihilfen an Bezirksfürsorgeverbände usw. für Zwecke der sogenannten
offenen Fürsorge):................ 12 000 „

Die Summe entsprich! dem Haushaltsansatz des Vorjahres.

Kapitel 42 Titel 19 (Sonstige Aufwendungen auf den» Gebiete des Irrenwesens und zur
Abrundung):

Die Provinzialverwaltung hat ein großes Interesse an der Förderung der Aufgaben
allgemeiner Art auf dem Gebiete des Geistcskrantenwcsens, vor allem, soweit diese Aufgaben
sich auch außerhalb des Bereichs des eigenen Instituts für psychiatrisch-neurologische Erb¬
forschung erstrecken auf die Untersuchung der Ursachen l. er Geisteskrankheiten, auf
Vorbereitung zukünftiger erbbiologischer Maßnahmen des Staates, auf besondere Behand¬
lungsmethoden usw., um so dem Anwachsen der Zahl der Kranken entgegenzuwirken. Aus
diesem Titel wird u. a. zur Verwendung bei einschlägigen wissenschaftlichen Instituten, ins¬
besondere bei der von Prof. Dr. Rüdin geleiteten Forschungsanstalt für Psychiatrie in Mün¬
chen ein Betrag von 6 000 H/t an die Kaiser-Wilhclm-Geslllschaft zur Förderung der Wissen¬
schaften in Berlin gezahlt. Ferner werden aus diesem Titel die Prozeßkosten, die Reisekosten
für den pädagogischen Sachverständigen in Schwachsinnigenangelegenheiten und die Micts-
entschädigung für diesen bestritten. Der Gesamtbetrag ist von 8 000 HL auf .... 12 000 „
erhöht worden, da hier in Zukunft 4 000 H« verausgabt werden, welche bisher bei Kapi¬
tel 65 des Haushaltsplans aufgeführt waren und nunmehr dort in Wegfall gekommen sind.

Ausgabe: 16 471 100 Hv<t
Einnahme: 13 196 400 HL

Provinzialzuschuß: ' 3 274 700 H<t



28

Kapitel 42 Titel 4 bis 12: Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten sowie Provinzial-Kinderanstalt für feelisch Ab«
norme in Bonn und Rheinisches Provinzial-Institut für psychiatrisch-neurologische
Erbforsch»ng in Bonn.

Die Haushaltspläne der Provinzial-Heil- lind Pflege« n stalten umfassen die auf gesetz¬
licher Grundlage beruhendeFürsorge des Rheinischen Landcsfürsorgevcrbcmdes(Provinzialverbandes) für Geistes¬
kranke, Epileptikerund Schwachsinnigein eigenen Anstalten. Neben hilfsbedürftigen Pfleglingen auf Grund der
Fürforgevflichtverordnungfinden auch selbstzahlende Kranke Aufnahme.

Aus nachstehenderÜbersicht ergeben sich die dem Haushaltsplan für 1938/39 zu Grunde liegenden
Zahlen der Kranken, Beamten und Angestellten,die zu verpflegen bzw. zu beköstigen sind:

Anstalten

Es befinden sich «rank« in:

verpflegungzkasse Heim« und
Familien»

I II pflege

3u beköstigen sind:
Veamte, llngestellte usw.

I. TischKlasse
gegen ohne

Vezcchlung Vezcchlung

Insgesamt

Andernach . .
leInIchl.t>b!lg,HlluI«n!

Bedburg-Hau.
Bonn . . .

3

4

1352

3210
1049

100

240
97

- 126'

206
93

19

32
22

1600

3 688
1265

" einschl. 2 pe»
!<>nenin l>«u>en,
denennnftellenon
IiennunllLlleld
lZeKöitigung g«>
währi wird.

Düren . . . — 1420 150 114 20 1704
Galkhausen . — 1320 360 106 20 1 806
Grafenberg 18 1078 124 94 21 1335
Iohcmnistal .
<eln,chl. Nbtlll.

wllldnlel)

2 230 200 155' 22 2 60? ' e!„Ichl.,4pfle.
ger In wllldnlel,
denen «nstellevon
llrennungzgeld

1938 Summe 25 11659 1271 894 156 14 005 LeKöstigung ge»
wahrt wild.

11684 1050
12 955

1937 Summe 20 10 883
10 903

1085 802 140
942

12 930

11 988

Hiernach wird für das Rechnungsjahr 1938/39 mit einem Durchschnittskrankenbestandvon 1,2 955 Köpfen
oder 4 728 575 Pflegetagen (einschl. 1 271 Heim- und Familienpfleglingen mit 4b3 915 Pflegetagcn) gerechnet,
während im Haushalt 1937/38 durchschnittlich 11 988 Kranke (einschl. 1 085 Heim- und Familienpfleglinge)vor¬
gesehen waren. In der für 1938/39 um 967 höherenKrankenzahlist die noch anhaltend steigende Tendenz in der
Krankenbcwegungberücksichtigt, die nach den bisherigen Erfahrungen für 1938/39 mit durchschnittlich400
Kranke», zu veranschlagen ist; im übrigen ist bei der Aufstellungdes Haushaltsplanes die gegenwärtigetatsächliche
Belegung möglichst genau zu Grunde gelegt worden. Für die vom Provinzialverband im laufenden Rechnungs¬
jahre erworbene Privatanstalt der Franziskanerbrüder in Waldniel, welche der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Iohcmnistal als Abteilung Waldniel angegliedert wurde, sind durchschnittlich 530 Kranke in dem Haushalt für
1938/39 vorgesehen.Die ebenfalls neu erworbene Anstalt Waldbreitbachist wirtschaftlich an die Provinzial-Heil-
und Pflcgeanstalt Andernachals AbteilungHausen angeschlossen und wird zur Zeit für die weitere Benutzung
hergerichtet.

In dem Krankenbestandfür 1938 sind 310 Kranke auf Grund des Gesetzes gegen gefährliche Gewohnheits¬
verbrecher vom 24. November 1933 — Äusführungsgesetz hierzu vom 16. Oktober 1934 — (§§42 b undc
NStGB), das unter den Maßregeln der Sicherung und Besserungauch die Unterbringung in Heil- und Pflege¬
anstalten vorsieht, einbegriffen.

In der Durchschnittskrankenzahlvon 12 955 sind 25 Selbstzahler I. Klasse und 680 Selbstzahler II. Klasse
enthalten; im übrigen handelt es sich um Kranke, die auf Grund der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom
13. Februar 1924 bzw. der Ausführungsverordnung hierzu vom 17. April 1924 verpflegt werden.

Die Selbstzahler II. Klasse sind größtenteils Geisteskranke,welche für Rechnung von Trägern der Sozial¬
versicherunguntergebracht sind, deren Leistungenmeistens nicht den Pflegesatz II. Klasse von 3,80 H^l erreichen,
so daß der Pflegesatz entsprechend ermäßigt werden muß, wczu der Landeshauptmann durch Reglement ermäch¬
tigt ist. Erfahrungsgemäß kann mit einem Durchschnittspflegesatzfür Selbstzahler II. Klasse von 3,55 K^i je
Kopf und Tag gerechnet werden, welcher bei Titel I neben dem Pflegekostensatz von 6 H^t je Kopf und Tag für
Selbstzahler I. Klasse zugrunde gelegt ist.

Die Pflegesätzevon 2,50 A^t je Kopf und Tag für bezirks- und landhilfsbedürftige Kranke und von
1,90 A^ je Kopf und Tag für Heim- und Familienpfleglinge sind gegen das Vorjahr unverändert, wobei zu
berücksichtigen ist, daß in diesen Pflegesätzender auf die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten entfallende Anteil
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an den persönlichenund sächlichen Kosten der Hauptverwaltung und an den aufzubringendenRücklagen(Grund-
crwerbs- und Erweiterungsrücklage,Erneuerungsrücklage)enthalten ist.

Unter Zugrundelegung dieser Pflegesätzeund des höheren Krankendurchschnittsbestandesergibt sich bei
Titel I an Pflegegelderngegen das Vorjahr eine Mehreinnahme von 911 660 HZ^t, die zunächstzur Deckung der
Mehrausgaben bei Titel II—VI, soweit diesen nicht eigene Einnahmen gegenüberstehen, erforderlich ist; darüber
hinaus muß die Mehreinnahme zur Deckung der in dem Unterhaushaltsplan der Provinzial-Heil- und Pflege¬
anstalten nicht erscheinenden, vorerwähnten anteiligen Kosten an der Hauptverwaltung und an den Rücklagen in
Anspruch genommenwerden. Diese anteiligenKosten sind im Haushaltsplan an anderer Stelle verausgabt (Ka¬
pitel 40 usw.).

Zusätzlich zu den drei Ersten Oberärzten, welche die Bezüge der Besoldungsgruppe ä 2 b bisher schon
hatten, erhalten diese Bezüge fünf weitere gleiche Stelleninhaber gemäß Erlaß des RuPrMdI. vom 14. August 1937
V a 5 326/37 unter Beilegung der AmtsbezeichnungProvinzial-Medizinalrat. Hierdurch wird bei Titel II
Nr. 1 2 eine Mehrausgabe bedingt.

Eine weitere Steigerung der Ausgabe wird bei diese,» Titel durch die notwendige Schaffung von einer
neuen Provinzial-Medizinalratstelle, einer neuen Verwaltungsinspektorstelleund 2 neuen Oberpflegerstellenfür
die neuangegliedertcAbteilung Waldniel verursacht. Diesen Mehrausgaben steht indes eine noch größere Minder¬
ausgabe bei Titel II Nr. 1 2 gegenüber, die hervorgerufen wird durch die Übertragung einer Anstaltsarztstelle
von der Provinzial-Heil-und Pflegeanstalt Bedburg-Hau aus das Provinzial-Institut für psychiatrisch-neurolo¬
gische Erbforschungin Bonn sowie durch Abgang (Versetzung, Pensionierungusw.) von älteren Beamten und deren
Ersetzung durch jüngere Beamte, durch Fortfall einzelner Stellen und endlich durch die Reduzierung der für
die Erstattung von Einbehaltungsbeträgenbisher vorgesehenen 0,75«/« auf 0,50°/o. Die am 1. Juli 1938 durch
Inruhcstandversetzung des jetzigen Inhabers frei werdende Anstaltspfarrerstelle in Iohannistal wird nicht
wieder besetzt, vielmehr soll die Scelsorge auch in'dieser Anstalt alsdann nebenamtlichausgeübt werden (siehe zu
Titel II Nr. 4 b).

Unter Titel II Nr. 2 d erscheinen 3 Verwaltungsgehilfenstellenzusätzlich, eine für die Anstalt Andernach
und zwei für die Abteilung Waldniel, von denen die beiden letzteren bereits im Rechnungsjahre 1937 besetzt
werden mußten. Ferner ist eine Stenotypistinnenstellebei der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal
vorgesehen. !

Das Pflegepersonal unter Titel II Nr. 2 c mußte hauptsächlichfür die neue Abteilung Waldniel um
39 Pfleger, ferner in der Anstalt Bedburg-Hau um 17 Pfleger infolge Neueinrichtung einer gesicherten Abtei¬
lung, in der Anstalt Düren um 3 Pfleger mit Rücksichtauf die stärkere Belegung der gesichertenAbteilung
und in den Anstalten Andernachund Galkhausen um 2 Pfleger und 6 Pflegerinnen vermehrt werden. Dagegen
konnten infolge von vorgenommenenBetriebsumstellungen in einzelnen Anstalten einige Pfleger- und Pfleger¬
innenstellen fortfallen.

Auch das Handwerkerpersonalunter Titel II Nr. 3 2 mußte vorwiegend für die Handwerksbetriebe in
den Abteilungen Hausen und Waldniel, und zwar bei der Anstalt Andernach um b Handwerker und bei der
Anstalt Iohannistal um 18 Handwerker verstärkt werden.

An Hauspersonal — Titel II Nr. 3 b — werden für die Koch- und Waschküchen mehr benötigt 2 Mäd¬
chen in der Anstalt Andernach,6 Kräfte in der Anstalt Iohannistal, davon 1 Waschmeisterund 4 Mädchen in
der Abteilung Waldniel, und 1 Mädchen für die Waschküche in Bedburg-Hau.

Die Besoldungen für die neuen Stellen in der Abteilung Waldniel sind entsprechenddem Belegungs¬
bedürfnis dieser Abteilung nur für einen Teil des Jahres vorgesehen.

Der Wert der freien Station für Angestellte,der bestimmungsgemäß bei den Personalkosten in Aus¬
gabe zu bestellen ist, beträgt für Angestellte

bei Titel II Nr. 2 2..................14 155 H^,
„ „ II Nr. 3 b.................. 74213 „

88 3K8 K.F.

Von diesen Beträgen entfallen insgesamt
70 700 H^l auf freie Beköstigung
17 6b8 A^i auf freie Wohnung,'

die bei Titel III Nr. 1 bzw. IV Nr. 2 in Einnahme mitberücksichtigtsind.

Die Mehrausgabe für Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge— Titel II Nr. 4 2 — entspricht dem
höheren Befoldungsaufwand, auf welchen diese Bezüge ratierlich umgelegt werden.
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Der für Seelsorge — Titel II Nr. 4b — erforderlicheMehrbetrag erklärt sich aus dem Abgänge des
Anstaltspfarrers in der Anstalt Iohannistal (siehe oben zu Titel II Nr. 1 2), dessen Tätigkeit ab 1. Juli 1938
nebenamtlichausgeübt wird, wofür hier rd. 1000 K^ eingesetzt sind, sowie aus der hinzugekommenenneben¬
amtlichen Seelsorge in der Abteilung Waldniel.

Auch die Vergütungen für Nebenbeschäftigungen— Titel II Nr. 4 e — haben sich durch die neue
Abteilung Waldniel entsprechendvermehrt.

Wenn bei der Beköstigung — Titel III Nr. 1 — trotz der erheblich höheren Krankenpflegetagezahlfür
1928/39 gegen 1937/38 der Mehrbedarf nur 11 500 H^/t beträgt, so ist dies darin begründet, daß die Bekösti¬
gungssätze,die bei den einzelnen Anstalten je nach deren wirtschaftlichen Verhältnissenverschieden sind, nicht wie
bisher für alle Anstalten in gleicher Höhe zu Grunde gelegt wurden. Anstatt des einheitlichen Beköstigungssatzcs
von 0,52 .F.v« je Person und Tag im Vorjahre sind mit Rücksicht auf die bisherigenErgebnisse in den einzelnen
Anstalten für das Rechnungsjahr 1938/39 verschiedene Veköstigungssätzeangenommen worden, lind zwar in
den Anstalten

Andcrnach,Bedburg-Hau, Düren und Iohannistal .......... 0,48 .Z?^ je Kopf und Tag
Bonn und Galkhauscn ................... 0,49 „ „ „ „ „
»md Grafenberg ..................... 0,50 „ „ „ „ „

Bei Titel III Nr. 2 „Bekle,dung, Lagerungund Wäsche" ist die Mehrallsgabe eine Folge der beträchtlichen
höherenKrankenziffergegen das Vorjahr.

Für Arzneien usw. — Titel III Nr. 3 — sind die erhöhten Ausgaben durch die stärkereBelegung und
zum Teil auch durch die Insulinbehandlung der Schizophreniebedingt, von der günstigeAuswirkungenerwartet
werden. Der Mehrausgabe steht eine geringere Mehreinnahme aus den Laboratorien in den Anstalten Bonn
und Iohannistal gegenüber.

Bei Titel III Nr. 5 „Erheiterung" wird durch die Herabsetzungder Mittel eine Ersparnis erzielt. Durch
die Beschäftigungvon Kranken bei Beamten und Angestelltenist bei Titel III Nr. 5 eine geringe Mehreinnahme
zu erwarten.

Die höhere Zahl der Heim- lind Familienpfleglingc verursacht bei Titel 111 Nr. 6 eine Mehrausgabe,
die sich infolge der Herabsetzungund einheitlichen Festsetzung des Pflegesatzesfür fast alle diese Pfleglinge auf
1,55 H.H (anstatt bisher teilweise1,60 HU) je Kopf und Tag geringer auswirkt.

Bezüglichder bei den Titeln IV Nr. 1 und IV Nr. 4 in Erscheinungtretende» Ausgabeerhöhunge»wird
auf die entsprechende Begründung in dem Verrechnungohaushalt verwiesen.

Bei Titel IV Nr. 2 wird mit einer geringen Mindereinnahme aus Mieten und Packten gerechnet.

Unter Titel IV Nr. 5 „Heizung, Beleuchtung, Wasserversorgung"waren die Einnahmen aus Abgabe von
Kohlen, Strom und Wasser an die Dienstwohnungenim Vorjahre zu gering veranschlagt. Die Einnahmen er-
erhöhen sich ferner durch den Betrieb des Elektrizitätowerkesin Hausen und der AbteilungWaldniel um 6 300
,F.H. Außerdem sind die Einnahmen und Ausgaben des Titels VI Nr. 4 des Haushalts der Anstalt Bedburg-
Hau (Stromabgabe an das RWE) fortgefallen und in dem Titel „Heizung, Beleuchtung usw." mitberücksichtigt.
Außer den Mehrausgaben für die Abteilungen Hausen und Waldniel entsteht eine Mehrausgabe durch die Be¬
triebsmittel für die neu errichtete Enthärtungsanlage in der Anstalt Bonn; dagegen tritt bei der Anstalt Dürcn
eine Minderausgabe durch geringeren Wasserbezugvon der Stadt und dadurch ein, daß der für Vorschule und
Lazarett der Provinzial-Blindenunterrichtsanstalt, welche entgegen der ursprünglichen Absicht von der Heil- und
Pflegeanstalt nicht in Benutzung genommen wurden, vorgesehene Betrag fortfällt.

Die Ausgabe für Reinigung — Titel IV Nr. 6 — ist entsprechendder größeren Belegungsziffer ge¬
stiegen.

Unter Titel V Nr. 1 „Land- und Viehwirtschaft" sind die Mehrausgaben bei den Anstalteil Andernach,
Bedburg-Hau, Grafenberg und Iohannistal — abgesehen von Aufwendungen für notwendig gewordeneNeu¬
anschaffungenmaschinellerArt (Trecker, Regenanlagen) — hauptsächlichauf eine stärkere Viehhaltung zurück¬
zuführen; die durch letztere entstehenden Mehrausgaben werden aber durch entsprechende Mehreinnahmen mehr
als ausgeglichen. Insbesondere erhöhen sich die Einnahmen und Ausgaben, und zwar die ersteren mehr als
die letzteren, durch die landwirtschaftlichenBetriebe in den neu erworbenen Anstalten Hausen und Waldniel, so
daß insgesamt die Land- und Vichwirtschaftgegen das Vorjahr ein um rd. 52 000 H// besseres Ergebnis erwar¬
ten läßt.

Bei Titel V Nr. 1 b „Lohnaufwand" sind für die landwirtschaftlichenBetriebe in den neuen Abteilungen
Hausen und Waldniel je h neue Stellen erforderlichund vorgesehen,die größtenteils schon im Recknungsjahre
1937 besetzt werden mußten. Der Wert der bei Titel V Nr. 1 b verrechnetenfreien Station für Angestellte
in der Landwirtschaftbeträgt rd. 4 487 H.F, davon entfallen 3 582 >^l auf freie Beköstigung lind 905 .HH
auf freie Wohnung, die bei Titel III Nr. 1 bzw. IV Nr. 2 mit in Einnahme erscheinen.

Das Ergebnis der Hausindustrien in den Anstalten— Titel V Nr. 2 — hält sick insgesamt in dem bis¬
herigen Rahmen.
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Zur Beschaffungeines neuen Personenwagens für die Anstalt Bedburg-Hau und je eines neuen Liefer¬
wagens für die Anstalten Andernach und Grafenberg, die im Rechnungsjahre 1938 an Stelle der verbrauchten
alten Wagen voraussichtlichnotwendigwird, sind bei Titel VI Nr. 1 entsprechende Mittel vorgesehen,wodurch
die Mehrausgabe entsteht. Der Rückgangder Einnahme bei diesen, Titel beruht darauf, daß die Einkünfte aus
der Ausienfürsorgeim Vorjahre bei der Anstalt Andernach zu hoch angesetzt waren.

Unter Titel VI Nr. 3 wurde der Verwaltungskosteubeitrag der OrthopädischenProvinzial-Kinderheilan-
stalt Süchtcln entsprechend den für diese durch die Anstalt Iohannistal auszuführendenwirklichen Leistungen von
b 000 HF auf 4 000 HF herabgesetzt.Der Beitrag der Provinzial-Kindcranstalt für seelisch Abnorme in Bonn
ist infolge stärkerer Belegung derselben um 180 H^ höher als im Vorjahre.

Bezüglich des fortgefallenenTitels VI Nr. 4 vgl. vorstehendzu Titel IV Nr. 5.
Die vermehrten Arbeiten für die erbbiologischeBestandsaufnahme und die neue Abteilung Waldniel sind

die Ursache der Erhöhung des Titels VI Nr. b „Post- und Fernsprechgebühren". Aus dem Verkauf von Alt¬
material wird eine Mehreinnahme von rd. 500 HF gegen das Vorjahr erwartet.

Bei Titel VI Nr. 9 „Dienstreisen" wird die vorgesehene Mehrausgabc dadurch bedingt, daß die Kosten
der freien Beköstigung für das in Waldniel tätige verheiratete Personal, welche diesem an' Stelle von Tren¬
nungsgeld gewährt wird, verfügungsgemäßan dieser Stelle zu verrechnensind, und eine gleiche Verrechnung auch
bezüglich der bei der Abteilung Hausen beschäftigten verheiratetenPersonen ohne Wohnung am VeschäftigungSort
erfolgen muß. Außerdem machen diese beiden Abteilungen mehr Dienstreisen erforderlich. Die Einnahme bei
diesem Titel ist geringer geworden, weil diese im Vorjahre bei der Anstalt Andernachzu hoch veranschlagtwar.

Durch die im dienstlichen Interesse erforderlich werdendenVersetzungen von Ärzten, Verwaltungsinspek¬
toren und sonstigem Personal, insbesondere zu der Abteilung Waldniel, entstehen außergewöhnlicheUmzugskosten,
die bei Titel VI Nr. 10 berücksichtigt sind.

Die Beiträge zur freiwilligenKranken-und Unfallversicherung— Titel VI Nr. 11 3 —, die verwal-
tungsseitig getragen werden, haben sich gering erhöht.

An Einbringungskosten- Titel VI Nr. 11 b ^ sind mit Rücksicht auf die hohe Krankenziffcr 200 HF
mehr vorgesehen.

Unter Titel VI Nr. 11 c „Sonstiges" sind nach Eingliederung der Anstaltsfeuerwehren in die Orts¬
feuerwehrenerstmalig die zu zahlendenBeiträge an die Ortowehren, den Kreis- und Provinzial-Feuerwehrver-
band für jede Anstalt mit rd. 200 A^l (jede Anstaltsfeuerwehr umfaßt etwa 27 Mann) eingestellt. Im übrigen
wurden die Einnahmen und Ausgaben bei Titel VI Nr. 11c den Notwendigkeitenangepaßt.

Insgesamt ergibt sich nach dem Unterhaushaltsplan der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten für 1938/39
ein Überschuß von 331 500 HF, der außer zur Deckung des Zuschußbedarfsder Provinzial-Kindcranstalt für
seelisch Abnorme (60 800 H^>l) und des Provinzial-Instituts für psychiatrisch-neurologische Erbforschung in Bonn
(67 100 H^) größtenteils zum Ausgleichder auf Seite 29 dieses Vorberichts erwähnten Kosten, die einen Be¬
standteil des Pflegegeldesbilden und weder in dem Unterhaushaltsplan der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten
noch bei Kapitel 42 berücksichtigt sind, zur Verfügung gehalten werden muß.

Die Provinzial - Kinderanstalt für seclisch Abnorme in Bonn hat ebenfalls einen
Zuwachs an Kranken aufzuweisen. Der Durchschnittskrankenbestandwird für 1938/39 mit 88 Anstaltskranken
und 52 Heimpfleglingenangenommen; unter den ersteren befinden sich 10 Selbstzahler und 10 Fürsorgezög¬
linge. Dem bisherigen Etat liegen 80 Kinder in der Anstalt — davon 5 Selbstzahler und 10 Fürsorgezöglinge
^ uud 40 Kinder in der Heimpflege zugrunde. Dementsprechenderhöht sich unter Beibehaltung der bisheri¬
gen Pflegesätze von je Kopf und Tag 2,50 HF für Bezirks- und Landhilfsbcdürftigcund von 1,90 HF für
Heimpfleglinge, von 3,80 K^l für Fürsorgezöglinge— für Selbstzahler sind im Haushalt wie bei den Heil-
und Pflcgeanstalten anstatt 3,80 Htt 3,55 HF zugrunde gelegt ^- die Einnahme aus Wegegeldern um
19 630 HH. '

Infolge der stärkeren Anstaltsbelcgung und der intensiven Inanspruchnahme der Anstalt, die dadurch
bedingt ist, daß sämtliche in die Fürsorge des Landesfürsorgevcrbandcs eintretenden anstaltspflegebedürftigen
Personen kindlichen und jugendlichenAlters zunächst die Kindcranstalt durchlaufen, war die Anstellung eines
weiteren Assistenzarztes und von 2 weiterenSchwestern erforderlich;hierdurchund durch die erhöhten Bezüge der
Volontärärztc und Medizinalpraktikanten wird bei Titel II Nr. 2 « eine Mehrausgabc von 5 160 HF und
bei Titel II Nr. 2c einschließlich des Wertes der freien Station eine solche von 2 710 HF hervorgerufen.

Aus demselbenGrunde mußten für eine weitere notwendigeweibliche Hilfskraft unter Titel II Nr. 3 d
„Hallspersonal", ebenfalls einschließlich des Wertes freier Station, 780 K^ mehr eingestelltwerden.

Der Wert der beim Titel „Personalaufwand" mit verrechneterfreier Station für Angestelltebeträgt
bei Titel II Nr. 2 a..................2 106 H^
bei Titel II Nr. 3 d..................3 088 H^

und ist mit 4 536 H^ bei Titel III Nr. 1 und mit 658 HF bei Titel IV Nr. 2 in Einnahme mit berück¬
sichtigt.

Die Umlage für Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge— Titel II Nr. 4a — ist etwas gestiegen.
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Unter Titel II Nr. 4 cl sind für evtl. notwendig werdende Desinfektionsmaßnahmen, die von Angestellten
in Überstunden ausgeführt werden sollen, 200 HF mehr vorgesehenworden.

Zur Beköstigung— Titel III Nr. 1. — sind mit Rücksicht auf die Mehrerfordernissean Milch usw. für
Kinder 0,52 HF je Kopf und Tag (im Vorjahre 0,55 HF) zugrunde gelegt (vgl. hierzu die Ausführungen zu
Titel III Nr. 1 der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten). Im übrigen ist die Mehrausgabe bei diesem Titel
und den Titeln III Nr. 2—5 eine Folge des höheren KrankcnbestandeS.

Die höhere Zahl der Heimpfleglingegegen das Vorjahr steigert bei Titel III Nr. 6 die Ausgabe,.
Die erhöhten Reinigungsmittel — Titel IV Nr. 6 — entsprechen der stärkeren Krankenbelcgung,worauf

auch die Mehrerfordernissean Bürounkosten sowie Post- und Fernsprechgebührenbei Titel V Nr. 1 und 2
zurückzuführensind.

Die Erhöhung des Verwaltungskostenbcitrageöist ebenfalls eine Folge der größeren Krankcnziffcr.
Schließlich mußten unter Titel V Nr. 6 c „Sonstiges" die Mittel für evtl. erforderlich werdende und

vertraglich gewährleisteteKrankenhauspflcge des Pflegepersonals mit rd. 1000 HF bereitgestellt werden, die
bisher nicht vorgesehenwaren.

Nach vorstehendemschließt der Haushaltsplan der Kindcranstalt für 1928/29 mit einem Zuschußbedarf
von 60 800 HF ab gegen 28 750 HF im Vorjahre.

Das Rheinische Provinzial-Institu t für psychiatrisch-neurologische Erbfor-
schung in Bonn rechnet auch für 1,928/29 bestimmt mit dem ihm zunächstfür 2 Jahre grundsätzlichzuge¬
sagten Zuschuß der UniversitätBonn in Höhe von 8 000 HF, der ihm in den Jahren 1926/27 und 1927/28
bereits gewährt wurde, wenn auch wiederum die Bewilligung des Zuschusses bei Aufstellungdes Haushaltsplanes
förmlich noch nicht ausgesprochenist. Der Zuschuß ist unter Titel I vereinnahmt, und da er zur Bestreitung von
Ausgaben Verwendung finden muß, die von ihm abhängig sind, einseitigdeckungsfähigmitTitelll
und III, zu welchem Zweck er bei Titel I gleichzeitig wieder in Ausgabe erscheint. Das gleiche gilt für etwaige
dem Institut von dritter Seite noch weiter zufließende Zuschüsse.

Die Bedeutung und der Umfang der Arbeiten des Provinzial-Instituts, die ständig zunehmen, rechtfer¬
tige», die Umwandlung einer der vorhandenenbeiden Assistenzarztstellen in eine Anstaltsarztstelle (dafür ist in der
Anstalt Bedburg-Hau eine Anstaltsarztstelle in eine Assistenzarztstelleumgewandelt worden); es entsteht bei
Titel II Nr. 1 eine Mehrausgabe von 4 900 HF, dagegen bei Titel II Nr. 2 3 eine Minderausgabe von
2 450 HF.

Die Mehrausgabe bei Titel II Nr. 2 b beruht auf tariflichen Besoldungserhöhungen.
Für Aushilfskräfte, die aus dem Zuschuß der UniversitätBonn zu bezahlen sind, ist unter Titel II Nr. 2 6

wie im Vorjahre ein Betrag von 2 000 HF für den Fall eingestellt,daß die Bewilligung dieses Zuschusses sich
in das Rechnungsjahr 1928 hinein verzögern 'sollte und damit die Hilfskräfte gegebenenfallsnicht entlassenwer-«
den müssen. Der Betrag bleibt mit der Bewilligung des Univcrsitätszuschusseserspart und ist deshalb unter
Titel II Nr. 2 6 wieder in Einnahme gestellt.

Die bisher unentgeltliche Bedienung der Heizung des Instituts durch eine Kraft der Hauptanstalt ist
nicht weiter möglich, weshalb sie dem Boten des Instituts als Nebenbeschäftigunggegen eine Vergütung von
10 HF monatlich — Titel II Nr. 4 — übertragen werden mußte.

Der Anteil an den Ruhegehältern und Hinterbliebenenbezügen— Titel II Nr. 5 — ist um 1 762
HF gestiegen.

Die erhöhten Ausgaben bei Titel III Nr. 2 und III Nr. 4 entsprechendem notwendigen Mehrbedarf.
Die bei Titel III Nr. 8 vorgesehene Mehrausgabe ist durch die Beschaffungder weiter benötigtenKartei¬

kästen unvermeidlich.
Der Haushaltsplan des Instituts schließt hiernach mit einem Zuschußbedarfvon 67 100 HF ab gegen

59 000 HF im Vorjahre.
Schließlichwird noch bemerkt, daß die Voraussetzungengemäß § 22 des Gemeindefinanzgesetzes für die

llbertragbarkeit der im Unterhaushaltsplan der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten unter Titel II Nr. 4 c und
4 6, im Unterhaushaltsplan der Provinzial-Kinderanstalt für seelisch Abnorme in Bonn unter Titel II Nr. 4 c
und im Unterhaushaltsplan des RheinischenProvinzial-Instituts für psychiatrisch-neurologische Erbforschungin
Bonn unter Titel III Nr. 5 vorgesehenenMittel nach wie vor zutreffen, weshalb diefe Mittel auch im Haushalt
für 1928/29 wiederum als übertragbar bezeichnet werden mußten.

Kapitel 43: Fürsorge für Taubstumme und Blinde einschl. des Vildungswesens.

a) Erwerbsbefähigungund Pflege.
Fürsorge für bezirkshilfsbedürftigeTaubstumme und Blinde nach § 6 der preußischenAusführungsver¬

ordnung vom 17. April 1924/ 20. Mai 1922.
Für das Rechnungsjahr 1937 sind 132 ooo Pflegetage bei einem Krcmkenbestcmde von 377 Personen

zugrunde gelegt.
Für das Rechnungsjahr 1938 ist mit rund 130 000 Pflcgetagen bei 371 Pfleglingen zu rechnen.
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Die Einnahme setzt sich zusammen:

Kapitel 43, Titel 1: 275 Pfleglinge x 365 Tage ^ 100 37 5 Pflcgctage (gegen
266 Pfleglinge x 365 Tage -- 97 090 Pflegetage
für 1937) K 1,50 K^/i ^ nmd.......150 500 H«

69 Pfleglinge x 311 Tage (gegen 80 Pfleglinge < 318
Tage für 1937) und

7 Pfleglinge x 279 Tage (gegen 10 Pfleglinge ,, 286
Tage für 1937) - zusammen23 412 Pflcgctage (ge-

_____gen 28 300 Pflegetage für 1937) 2 2,10 H.M -- rd. 49 200 .HH -- 199 700 Hl^l
351 Pfleglinge

Kapitel 43, Titel 2: Erstattungen von Drittvervflichtttcn (einschl. 2 blin¬
den Sclbstzahlern zu 311 Tagen ^ 622 Pflcgctage
2 2,10 K.«) -............ 2 000 „

Kapitel 43, Titel 3: Erstattungen von außerrheinischen Fürsorgeverbän¬
den und für Ausländer.

6 Pfleglinge x 365 Tage - 2190 Pflcgctage 2 2,10
H« -- rd............... 4 600 S.A
und

11 Pfleglinge aus dem Saarland x 311 Tage ^ 342 l
_____Pflegetage 2 6 K^l -- rd......... 20 530 „ - 25 130 „

17 Pfleglinge.

Kapitel 43, Titel 4: Erstattungen für Fürsorgezöglinge.
1 Fürsorgezögling x 365 Tage ü 2,10 K^i ^ rd. _______________ 770 „

Zusammen:____________ 227 600 K^l
gegen 243 570 F^t ftir 1937.

Die Ausgabe stellt sich wie folgt:

1. In den e < genen Anstalten:

Kapitel 43, Titel 12;
49 Pfleglinge im Taubstummenheim Euskirchenzu 365 Tagen -^ 17 885 Pflegetage 2 2,10
H^i - rd........................... 37 600 .^<t

2. In Anstalten anderer Provinzialverbände:

Kapitel 43, Titelid:
1 Pflegling in der Provinzial-Blindenanstalt Paderborn zu 365 Tagen g 1,90 H//i -- rd. . 700 „

3. In Privat an stalten:

Kapitel 43, Titel l c:
231 Pfleglinge zu 365 Tagen -- 84 315 Pflegetage21,827 .>?.« (Durchschnittspflegesatz) ^- rd. 154 000 „

Zusammen: 192 300 H ^l
gegen 184 280 ,^.« für 1937.

Kapitel 43 Titel 5 (Einnahme und Allsgabe): Taubstummenheim Euskirchen.
Im Provinzial-Taubstummenheim Euskirchenwerden Taubstumme aufgenommen,die wegen ihres Alters

oder infolge geistigeroder körperlicher Schwächenicht erwerbsfähig sind, jedoch besonderer Pflege nicht bedürfen.
In der Mehrzahl der Aufnahmefällehandelt es sich um Unterbringung auf Grund der Preußischen Ausführungs¬
verordnung vom 17. April 1924 zur Reichofürsorgepflichtverordnungvom 13. Februar 1924.

Der Haushaltsplan rechnet mit einer Belegung des Heims von durchschnittlich 49 Pfleglingen.
Für insgesamt 49 Pfleglinge ist unter Ansehung von je 365 Pflegctagen und eines Satzes von 2,10 K^

die Einnahme unter Titel I des Unterhaushaltsplans des Taubstummenheims errechnet worden.Diese Einnahme¬
beträge an Pflegegeld werden dem Untcrhcmshaltsplan des Heims aus den in Frage kommendenAusgabetiteln
des Haupthaushaltoplans zugeführt.

Die Alisgabe für Beköstigungunter Titel III 1 2 des Heimetats entspricht einein täglichen Satze von
0,70 HM für 49 Pfleglinge und 4 Pflege- und Dienstpersonenzu je 365 Tagen.

Kapitel 43 Titel 10 und 12 bis 20 (Einnahme und Ausgabe): Taubstummenanstalten (Schulen).
Nach dem Gesetz vom 7. Auglist 1911 betreffend die Beschulungblinder und taubstummer Kinder ist

der Provinzialverband verpflichtet, taubstummen Kindern, die das 7. Lebensjahrvollendet haben und für die von
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den im Gesetz bezeichneten Stellen die Schulpflicht festgesetzt worden ist, in geeignetenAnstalten Unterricht zu
erteilen. In diesen Anstalten finden auch einzuschulende Minderjährige Aufnahme,für die aus besonderen Gründen
ein Schulpflichtsbeschlußnicht hat ergehen können. Die nicht mehr schulpflichtigen minderjährigen Taubstummen
sind, soweit sie der Anstaltspflegebedürfen, nach der Ausführungsverordnung zur Reichofürsorgepflichtverordnung
durch den Landesfürsorgeverbandin geeigneten anderen Anstalten zur Erziehungund Erwerbsbefähigungunter¬
zubringen.

Der Rheinische Provinzialverband verfügt über 9 Taubstummenanstalten (Schulen), und zwar in Aachen,
Brühl, Essen, EuSkirchen,Kempen, Köln, Ncuwied, Trier lind Wuppertal-Elberfeld. Die Anstalt in Euskirchen
hatte früher lediglichschwachbegabte taubstumme Kinder. Im Jahre 1936 ist damit begonnen worden, dort auch
eine Abteilung für normalbefähigte Zöglinge einzurichten. Die Anstalt in Neuwied hat neben einer Abteilung
für normalbcfähigteSchiller und Schülerinnen auch eine besondereAbteilung für schwachbefähigtc. Ein Teil der
Zöglingebesucht die Anstalten als Schulgänger vom Eltcrnhause aus. Der größere Teil ist in Pflcgestellen (Fa-
milicnpflcgcund internatsähnlichen Pflegehäusern) untergebracht.Die Anstalt in Euskirchenhat ein eigenes,dem
Provinzialverbande gehöriges Internat. In Neuwied sind einige ältere männlicheZöglingein Familienpflcgeund
die übrigen in einem dem dortigen Vaterländischen Frauenverein vom Roten Kreuz (früher Frauenverein zur
Krankenpflege)gehörigen Internatspflegchause untergebracht.

Die nachstehende Tabelle gibt Aufschluß über die Anzahl der Zöglinge, mit der für das Rechnungsjahr
1938 gerechnet wird, und über die dem Haushaltsplan zugrunde zu legendenVerpflegungsstärke!,.

Anstalt in:

Ansatz

Zahl der
Zöglinge

1938
davon
5chul°
gängei

Pfleglinge

Zu verpfle

Zchwestern

gen sind:

angestellte
in5gesamt

Aachen ......
Brühl ......
Essen ......
Ellskirchen ....

Kempen .....
Köln.....

Neuwied .....

Trier......

Wuppertal-Elberfeld
In nichtrheinischen An¬

stalten .....

45

40

80

80

73
82

70
100

70

10

55

5

26
8

8

18

35

40

25

80

68

56

62

92

52

11 3

35

40

25

94

68

56

62

92
52

Summe: 640 130 510 11 3 524

Für insgesamt 510 an je 279 Pflcge-(Unterrichts)-tagenzu verpflegende Zöglinge ist unter Einsetzung eines
Satzes von 2,10 HH täglich die Einnahme unter Kapitel 43 Titel 10 des Haupthaushaltsplans errechnet. Für
die Zöglinge aus dem Saarland, das an der Aufbringung der Provinzialumlage nicht beteiligt ist, wird ver¬
einbarungsgemäßein Wegegeld von 4,50 K.^ pro Tag gezahlt.

Für insgesamt 430 bei Pflcgefamilien und in Pflcgchäusern untergebrachte Zöglinge der Anstalten in
Aachen, Brühl, Essen, Kempen, Köln, Neuwied, Trier und Wuppertal-Elberfeld ist unter Zugrundelegung von
279 Pflege-(Unterrichts)-tagen und unter Ansetzung eines täglichenPflegegeldcs von 1,60 HL die Ausgabe bei
Titel II i b des Unterhauohaltsplans der Taubstummenanstalten errechnet worden. Bei der Intcrnatsanstalt Eus¬
kirchen ist diese Ausgabe bei Titel II 1 a errechnetfür 80 Zöglinge zu je 279 Tagen und für 14 Pflege- und
Dienstpersonensowie für 49 Pfleglinge und 4 Pflege- und Dienstpersonendes Provinzial-Taubstummenhcims, die
aus der Anstaltsküche mitverpflegtwerden, zu je 365 Tagen unter Ansetzung eines Satzes von 0,70 H« täglich
für Beköstigung.Die aus der Rechnung des Taubstummenheims für die Beköstigung seiner Insassen und des
Personals zu zahlenden Vergütungen sind bei den Titeln II 1a und V3 in Einnahme mit vorgesehenbzw.
eingesetzt.Bei der Anstalt Ncuwied kommt noch der vom Provinzialverband zu tragende vertragsmäßig über¬
nommene, mit 4 450 H^i angesetzte Zins- und Anwrtisationszuschußhinzu. Ferner ist beabsichtigt, aus den bei
Titel II 1 a und II 1 b vorgesehenen Mitteln die Pflegekosten für die voraussichtlichim Monat Juni 1938 zu
einem 14 tägigen Freizeitlager des Bannes III/Q (West) der HJ. in Nltenahr zu entsendendentaubstummen
Jungen und Mädchen der oberen Klassender Provinzial-Taubstummenanstalten zu bestreikn. Eine Erhöhung der
Ausgabe tritt hierdurch nicht ein, da während dieser Zeit kein Pflcgegeld an die Pflegefamilien gezahlt wird.

Zu Titel V 4 des Unterhaushaltsplans der Taubstummenanstalten wird hervorgehoben, daß die persön-
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lichen Koste,, für den Fortbilduugsuntcrricht für Taubstumme (UntcrrichtSvergütungen)bei Titel I 5 c mitvor¬
gesehen sind.

Kapitel 43 Titel 11, 21 und 22 (Einnahme und Ausgabe): Blindenunterrichtsanstalten.
Nach dem Gesetz vom ?. August 1911 betreffend die Beschulung blinder und taubstummer Kinder ist der

Provinzialverband verpflichtet, blinden Kindern, die das 6. Lebensjahr vollendet haben und für die von den
im Gesetz bezeichneten Stellen die Schulpflicht festgesetzt worden ist, in geeigneten AnstaltenUnterricht zu erteilen.
Ferner ist nach der Fürsorgepflicktverordnungdurch die Landcsfürsorgevcrbändefür die Unterbringung der hilfs¬
bedürftigen Blinden, soweit sie der Anstaltspflege bedürfen, in geeigneten Anstalten Vorsorge zu treffen. Bei
Minderjährigen umfaßt diese Fürsorge auch die Erziehung und Enverbobefähigung.

Der Rheinische Provinzialverband verfügt zur Durchführung dieser beiden Aufgaben für Minderjährige
über 2 eigene Anstalten, die Blindenunterrichtsanstalten in Düren und Ncuwied. Beide Anstalten haben ein
Internat. Den beiden Anstalten sind zum Zwecke der Berufsausbildung der nicht mehr schulpflichtigen Zöglinge
Arbeitsbetriebe (Lehrwerkstätten) mit dem erforderlichenAusbildungspersonal angegliedert.

Die nachstehende Tabelle gibt Aufschluß über die Zöglingszahl, mit der für das Rechnungsjahr 1938
gerechnet wird und über die dem Haushaltsplan zugrunde zu legenden Verpflegungsstärken.

Zu verpflegen sind

Anstalt in insgesamt

Düren .

Neuwied

Summe:

Unter Ansetzung eines Satzes von 2,10 ,/^ täglich mW von je 279 PsIcge-(Unterrichto)-tagcnist für
162 Zöglinge der Schulklassenund 7 in der Allsbildungzu Berufsmusikcrn stehende Zöglinge sowie für 91 in hand¬
werklicherBerufsausbildung stehende, an je 311 Tagen zu verpflegende Zöglinge die Einnahme unter Kapitel 43
Abschnitt 2 und Titel 11 des Haupthaushaltsplans errechnet worden. Für die Zöglinge aus dein Saarland wird
vereinbarungsgemäßein Pflegcsatz von 6 .>?,« gezahlt.

Für 169 Zöglinge zu je 279, für 91 Zöglinge zu je 311 und für 57 Pflege- und Dienstpersonen zu
je 365 Tagen, sowie für durchschnittlich 130 Insassen und Dienst- und Pflcgepersonen der Blindcnwerkstätte
und des Blindenheims, die aus der Anstaltoküchcmitverpflegt werden, ebenfalls zu je 365 Tagen, ist unter der
Annahme eines Satzes bei Düren von 0,70 K^« und bei Neuwied ebenfallsvon 0,70 ,H./i täglich für Beköstigung
die Ausgabe unter Titel II 1 des Unterhaushaltsplans der Blindenunterrichtsanstalten errechnet. Die vom
RheinischenBlindenfürsorgcvereinfür die Beköstigungder Insassen und des Dienst- und Pflegepersonals der
beiden genannten Dürcncr Pcrcinsanstalten zu zahlendenVergütungen sind bei Titel II 1 und V 4 in Einnahme
vorgesehen.

Kapitel 43 Titel 29 und 30: Sonstiges, Taubstummen-und Blindenwesen.
Die eingesetzten Beträge für Sonstiges im Taubstummcnwcsensind vorgesehen für allgemeineTaubstum¬

menfürsorge, insbesondereBerufsberatung und Förderung der Berufsausbildung Taubstummer, für Fortbil-
dungslchrgänge der in Berufsausbildung stehenden Taubstummen, für Meisterlehrgängcfür Taubstumme und für
etwaige Beihilfen an in der Ausbildung für den Taubstummenlchrerdienst stehende Personen. Die Beträge für
Sonstiges im Blindenwesen— abgesehen von dem Zuschuß an den Rheinischen Blinden-Fürsorgevcrein— dienen
der allgemeinenBlindenfürsorge, der Gewährung von Zuschüssenan Blindenbüchereienund an die Blindenbildung
fördernden Vereine, für Beschaffungvon Führhunden für Blinde und dergleichen.

Den AuSgabetitcln 29 und 30 d stehen Einnahmen aus Fondsmitteln bei den Einnahmetiteln 29 a und
30 i» gegenüber.

Kapitel 44: Fürsorge für Krüppel.
In den Rechnungsjahren 1934 bis 193? entfielen in der gesetzlichen Krüppclfürsorgedes Landesfürsorge-

Verbandesvon den gesamten Pflegetagcn
im Rechnungsjahr

auf Heilbehandlung............
„ Schulausbildung ...........
„ Berufsausbildung ...........
„ Sicckenpflege ............

Die Übersicht zeigt eine steigende Tendenz bei der Berufsausbild u n g. Bei erhöhter Aufnahme¬
fähigkeit des Arbeitsmarktes sind eben Erziehungsberechtigteund öffentliche Lastenträger mehr als sonst geneigt,
die durch ärztliche Kunst nicht wieder voll erwerbsfähig zu machenden Krüppel einem erlerntenBerufe zuzuführen,

1934 1935 1936

70°/u

1937

83°/« 72<Vo 6 8 n/o
3°/c> 5°/n 5«/o 5 o/a

11«/° 14 u/u 14«/o 16 o/o
3°/« 9"/c> 11°/o 11°/o
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um so den Rest der ihnen verbliebenenArbeitskraft im Interesse der Volksgemeinschaftzu verwerten. Daß bei
der Sie chen pflege sich die Zahl der Pflegetage von Jahr zu Jahr erhöht, ist begreiflich; erstaunlich aber
bleibt doch die starke Zunahme von 3 °/o im Jahre 1,934 auf 11 «/o in: Jahre 1937. Sie ist zurückzuführenauf die für
die Landesfürsorgcverbändcungünstige Rechtsprechungdes Bundesamtes für das Heimatwesen,das in seiner Ent¬
scheidung vom 1,1. Oktober 1934 (Bd. 86 S. 131) feststellt, daß es für die Pflichtaufgaben der Landcsfürsorge-
verbände keinen Unterschied mache, ob das Krüppelleiden noch nicht abgeschlossen sei, ob es sich vielmehr noch
um einen Krankheitsprozeß handele, oder ob der Prozeß beendet lind eine Verkrüppclung als Folgeerscheinung
zurückgeblieben sei. Auf Grund dieser Rechtsprechungversuchten die Bezirksfürsorgevcrbändeauch die infolge
eines natürlichen Verbrauchs der Korperkräfte durch Nlterscrscheinungsiech und unheilbar Gewordenen in die
Fürsorge der Landcsfürsorgcverbändezu überführen. Diesen, den Erfordernissensparsamsterund ordnungsmäßiger
Verwendung öffentlicherMittel nicht mehr gerecht werdendenBestrebungen der Bezirksfürsorgcverbändchat der
Gesetzgeber durch das Preuß. Gesetz vom 24. September 1937, Ges. Samml. S. 103, ein klares „Halt" geboten.
Bei Krüppeln über 21 Jahre, die hilfs- und anstaltspflcgebcdürftig sind, liegt den Landesfürsorgcverbändennur
noch dann die Anstaltsfürsorgeob, wenn diese erwachsenen Krüppel der Aufnahme in einer mit den besonderen
Einrichtungender KrüppelbchandlungausgestattetenAnstalt bedürfen. Durch das gleiche Gesetz ist § 9 der Preuß.
Ausführungsverordnung zur Fürsorgepflicktvcrordnung,der den Landesfürsorgcverbändenbisher die Befugnis
einräumte, die Fürsorge für Sieche unmittelbar auszuüben, gestrichen worden.

Bei Aufstellung des Haushaltsplanes 1938 ist auf diese veränderte Rechtslage Rücksicht genommen
worden. Nach der bisherigen Bewegung, insbesonderenacb dem Ergebnis des 'l. Halbjahres 1937, konnte eine
voraussichtlichePflegctagczahl von 660 000 errechnet werden. Von diesen Pflegetagen entfielen rd. 72 000
Pflcgetage auf die Sicchenpflege.Minderjährige Sieche werden auch nach der erwähnten Gesetzesändcrungin der
Fürsorge des Landcsfürsorgeverbandesbleiben. Selbst bei vorsichtiger Schätzungwird man bei der Sicchenpflege
mit einer Senkung der Pflegetage um rd. 70 n/o, das sind 50 000 Pflcgetage, rechnen können.

Der Berechnungdes Etatsansatzes 1938 sind daher zugrunde gelegt worden 610 000 Pflegetage; davon
dürften entfallen auf

Heilbehandlung etwa 73o/o
Schulausbildung „ 6 «/o
Berufsausbildung „ 17 o/n
Sicchenpflege „ 4«/o

Die Siechenpflcgefällesind für den Landesfürsorgevcrbanddie billigstenFürsorgefälle der Krüppclfürsorge,
da im wesentlichennur Kosten für reine Pflege, nicht auch für ärztliche Behandlung entstehen. Der Durch-
schnittspflegcsatz,den der Landesfürsorgevcrbandfür Schul- und Berufsausbildung und Siechenpflege aufzu¬
wenden hat, wird sich naturgemäß durch das Ausscheiden der billigen Siechenpflegcfällcgegenüberden Vorjahren
erhöhen; er liegt bei 2,71 H^ gegenüber2,65 H/li im Vorjahre. Auch der Durchschnittspflegesatz für Heilbehand¬
lung ist von 4,09 K^<i auf 4,10 K.« gestiegen. Trotz dieser gestiegenenPflegcsätzesoll versucht werden, mit
den Spezialkostensätzendes Vorjahres, d. f. 2,80 H^l für Heilbehandlungund ^,80 K^i für Berufs- und Schul¬
ausbildung und Siechenpflegeauszukommen. Auf die Dauer wird sich aber eine Erhöhung dieses Satzes nicht
vermeidenlassen.

Die nicht unerhebliche Wenigereinnahmebei Kapitel 44 Titel 1 ist allein auf das Ausscheiden der Siechen¬
pflcgefällezurückzuführen.
Kapitel 44, Titel 3: Einnahme.

Nach den Beschlüssen des 45. und 53. Provinzial-Landtages wurden alljährlich unter dem Namen „Kaiser
Wilhelm II. und Augusta-Viktoria-Stiftung" 20 000 Mark in den Haushaltsplan eingesetzt zur Unterstützung
solcher Krüppel, die die Armenpflegenicht in Anspruch nahmen. Es handelte sich nicht um eine Stiftung im Sinne
des BGB., vielmehr um zweckgebundene, alljährlichin den Haushaltsplan neu eingesetzteAusgabemittcl.Bei dem
noch vorhandenen,unter Depositenkontobei der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank geführtenBetrag von
3 300 HH handelt es sich um aufgelaufene Restbeträge aus den Rechnungsjahren bis 1920. Die einmaligen
Einnahmen aus der Auflösungdieses Fonds sollen zur Beschaffung von Krankenfahrstühlen und Selbstfahrern,
auch motorisiertenSelbstfahrern, für solche Krüppel verwendet werden, die die Fürsorge des Lcmdesfürsorgever-
bandes sonst nicht in Anspruchnehmen (vgl. dazu die Ausgabe Kapitel 44 Titel 3 2).
Kapitel 44, Titel 4:

Die geringe Wenigereinnahme ist auf Berichtigungenin der Velegstärkezurückzuführen.
Ausgabe Kapitel 44 Titel 1:

Die Wenigerausgabeist bedingt durch das Ausscheiden der Siechenfälle; das Notwendigehierzu ist bereits
eingangs gesagt. Die Rückführungder Siechenpflegefällein die Fürsorge der Bczirksfürsorgeverbändehat natur¬
gemäß auch eine Minderung der

Ausgabe Kapitel 44 Titel 2 (Kosten für orthopädische Hilfsmittel) zur Folge.
Ausgabe Kapitel 44 Titel 3 b.

Wegen der Mehrausgabe wird auf die Ausführungen zu Einnahme, Kapitel 44 Titel 3, verwiesen.
Bezüglich der Einnahmen und Ausgaben beiTitel IV (Orthopädische Prouinzial-KinderheilanstaltSüch-

teln) wird auf die betr. Ausführungen dieser Anstalt hingewiesen.
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Bei Kapitel 44 Titel 5 ist eine geringe Mehrausgabc von 50 H./« vorgesehen.Bei Meinungsverschieden¬
heiten zwischen Bezirks- und Landesfürsorgeverbändcn,ob erwachsene Sieche noch der Behandlung in einer mit
den besonderenEinrichtungen ausgestatteten Anstalt der Krüppelbehandlung bedürfen, wird sich eine häufigere
Nachprüfung der Fürsorgefällean Ört und Stelle durch den Landeskrüppelarztgelegentlich nicht vermeiden lassen.
Kapitel 44 Titel 4: Orthopädische Provinzial-KinderheilanstaltSü'chteln.

Nach der bisherigen Bewegung kann für das Rechnungsjahr 1928/39 mit einer Belegung von etwa 315
Krüppelkindernmit rd. 115 000 Pflegetagen gerechnet werden und zwar schätzungsweise mit etwa 285 gesetz¬
lichen Krüppelfällen und etwa 30 Selbstzahlcrn. Die Pflcgcsätzesind dieselben wie in den Vorjahren, nämlich
4 H^ täglich für Bezirks- und Landhilfsbcdürftigeund 4,50 H?./« für Selbstzahler. Schon bisher war der Landes¬
hauptmann berechtigt,den Pflegesatz für Selbstzahler auf den Pflegcsatz für Hilfsbedürftige, d. h. auf 4 Ä^t,
in Ausnahmefällen noch unter diesen Satz von 4 H« zu ermäßigen. Es empfiehlt sich, diese Ermächtigung auch
weiterhin bestehen zu lassen.

Die Einnahmcsätzc bei den Titeln II, IV entsprechen denen des Vorjahres und sind nach dem Ergebnis des
ersten Halbjahres 1927/28 ermittelt.

Bei der Ausgabe sind die geringfügigenErhöhungen bei den Besoldungen und anderen persönlichenAus¬
gaben, Titel II und Titel III bedingt durch besoldungsplanmäßigcbzw. tarifliche Gehalts- und Lohnerhöhungen.

Titel IV Nr. 1. Der in Ansatz gebrachteBetrag entsprichtder angenommenen Belegungsstärke und den an
die Ordensgcnossenschaftenzu zahlenden unveränderten VcrgütungSsätzenvon 1,95 H/ss pro Pflegetag für die
Wirtschaftsführung und Pflege, die, wie bisher, als gut bezeichnet werden muß.

Der geringen Steigerung der Ausgabe bei Titel IV Nr. 2 von 100 Ä>^ muß die Wenigerausgabe bei
Titel III Nr. 2 um 900 H?.^ gegenübergestellt werden, da die Vergütung für die evangelische Seclsorge und für
die Vertretung des katholischen Anstaltspfarrers aus Titel IV Nr. 2 vorgesehen ist.

Titel IV Nr. 2 bringt eine Wenigerausgabe von 2 000 H/<i und zwar infolge Ermäßigung des Wassergeld¬
preises.

Kapitel 45: Kriegsbeschädigten- und Kriegerhinterbliebenenfürsorge.
Bei Titel 2 bis 6 der Einnahme und Ausgabe konnten Vergleichszahlenvon 1926 — bei Titel 6 auch

von 1927 — nicht angegebenwerden, da die Beträge früher in einem Sonderkonto enthalten waren, das außer¬
planmäßig geführt wurde und jetzt aufgelöst ist.

Im einzelnen ist folgendeszu bemerken:

Einnah m e.

Titel 1: Auf Grund des heutigen Standes der zusatzrentcnberechtigten Kriegsbeschädigtenund unter Berücksich¬
tigung der für 1938 zu erwartenden Abgänge, insbesonderean Kinderzuschüssen für die aus der Rentenversorgung
herauswachsendenKinder, ist eine Summe von 4 720 000 H^i in Einnahme und Ausgabe anzusetzen.

Titel 2d: Der sich auf allen Gebieten bemerkbarmachendeAufschwung der Wirtschaft hat auch in erheblichem
Umfange eine Vermehrung der Pflichtarbeitsplätzezur Folge gehabt, die den Schwerbeschädigtenvorbehalten sind
und für die, falls ihre ordnungsmäßige Besetzung mit Schwerbeschädigtennicht möglich ist, Ablösungsgeldernach
§ 6 des Schwerbeschädigtengesetzes zu zahlen sind.

Titel 2c: Nach der Höhe der noch laufenden Darlehen aus Mitteln der Schwerbeschädigtenfürsorgeist mit
Rückzahlungenund Zinsen in Höhe von 6 000 H?.H zu rechnen.

Titel 6: DurchlaufenderPosten. Die Überweisungen des Reichs und des Reichsausschussessowie die hieraus zu
zahlendenUnterstützungenwurden früher in Einnahme und Ausgabe bei dem jetzt aufgelösten Sonderkonto der
Kriegsbeschädigten-und Kriegerhinterbliebenenfürsorgenachgewiesen.

Titel 7: Nach Auflösungdes bisher außerplanmäßig geführten Sonderkontos zur Gewährung von Beschäffungs-
und Produktivdarlehen aus überwiesenenStaatsmitteln sind die Einnahmen und Ausgaben dieses Kontos erst¬
malig 1928 in den Haushaltsplan übernommen worden.

Titel 8: Es handelt sich nur noch um die Rückzahlungund Verzinsung von Darlehen aus früherer Zeit, da
seit 1926 Darlehen aus Haushaltsmitteln nicht mehr gewährt werden. Nach der Höhe der jetzt noch zu Buch
stehenden Darlehnsreste und der festgesetzten Tilgungsraten ist für 1928 nur noch mit einer Einnahme von
15 ooo K.H zu rechnen.

Ausgabe.

Titel 1 und 2: Die bei der Verteilung der Reichsmittel für Zusatzrenteund Verwaltungskosten sich erge¬
bende!, kleinerenSpitzenbeträge sind am Jahresschluß auf das nächste Jahr zu übertragen.

Titel 3: Die Deckungder Aufwendungenfür die Unterstützungvon Kriegsbeschädigtenund Kriegerhinterblie¬
benen soll im neuen Haushaltsjahre in der Weise erfolgen, daß die bei Titel 8 2 bereitzustellendenMittel für
die allgemeine Kriegsopferfürsorgein erster Linie für bedürftige Leichtbeschädigte und Kriegerhinterblicbenever¬
wendet werden, während die Kosten der UnterstützungSchwerkriegsbeschädigterund der Siedlungsfürsorge für
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diese zunächstden Mitteln der Schwerbeschädigtcnfürsorge,die eine wesentliche Steigerung erwarten lassen, ent¬
nommen werden.

Bei Titel 4 und 5 befinden sich die gleichen Ansätze wie im Vorjahre. Der Betrag unter Titel 5 d stellt
einen durchlaufenden Posten dar, dessen Ubertragbarkeit Mit Rücksicht auf die nicht mit dem Schluß des
Rechnungsjahres zusammenfallendeAbrechnungmit der Nationalstiftung erforderlichist.

Titel 6: DurchlaufenderPosten. Siehe die Erläuterung zu Titel 6 der Einnahme.

Titel 7: Siehe die Erläuterung zu Titel ? der Einnahme.

Titel 82: Bei den Kricgerelternund Kriegerwitwenhat sich in letzter Zeit in gesteigerte,» Maße eine Bedürftigkeit
ergeben, die auf das fortschreitendeAlter der Kriegerhinterblicbenenzurückzuführenist; insbesondereist hier an eine
durchgreifende Erholungsfürsorgefür Kricgcrwitwen, wie sie auch bei anderen Provinzen betrieben wird, gedacht.
Wenn auch beabsichtigt ist, fortan die Unterstützungskosten für Schwerbeschädigte zunächst aus der bei Titel 2 in Ansatz
gebrachtenSumme zu decken, so kann doch eine Senkung der Ausgabe bei Titel 8 a um mehr als 10 000 HM
nicht erfolgen.

Titel 8b: Die im vorigen Jahre vorgenommeneKürzung des Haushaltsansatzes um 20 000 H/i hat sich nicht
aufrecht erhalten lassen, da die mit den Jahren fortschreitende Verschlechterung des Gesundheitszustandesder Hirn¬
verletzten gesteigerte Anforderungenin Bezug auf Kranken-und Erholungofürsorgestellt und die Zahl der Hirnvcr-
letzten durch Nachuntersuchungnoch fortgesetzt im Steigen begriffen ist.

Titel 9: Die Entsendung von Kriegerhinterblicbenenund Kindern Kriegsbeschädigtersowie eine Förderung der
beruflichen Ausbildung der Kricgerkindererscheint auch im Rechnungsjahre 1938 geboten, jedoch kann eine Kür¬
zung der hierfür vorgesehenen Mittel um 1,5 000 HM eintreten.

Titel 10 und 11: Die Beibehaltung der bisherigen Ansätze entsprichtdem Bedürfnis.

Kapitel 47: Hebammenlehrwesen.
Auf dem Gebiete des Hcbammenlehrwesensliegt dem Provinzialverbandedie Pflicht zur Ausbildung von

Hebammen ob. Die Zahl der Teilnehmerinnen an Hebanuncnauobildungslchrgängen ist auf Anordnung des
Reichs- und Preußischen Ministers bis auf weiteres erheblich eingeschränkt.Es werden nur solche Schülerinnen
zugelassen,bei denen durch das zuständige Gesundheitsamt ei» dringendes Bedürfnis nachgewiesen ist, und die
infolgedessen nach bestandenerPrüfung sogleich als Hebamme!, tätig sein werden. Nach Zurücklegungdes Aus¬
bildungslehrgangshaben die Schülerinnen sich einer staatlichenPrüfung zu unterzi chen, über deren Ergebnis ihnen
nach Bestehen der Prüfung vom Oberpräsidentenein Zeugnis ausgestellt wird.

Außerdemhat der Provinzialverband für alle bcrufstätigen Hebamme!,, welche das 55. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, Fortbildungslehrgängeeinzurichten.Nach einem Erlaß des PreußischenWohlfahrtsministcrs
vom 4. November 1931 sollten bis zur Besserung der wirtschaftlichen Verhältnissenur solche Hebammen an einem
Fortbildungslehrgang teilnehmen, bei denen nach Ansicht des Kreisarztes eine Auffrischungder Kenntnisseunbe¬
dingt nötig war. Durch Erlaß des Ministers des Innern vom 24. November 1933 III 3720/33 ist hierin
eine Änderung eingetreten. Danach soll auf die Kreise eingewirkt werden, daß sie durch Gewährung von Bei¬
hilfen die Teilnahme der Hebammen an Fortbildungslehrgängen ermöglichen.

Seit der Vermietung der Provinzial-Hebammcnlehranstalt in Köln an die Stadt Köln am 16. Mai 1924
sind die Hebammcnausbildungs- und Fortbildungskursein der Landesfrauenklinikin Wuppertal-Elberfeld durch¬
geführt worden. Die Ausbildungslchrgängedauern je 18 Monate. Eine Abkürzung der Ausbildungszeit ist in
besonderen Fällen mit Genehmigung des Regierungspräsidenten in Düsseldorf zulässig. Die Schülerinnen aus
der Nheinprovinzhaben 1,75 H« täglich an Ausbildungskostcnzu zahlen. Nichtrhcinländcrinnenzahlen 3,50 Hii
für den Tag. Die Aufnahme dieser letzteren Schülerinnen erfolgt nur, wem, nach der Aufnahme der für die
Kreise und Anstalten der NheinprovinzauszubildendenSchülerinnen noch Plätze freibleibcn.Für das Rechnungs¬
jahr 1938 sind keine nichtrheinischen Schülerinnen vorgesehen.

Die Zahl der Fortbildungskurse für ausgebildete Hebammen richtet sich nach der Zahl der von den
Stadt- und Landkreisen der Provinz für die Teilnahme an einem solchen Kursus vorgeschlagenen Hebammen. Es
sind Lehrgängemit zweiwöchiger Dauer vorgesehen.Für die Teilnahme haben die Hebammen einen Vergütungs-
satz von täglich 3 HM zu entrichten.

Es ist in Aussicht genommen,vom Beginn des Rechnungsjahres 1938 ab in der Landesfrauenklinikall¬
jährlich einen einjährigen Lehrgang zur Ausbildung von Säuglings- und Kleinkinderpflegerinnenmit abschließen¬
der staatlicherAbschlußprüfungdurchzuführen.Die von den Säuglings- und Kleinkinderpflegerinnenzu zahlenden
Ausbildungskosteneinschließlich Unterbringung und Verpflegung sind auf 180 HF festgesetzt worden, von denen
in den ersten 6 Monaten monatlich20 H/l und in den folgenden6 Monaten monatlich 10 HF zu entrichten sind.
Der Beginn des ersten Kursus ist auf den 1. Juli 1938 festgesetzt worden.

Außerdemsollen zwecks besserer Ausnutzungder Einrichtungen der LandesfrauenklinikWochenbettpflegerin¬
nenkursevon 6 monatiger Dauer abgehalten werden. An AusbildüngskosteueinschließlichUnterbringung und Ver¬
pflegung gelangen 120 K^l für jede Teilnehmerin zur Einziehung. Der Beginn dieses Kursus ist für den
1. Oktober 1938 vorgesehen.
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Die nachstehende Tabelle gibt Aufschlußüber die Zahl der Hebammenschülerinncn,der Hebammen in
Fortbildungslehrgängen und der Kursistmnen.

Zchülerinnen in Hebammen«
ausbildungslehrgängen

insgesamt

4«

durchschnittlich pro lag

24,48

Zahl der

Hebammen in
Fortbildungzlehrgängen

230

Teilnehmerinnen am tehrgang für
3äugling5> und -«, ^. >. ^

«leinkinder. Wochenbett.
Pflegerinnen Pflegerinnen

Für das Rechnungsjahr 1938/39 wird mit einem Durchschnittsbestandvon 5 Patientinnen 2. Klasse,
Kl Patientinnen 3. Klasse und 4 Säuglingen ohne Mutter gerechnet.

An Wegekosten sind einschließlich Arznei und Verbandmaterial für die 2. Aufnahmeklasse7,50 H« und
1,50 H« für den Säugling vorgesehen. In der Annahme, daß von den vorgesehenen5 Patientinnen 2. Klasse
4 Wöchnerinnensind, ist ein Durchschnittsbestandvon 4 Säuglingen in der 2. Aufnahmeklasse veranschlagt.

Für die gynäkologisch Kranken der 3. Klasse ist ein Pflegesatzvon 4,85 A^i vorgesehen.Für die Ent¬
bindung in der 3. Klasse wird bei einem 10 tägigcn Aufenthalt ein Pauschale von 55 HM einschließlich Kind er¬
hoben. Vom 11. Tage ab wird für die Wöchnerinnenin der 3. Klasse ein Pflegesatzvon 4,85 H^ pro Tag
zuzüglich 1 H/// für den Säugling gefordert. Für die Säuglinge ohne Mutter wird ein Pflcgesatz von 1,50 H^t
je Tag bei gesunden Säuglingen und von 2,50 HM je Tag bei kranken Säuglingen erhoben.

Außerdem sind in der 3. Verpflegungsklassc53 Freistellenfür bedürftigeSchwangere, Wöchnerinnenund
Kranke und 10 Freistellen für Säuglinge vorgesehen.Eine Freistellengewährungbis zu Kiefer Höhe ist zur Er¬
füllung der verschiedenen Untcrrichtsaufgaben der Klinik erforderlich.

Für die Beköstigung in der 1. Tischklasse sind 2 H«, in der 2. Tischklasse 1,25 H^l und für Pfleglinge
in der Säuglingsstation 0,70 .A^l für den Tag bei der Berechnung der Ausgabe bei Titel II1 1 des Anstalts-
haushaltSplans angesetzt. Ferner sind für besondere Verordnungen für Schwerkranke und Schwache 5 000 H4i
vorgesehen.

Kapitel 48: Iugendwohlfahrt (Landesjugenoamt).
Titel 1 und 2. Bisher waren die Mittel für die Durchführung von Kinder-Heilkuren Nichtversichcrterund
für die Schulzahnpflege zusammengefaßt. Aus Gründen der Übersichtlichkeit und zur Erleichterung und Verein¬
fachung der Abrechnungs-und Verglcicksmöglichkcitensind die Maßnahmen jetzt in Titel 1 und 2 aufgegliedert
worden.

Die Ausgabcerhöhungbei Titel 1 begründet sich dadurch, daß es schon im vergangenenJahre erforderlich
geworden war, die Kinderh eilfür sorge für Nichtvcrsichertenach dem Muster der Landesversicherungs¬
anstalt auch auf tuberkulös gefährdete Klein linder vom 3. Lebensjahr ab auszudehnen, was einen Mehr¬
aufwand verursacht hat, der durch die Nachbcwilligungeiner überplanmäßigen Ausgabe gedeckt werden mußte.
Da dieser Mehraufwand auch in Zukunft erforderlich ist, ist er bei Titel 1 jetzt mitveranschlagt worden. In der
Summe zu Titel 1 ist auch ein bisher als Sonderkonto geführter Zuschußdes Reichsarbeitsministeriums und des
Reichs- und preuß. Ministeriums des Innern enthalten, der alljährlich zur Verfügung gestellt wird und zur
Durchführung von Freikuren für Kinder Sozialversicherter,für Kinder aus Notstands- und nationalgefährdeten
Gebieten, sowie für Kriegerwaisenund Kinder Kriegsbeschädigterbestimmt ist. Auf der Einnalnneseitc erscheint
dieser Zuschuß als Titel 1.

Die eingehenden Anträge auf Bewilligung von Zuschüssen zur Einrichtung einer planmäßigen Schulzahn¬
pflege in den Stadt- und Landkreisen (Titel 2) haben sich stark vermehrt, seit der nationalsozialistische Staat im
Interesse der durch schlechte Gebisse stark beeinträchtigtenWehrtüchtigkeitder deutschen Jugend den Gemeinden
und Gcmeindcverbändendie Förderung der Schulzahnpflege nahegelegt hat. (Erlaß des Ministers für Unter¬
richt vom 12. März 1937 — H II» 3086/36 (d) — veröffentlicht im N.Amtsbl. Dtsch. Wiss. 1937 S. 153).
Die bei Titel 2 eingesetzten Mittel sind durch die planmäßige Inangriffnahme des Aufbaues in den Kreisen der
RegierungsbezirkeKöln, Aachen und Düsseldorf gerechtfertigt.

Titel 3. Die Fortführung der Aktion im bisherigen Umfange ist nicht mehr notwendig. Wohl aber müssen in
einigen Notstandsgebietender Provinz die Speisungen von Kindern vorerst noch weitergeführt werden. Der einge¬
setzte Betrag ist hierfür ausreichend.

Titel 102. Durch den planmäßigen Einsatz der Arbeitskräfte im Rahmen des Vierjahresplanes ist es den
zuständigenVermittlungsstellen gelungen, auch die Zahl der erwerbslosenJugendlichen erheblich zu senken, sodaß
sich besondere Vetreuungsmaßnahmen im bisherigen Umfange künftig erübrigen. Soweit solche für die Landjahr-
rückkchrerzeitweise noch erforderlich sind, werden ^ie aus den bei Titel 10 c beantragten Mitteln mit bestritten.

Titel 10 c. Neben der Vorkommendenfalls noch notwendigwerdenden Durchführung von besonderen Vetreuungs¬
maßnahmen für die Landjahrheimkehrersind die Mittel in der Hauptsache zur Durchführung besonderer Maß¬
nahmen zur Förderung des beruflichenNachwuchses bestimmt. Es ist beabsichtigt, zu diesem Zwecke besondere
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SchulungS- und Vorbereitungskurse für die einzelnen handwerklichenBerufe einzurichten,die von der HI. in
Verbindung mit dem Landesjugendamt, den zuständigen Berufsorganisationen und den Arbeitsämtern durch¬
geführt werden sollen.
Titel 12. Die Erhöhung der Ausgabe ist dadurch begründet, daß neben den schon bestehendenfesten Ver¬
pflichtungendas Bedürfnis einer stärkeren Förderung der Zeltlageraktionder HI. und der Iugendherbergslager
des BDM., des Ausbaues von Führer- und Führerinnenschulen,der Errichtung von Schwimmbädern, der Wan¬
derschulung des BDM. und schließlich auch der Beschaffungvon Turn- und Sportgeräten zum Zwecke der körper¬
lichen Ertüchtigung der deutschenJugend neu hinzugekommenist. Die Überweisungder Beihilfen erfolgt im
Regelfalle in Teilzahlungen.Die letzte Teilzahlung wird immer erst nach Vorlage und Prüfung des Verwendungs-
nachweiscsüberwiesen.Da die Erbringung dieses Nachweisesin vielen Fällen erst am Schlüsse oder sogar erst
nach Beendigungdes Rechnungsjahresmöglich ist, muß der verbliebeneAusgaberest übertragen werden.

Titel 1,4. Die Mittel, in denen ein Betrag von 15 000 .^ enthalten ist, der bei Titel 10 c gestrichen worden ist,
sind neben der Durchführung hauswirtschaftlicherLehrgängefür den BDM. auch für Fachlehrgängefür HI.-
Führer und BDM.-Führcrinnen und für zentrale Lehrgänge des Landcsjugcndamtes selbst bestimmt.

Titel 1,5. Auf Grund des Voranschlagesder Gebicts-HandwerkerschuleDuisburg-Hamborn wird im Rechnungs¬
jahre 1.928 ein Zuschuß in dieser Höhe benötigt, damit der erfolgreichbegonneneLehrbetriebim jetzigen Umfange
aufrecht erhalten werden kann.

Titel 21. Die Erhöhung des Ansatzes gegenüber dem Vorjahre ist zum Teil durch die höhere Schtttzlingozahl
bedingt. Hinzu kommt, daß durch die starken Zugänge der letzten Jahre der Anteil der Anstaltsschützlinge am Ge¬
samtbestande gestiegen ist. Es ist aber zu erwarten, daß sich dieser Anteil durch bereits eingeleitete Maßnahmen im
Laufe des Rechnungsjahres wieder vermindern wird. Der höherenAusgabe steht eine entsprechend höhere Ein¬
nahme gegenüber.
Titel 22. Die Position erscheint in Einnahme und Ausgabe zum ersten Male.

Bei den Mitteln, die bisher als Sonderkonto nicht ctatisiert waren, handelt es sich lim durchlaufende
Gelder, und zwar in der Hauptsache um Alimentationsrcnten, die von den Kindesvätern eingezahltund von der
Adoptionsvermittlungsstelledes Landesjugendamtes an die Adoptionselteruweitergcleitct werden. Da es sich nicht
um Provinzialmittel handelt, müssen Einnahme- und Ausgaberestcgegebenenfallsauf das nächste Rechnungsjahr
übertragen werden.

Titel 22. Die Herbergsverhältnissein Simmern sind unzulänglich,wie überhaupt das ganze Herbergswcrk auf
dem Hunsrück noch sehr schlechtausgebaut ist.

Titel 22. Durch die Einrichtung eines besonderen Fahrtenamtes will der Landesverband„Rheinland" des Deut¬
schen Iugendherbergsoerbandes das Iugendwandern erleichtern und noch stärker fördern. Das Fahrtenamt über¬
nimmt die Aufstellung von Wanderplänen und die Ausarbeitung von Reiserouten für die Formationen der HI.
und des BDM. aus dem Reich, aber auch für Einzelwanderer. Insbesondere soll es dadurch den jungen Wan¬
derern ermöglichtwerden, die Schönheiten der Rheinprovinz auf die vorteilhaftesteArt kennen zu lernen.

Kapitel 49: FürsorgeerziehungMinderjähriger.
Am 1. April 1927 war vorhanden ein Bestand von ........... 9 625 Zöglingen
„ 1. Oktober 1927 „ „ „ „ „ ....... . . . . 9846 " „ '

Die Zunahme im ersten Halbjahr 1927 betrug mithin ......... 221 Zöglinge
Gegenüberdem Vorjahre, bei dem im gleichen Zeitraum eine Zunahme von 512 Zög¬

lingen zu verzeichnen war, ist somit eine erfreuliche Verlangsamung in der Bestandssteigerung
eingetreten.Diese günstige Entwicklungwurde erzielt einmal durch stärkere Entlassungen aus
der Fürsorgeerziehung(die Entlassungsziffer war um 17,8«/o höher als im ersten Halbjahr
1926), zum anderen durch einen Rückgang der Neuüberweisungenals Ergebnis der Einwir¬
kung der Verwaltung auf die einweisenden Stellen (Vormundschaftsgerichte, Jugendämter,
Freie Wohlfahrtspflege), durch verstärkten Einsatz von örtlichen Erziehungsmaßnahmen die
Fürsorgeerziehungmöglichstzu entlasten.

Die Verwaltung wird bemüht bleiben, ein zu starkes Ansteigen des Zöglingsbestan¬
des auch weiterhinzu verhindern, sodaß für das zweite Halbjahr nur mit einem Zugang von 250 Zöglingen
gerechnet zu werden braucht.
Für den 1. April 1928 würde sich demnachein Bestand ergeben von ....... 10 096 „

Im Rechnungsjahre ^928 werden die Bemühungen der Verwaltung darauf gerich¬
tet sein, diesen Stand zu halten. Ob dies gelingen wird, ist allerdings fraglich, da zur Zeit
noch nicht feststeht, ob eine weitere Senkung der Uberweisungszifferbzw. eine weitere Er¬
höhung der Entlassungsziffer möglich ist. Es muß daher immerhin mit der Möglichkeit ge¬
rechnet werden, daß sich trotz der entgegengesetzten Bemühungen der Verwaltung der Zög-
lingsbcstand im Jahresdurchschnitt um ........ " ......... 250 Zöglinge
erhöht, sodaß sich für das Rechnungsjahr 1928 ein Durchschnittsbestandergeben würde von 10 246 Zöglingen
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Was die Art der Unterbringung anbelangt, so bleibt nach wie vor das Ziel der Verwaltung, die teurere
Anstaltserziehung zugunsten der billigeren Familienerziehung zu verkürzen. Das für 1927 gesteckte Ziel, den
Anteil der Anstaltszöglingeam Gcsamtbestandeauf 47,5 °/o herabzudrücken, wird voraussichtlich erreicht werden.
Eine noch stärkere Verkürzung der Anstaltserziehungwäre jedoch, wie im Vorbericht zum Haushalt für 1927
des Näheren ausgeführt ist, verfehlt. -

Zum Zwecke der Herabminderung der Kosten der Anstaltserziehungwird die Verwaltung die Belegungs¬
fähigkeit der Provinzial-Erziehungsheimeerhöhen. Gedacht ist an eine Erhöhung von 875 auf 1005 Zöglinge,
also um fast 15«/». Das Bestreben der Verwaltung geht dahin, unter Vermeidung größerer und teurer Um¬
bauten, durch zweckmäßige Ausnutzungaller Unterbringungsmöglichkeitendie höhere Belegungsfähigkeitzu errei¬
chen. Hand in Hand hiermit geht die Prüfung, ob durch Zusammenlegungder Lehrbetriebe eine Kostenverminderung
erreicht werden kann, deren Ausmaß sich aber jetzt vor Eingang der Prüfungsberichte der Wirtschaftsberatung
Deutscher Gemeinden über Rheindahlen und Euskirchen noch nicht vorausbestimmen läßt.

Nach dem Stande vom 1. Oktober 1,927 sowie unter Berücksichtigung der obenerwähntenErhöhung der
Belegzahl in den Provinzial-Erzichungsheimenwürde sich der Durchschnittsbestandvon 10 246 Zöglingen wie
folgt verteilen:

1881 - I8,19<>/o (1625 --- 17,66"/«)* in Familienpflege
2111 - 20,07«/« (2852 -- 20,87 °/o) „ Lehr- und Dienststellen sowie in der eigenen Familie,
1005 - 9,71 n/o ( 782 -- 8,46°/o) „ in Provinzial-Erzichungsheimen,
2865 --- 27,25 a/o (2615 -- 29,07 °/o) „ privaten Erziehungsheimen,
186 -- 1,80 «/n ( 168 - 1,80«/«) „ Lehrlingsheimenund Kameradschaftshäusern,
298 -- 2,880/n ( 198 -- 2,14«/o) noch nicht zur Einlieferung gelangte Zöglinge.

Die Iahresausgäben für einen Zögling würden betragen 546,47-"" (526,98) H//i, und zwar:
2) in Familienpflege für

Pflege und Erziehung .........^ 228,19 (222,25) K.«
' ' . ^ 15,45 ( 10,25) „

. ^- 11,21 ( 11,62) „

. ^ 7,54 ( 9,77) „

. - 28,62 ( 29,76) „
zusammen: 201,01 (294,75) K^t

b) in Lehr- und Dienststellen,sowie in der eigenen Familie für
Bekleidung und Ausrüstung .......^ 15,45 (10,25) H^l.
Überführung ............- 11,21 (11,62) „
Beaufsichtigung ........... --- 28,62 (29,76) „

zusammen: 65,28 ( 61,62) A^l
c) in Erziehungsheimenfür

Pflege und Erziehung .........^ 786,25'«(760,11) K^
und zwar in einem Provinzialerziehungsheim
--- 1 074,62 (1141,94) ^ -- 2,94 (2,12) K^l
täglich**
und in einem Privaterziehungsheim 678,90
(678,90) H^t -- 1,86 (1,86) HH täglich,
Bekleidungund Ausrüstung bei Entlassungenaus den
Erziehungsheimen ....... . . . ^ 29,15 ( 25,74) „
Überführung ......... . . . ^ 11,21 ( 11,62) „
Krankenpflege und spezialärztlicheBehandlung . ^ 65,58 ( 69,82) „

zusammen: " 902,29 (877,20) K.«
Die Gesamtausgaben werden für das Rechnungsjahr betragen ........6 584 400 H^t
Davon ab

2) die eigenenEinnahmen der Verwaltung des Fürsorgeerziehungs-
wcsens mit ................. 207 000 K^t

d) die Einnahmen nach Titel 29 ............ 5s „
c) die Einnahmen der eigenenProvinzialerziehungShe,me .... 786 500 „
6) der Staatszuschuß ............... 2 105 542 „ -4 099 100 „

Von der Provinz sind demnach zu tragen ........ 2 485 200 H^lt
Die gegenüber dem Haushalt für 1927 eingesetzten Mindereinnahmenund Mehrausgaben sind wie folgt

begründet:
- Die eingeklammerten Zahlen bedeuten den entsprechenden Stand vom 1. Oktober 193h bzw. die durchschnittlichenIahresaus¬

gäben 1926.
— Die Kosten eines Zöglings im Provinzialerziehungsheim sind mit denen eines Zöglings im Privaterziehungsheim nicht ohne

weiteres vergleichbar. In den Provinzialerzichungsheimen befinden sich nur die am meisten verwahrlosten schulentlassenenZög¬
linge, deren Unterbringung in getrennten Häusern und deren Ausbildung durch vorwiegend beamtete Erzieher in ncuzeitlich
eingerichteten Betrieben naturgemäß höhere Kosten verursacht, als die der weniger verwahrlosten Zöglinge aller Kategorien
in den Privaterziehungsheimen. In den täglichen «pflegelosten für die Provinzialerziehungsheim« ist ein Betrag von 1,88
(2,12) H^i fiir Veamtengehälter, Angestclltenvergütungen und die sozialen Zulagen enthalten.

" Vgl. Begründung zu Ausgabetitel 15—27.
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Einnahme.
Titel 1: Bereits 1937 war der Staatszuschuß um rund 21,1 000 ^/i hinter dem Voranschlagzurückgeblieben.
Die Verteilung für 1928 ergab für die Rheinprovinz ein weiteres Weniger von rund 122 ooo H^>i.
Titel 2a: Der geringere Ansatz ist durch das Zurückgehen der Einnahmen aus Kinderzuschlägenzur Kriegs¬
hinterbliebenenrenteund zur Arbeitslosenunterstützungbedingt. Ihm steht jedoch eine entsprechendhöhere Ein¬
nahme aus Beiträgen der Unterhaltsverpflichtetengegenüber, da diese infolge ihrer Wiedereingliederungin den
Arbeitsprozeßmehr als in den früheren Jahren zur Beitragsleistung herangezogenwerden können.

Ausgabe.
Titel 1: Die Mehrausgabe ist durch die planmäßige Erhöhung der Bezüge der Angestelltenverursacht.
Titel 2: Die Errechnung nach der Zahl der Beamten und Angestelltensowie nach der Höhe der Ruhegehälter
ergibt ein Mehr von 270 H^l.
Titel 4: Seit Ende 1927 ist aus Zweckmäßigkeitogründendie bis dahin von dem Oberarzt des Provinzial-
erziehungsheimsRheindahlen allein wahrgenommenepsychiatrische Beratung der Erziehungsheimezwischen diesem
und dem Direktor des Provinzialerziehungshcimsin EuSkirchen aufgeteiltworden.Die zur Einarbeitung des Letzte¬
ren in sein neues AufgabengebietnotwendigenAnstaltsbesuchemachen eine Erhöhung des Reisekostentitelsnot¬
wendig.
Titel 6 2: Bei der Mehrausgabe von 1200 H^t handelt es sich um die Kosten einer Rechenmaschine für das
Rechnungsbüro der Fürsorgeerziehung.
Titel 6b: Die Erhöhung ist durch den größeren Geschäftsumfang bedingt. Für das Rechnungsjahr 1927
wurde der gleiche Betrag nachbewilligt.
Titel 10—12: Es wird auf die Begründung beim Unterhaushalt der Provinzialerziehungsheime verwiesen.
Titel 15—27: Bei diesen sich gegenseitigergänzenden Ausgabetiteln steht einer Mehrausgabe von 75462
H^l eine Mindcrausgabe von 141 222 K.H gegenüber. Hierbei ist zu berücksichtigen,daß in den Aus¬
gaben ein Betrag von 100 000 K^ll enthalten ist, der für die Förderung der Errichtung von Erziehungsheimen
der NSV. oder des Deutschen Frauenwerkes bestimmt ist. Die Höhe der hierzu notwendigen Beträge läßt
sich zur Zeit noch nicht genau übersehen. Die Gewährung der Zuschüsse wird naturgemäß nur erfolgen, wenn
ohne dieselben die Errichtung des Heimes nicht möglich sein würde.

Titel 10—12: Provinzialerziehungsheime.
Die eingangs erwähnte Erhöhung des Bestandes der Provinzialerziehungsheime, deren Unterverteilung

nachstehendangegeben ist, bedingt im ersten Jahre durch die Errichtung neuer Abteilungenund die Beschaffung
von Inventar- und Kleidungsstückeneinmalige Mehraufwendungen . Dazu kommt noch der höhere Personalauf¬
wand, der im Zuge der Entkonfessionalisierungder Anstalten durch den Ersatz des geistlichen Pflegepersonals
durch weltlicheKräfte bedingt ist.

I.

heim

Das heim ist berechnet auf

Zög¬
linge

Veamte
und ein»
gestellte

ins¬
gesamt
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und Kranke Zöglinge
nach 3peiseplan ^

Zöglinge nach
Zpeiseplan L

Nheindllhlen .....
Solingen .......
EuZKirchen ......

Summe 1958
Summe 1937

350
275
380

66
54
7l
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329
451

32
15
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875

191
194

1196
1069

II.
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usw., Wald« und
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Nheindcchlen . . 78 35 80 16 03 38 31 70 16 35 08 62 72 1 22 96
Solingen , . . 91 03 65 31 70 — — 98 — 32 68 — 58 35 65 — — —

EusKirchen . . 80 11 95 10 11 23 — — — 10 11 23 70 — 72 — — —

Summe l938 249 51 40 57 84 61 1 29 70 59 14 31 190 37 09' 1 22 96
Summe 1937 254 01 40 57 84 61 1 29 70 59 14 31 194 8? 09 1 22 96

" Vom Crziehungshei
abgetreten worden.
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Einnahme.

Titel IV 2 und 2: Durch das derzeitige Leerstehen von Dienstwohnungenin Euskirchenergeben sich Minder¬
einnahmen an Miete sowie für Abgabe von Strom an die Wohnungsinhaber. Es wird versucht werden, durch
Besetzungder Wohnungen die Mindereinnahmen so bald wie möglich auszugleichen.

Ausgabe.

Titel II 2a: Mit Rücksichtauf die beabsichtigte höhere Belegung mußten in jedem der drei Heime zwei
neue Erzieherstellengeschaffen werden. Außerdem sind neu eingesetzt bei Rheindahlen die Bezüge für je einen
Erziehergehilfenin der Abteilung für Lungenkrankelind in der Quarantänestation, sowie für einen Lazarettgehil¬
fen, bei Euskirchen für einen Lazarettgehilfcn.Die pflcgerische Betreuung der in der Abteilungfür Lungenkranke
in Rheindahlen sowie der in den Lazaretten von Rheindahlen und Euskirchen befindlichen Zöglinge erfolgte bisher
durch Ordensschwestern.Diese sind jedoch im Zuge der Entkonfessionalisierungder Erziehungoheimeausgeschieden.
Die Quarantänestation in Rheindahlen mußte auf amtsärztliche Anordnung neu eingerichtetwerden.

Titel II 2b: Die Mehrausgabe von 280 H^ ist durcl, planmäßige Erhöhung der Bezüge des Büroperso¬
nals bedingt.
Titel II 2c: Aus diesem Titel wurden in den Vorjahren die Vergütungen für die in Rheindahlen und Eus¬
kirchen tätigen Ordensschwesterngezahlt. Die jetzige Mindcrausgabe ist dadurch bedingt, daß nunmehr lediglick
die Bezüge für die Wirtschafterinnenin Rheindahlen und Euskirchen aus diesem Titel gezahlt werden.

Titel II 3b: Soweit an Stelle der ausgeschiedenen Ordensschwestern neues Küchen-und Hauspersonal einge¬
stellt werden mußte, erfolgt die Zahlung der Bezüge a<us diesem Titel. Dieser mußte daher entsprechenderhöht
werden.
Titel II 4a: Die höhere Belegung macht in allen drei Heimen die Einrichtung einer weiteren Zöglings¬
abteilung und somit höhere Aufwendungenan Hausvorstcherzulagen notwendig.

Titel III 1,: Die Mehrausgabe ist durch die höhere Belegung verursacht. Den Ansätzen ist ein Pflegesatzvon
0,58 H« für gesunde Zöglinge und 0,92 .H^/i für das Personal und für kranke Zöglingezugrunde gelegt. Zu
diesen Pflegesätzenkommen 0,07 HFi je Pflegetag, die von der Bäckerei und Metzgereidurch ihre Lieferungen
an die Anstaltsküchean Überschüssen erzielt werden und in der Einnahme bei Titel V 1, Landwirtschaftenthalten
sind. Außerdem ist wie in den Vorjahre»,bei den Pflege kosten für gesunde Zöglinge ein Betrag von 0,02 Hl^i
vorsorglicheingesetzt worden, dessen Freigabe (bei Rheindahlen -- 2 600 H^, bei Solingen -- 2 900 H<</, bei
Euskirchen --- 4 100 K.i^) jedoch nur im Falle eines Ansteigens der Lebensmittelpreiscerfolgen wird.

Titel III 2: Den Ansätzen ist die durchschnittliche Ist-Ausgabe je Zöglingspflegetagder drei letzten Rechnungs¬
jahre zugrunde gelegt. Die Mehrausgabc ist zum Teil durch die höhere Belegungsziffer bedingt. Weiter sind in
den Ansätzen die Kosten für die infolge der Einrichtung der neuen Zöglingsabteilungennotwendige Erhöhung des
Bestandes an Anstaltskleidung,Tisch- und Bettwäsche enthalten. Dazu kommenMehrausgaben für Entlassungs-
ausstattungcn, denen jedoch entsprechendhöhere Einnahmen gegenüberstehen.

Titel III 2: Auch bei diesem Titel ist die Mehrausgabe lediglich durch die höhere Belegungsziffer bedingt. Die
Ausgaben entsprechender durchschnittlichen Ist-Ausgabe je Zöglingspflegetag der drei letzten Rechnungsjahre.

Bei Titel III 4: kommt hinzu, daß infolge des Ausscheidensder Geistlichen in Rheindahlen und Euskirchen
ein Betrag für die seelsorgerische Betreuung der evangelischen und katholischen Zöglinge in diesen Anstalten ein¬
gesetzt werden mußte.
Titel IV 2: Im Erziehungsheim Solingen wird die Wasserversorgunghöhere Kosten als im Vorjahre ver¬
ursachen,da die Ergiebigkeitdes eigenen Brunnens nachgelassenhat und daher ein erhöhter Wasscrbczug von
auswärts notwendigist.

Titel IV 4 und 5: Der Grund für die Mehrausgabe ist der gleiche wie bei Titel III 2. Auch hier ist die
durchschnittliche Ist-Ausgabe der drei letzten Rechnungsjahre dem Ansatz zugrunde gelegt. Bei Titel IV 5 ist
in der Mehrausgabe ein Betrag zur Beschaffung von Einrichtungsgegenständenfür die neuen Zöglingsabtei¬
lungen enthalten.
Titel V 1: Es hat sich als notwendig erwiesen in Euskirchenund Rheindahlen Beregnungsanlagen zu schaffen.
Weitere Mehrausgaben entstehendurch verstärkte Schweinehaltung in Rheindahlen und Solingen, durch höhere
Ausgaben der Bäckerei und Metzgerei infolge der höheren Belegung der Heime, sowie in Euskirchen durch die
Mitversorgung der Provinzial-Taubstummenanstalt Euskirchen mit Back- und Fleischwaren. Die letztere Mehr¬
ausgabe wird jedoch durch eine entsprechende Mehreinnahme ausgeglichen.

Titel V 2: Es wird mit einem stärkeren Umsatz der Arbeitsbetriebegerechnet. Der Mehrausgabe von 1b 470
,A.^ steht eine Mehreinnahmevon 21 260 K^i gegenüber.

Titel VI 1: 'Der Titel erscheinterstmalig im Haushalt. Es handelt sich um Kosten der Anschaffungund
der Unterhaltung von Dienstkraftwagen der ErziehungsheimeRheindahlen und Euskirchen. Die Wagen werden
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benötigt zur Wahrnehmung der Fürsorgergeschäfte für die im Aufsichtsbezirk der Anstalt untergebrachtenZöglinge^
deren Zahl in den beiden letzten Jahren auf die gleiche Höhe wie im Erziehungsheim Solingen gebracht worden
ist, wo dem Direktor ein Dienstwagen schon zur Verfügung steht. Von dem Direktor der Anstalt in Euskirchen
wird der Wagen außerdem für seine Tätigkeit als psychiatrischer Berater der Erziehungsheimebenötigt.
Titel VI 3, 5 und 6: Die Mehraufwendungen sind durch die erhöhte Belegungsziffer bedingt.

Kapitel 59: Sonstige Fürsorge und Wohlfahrtspflege.
Ausgabe.

Titel 1,2 und d: Im allgemeinenwerden die zur Verfügung stehendenMittel während des Rechnungsjahres
restlos aufgebraucht. Wenn dies aus irgendwelchen Gründen ausnahmsweise nicht der Fall sein kann, muß der
Ausgaberest auf das neue Rechnungsjahr übertragen werden, um den kinderreichen Familien die an sich geringen
Mittel restlos zu erhalten. Bei Titel 1 2 handelt es sich um Stiftungsvcrmögen, sodaß sich dort die Notwendig¬
keit der Übertragungsmöglichkcitvon selbst ergibt.

Titel 2: Der höhere Ansatz ist dadurch begründet, daß für ein neueinzurichtendesMütter- und Kinderheim der
NS.-Volkswohlfahrt, Gauamt Koblenz-Trier, in Meisenheim für das Jahr 1938 ein Zuschußvon 15 000 .A^l
mitvorgesehenwerden muß. Im übrigen werden die Mittel der NS.-Volkswohlfahrt bzw. den Stadt- und Land¬
kreisen, die in früheren Jahren in größerem Umfange Müttererholungskuren durchgeführt haben, zur Verfü¬
gung gestellt. Da sich die Kuren über das ganze Jahr erstrecken lind die im März eingeleitetenerst im neuen
Haushaltsjahr abgerechnetwerden können, ist die Übertragung eines etwaigen Ausgabe-Restes nötig.

Titel 3: Die Gewährung von Pflegekostenzuschüssen erstreckt sich über das ganze Jahr. Da die Verpflich¬
tungen für die im alten Jahr übernommenen Fälle in das neue Rechnungsjahr übergehen, müssen auch hier
Ausgabe-Resteübertragen werden.

Kapitel 59 Titel 5.
Die Erweiterung der überörtliche«, Einrichtungen der NSV. auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege lassen

eine Erhöhung des vorjährigen Betrages um 10 000 H^ erwünscht erscheinen.

Kapitel 59 Titel K.
Nach § 18 des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheitenvom 18. Februar 1927 regelt sich

die Aufbringung der entstehendenKosten nach Landesrecht. Dieser Vorschrift entsprechendbestimmt § 8 des
preußischenAusführungsgesetzesvom 24. August 1927, daß der Stadt- und Landkreis, dessen Gesundheitsbe¬
hörde angeordnet hat, daß ein Heilverfahren in einem von ihr bestimmten Krankenhause durchgeführt wird, im
Falle der Hilfsbedürftigkeit des Kranken wegen dieser Kosten einen Ersatzanspruch hat gegenüberder Gemeinde
oder dem Gemeindeverband, die bei entsprechenderAnwendung der Verordnung über die Fürsorgepflichtvom
13. Februar 1924 als Fürsorgeverbandendgültig zum Kostmcrsatzverpflichtet wären. Es hat bisher Streit unter
den beteiligten Behörden über die Kostentragung bestanden. Nachdem aber der DeutscheGemeindetag in einem
Gutachten klargestellthat, daß an der Zahlungspflicht der Gemeinden oder Gemeindcverbändenicht zu zweifeln
ist, erscheint es notwendig, hierfür einen besonderenTitel zu schaffen. Voraussichtlich wird ein Betrag von
5 000 H^/i genügen.

Vl. Uulturpfiege.
Kapitel Kl Titel 19:

Einnahmen.

Die Einnahmen aus der Herausgabe des Jahrbuches der Denkmalpflegeerscheinen jetzt bei Kapitel 64.

Ausgaben.
Kapitel 61 Titel 1 und 22:

Die Abweichungenergeben sich durch den Tod eines Beamten und die Überführung eines Angestellten
in das Beamtenverhältnis.
Kapitel 61 Titel 4:

Die Mehrausgabe ist auf die Zuweisungeiner Dienstmietwohnung an den Hausmeister des Provinzial-
konservators zurückzuführen.
Kapitel 61 Titel 5 d :

Die Erhöhung ist bedingt durch die stetige Zusammenarbeit mit den Berliner Zentralbehörden, die not¬
wendige Teilnahme an fachwissenschaftlichen Tagungen und die BesichtigungbedeutsamerAusstellungenim In-
und Ausland. Hinzu kommt ferner eine gesteigerte Neisetätigkeit durch die Besichtigung der Ausgrabungen im
Nahmen des großen Ausgrabungsprogramms und der Arbeiten an dem neuzuerrichtenden„Westmarkmuseum"
in Trier.

Kapitel 61 Titel 11: Siehe Verrechnungshaushalt.
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Kapitel 61 Titel 17: „Fortführung der Denkmälerstatistik".
Im Unterhaushaltsplan „Fortführung der Denkmälerstatistik", der erstmalig für das Rechnungsjahr

1936 aufgestellt wurde, sind gegenüber dem Vorjahre keine wesentlichen Veränderungen eingetreten.

Ausgaben.

Titel III 1 und III 1 2: Die Mehrausgaben werden durch das planmäßige Aufrücken im Dienstalter verursacht.
Titel III 1b: Der Ansatz ist zur Anpassung an das wirkliche Bedürfnis herabgesetzt worden.
Titel IV 1: Die Mehrausgabe ergibt sich aus der Notwendigkeitder Errichtung einer Garage. Im Einzelnen
wird auf die Begründung im Haushaltsplan der HochbauabteilungBezug genommen.
Titel IV 3: Die Abweichunggegenüberdem vorjährigen Ansatz paßt sich dem wirklichen Bedürfnis an.
Titel V 2: Der Ansatz kann niedriger bemessen werden.
Titel V 3: Die Erhöhung dieses Titels rechtfertigt sich dadurch, daß in einzelnen Fällen kleinere bauliche
Untersuchungenzur genaueren Feststellung von Baubefunden notwendig sind, die ohne Grabungen nicht durch¬
geführt werden können. Der Titel ist durch den Zusatz „kleinerebauliche Untersuchungen"erweitert worden.

Kapitel 61 Titel 19:
Siehe Vorbemerkung zu Kapitel 64 Titel 3.

Kapitel 61 Titel 20:
Es erscheint zweckmäßig, für das RheinischeBildarchiv beim „Haus der RheinischenHeimat" in

'Köln einen besonderen Titel zu schaffen. Für den Zuschuß kann die Lieferung von photographischenAufnahmen
bis zum Betrage von 2 500 H^l von der Denkmalpflege und der Kunstdenkmäler-Aufnahmeverlangt werden.

Kapitel 62 Titel 1 und 2:
Zur Durchführung des durch das Reichsnaturschutzgesetz geforderten verstärkten Natur- und Land¬

schaftsschutzes ist die Bereitstellung erhöhter Mittel erforderlich,die in erster Linie den Naturschutzbeauftragten
zur Verfügung gestellt werden sollen.

In der gleichen Richtung liegt auch eine stärkereHeranziehungder Gebirgs- und Wcmdervercine zu den
Fragen des Natur- und Heimatschutzes, denen, da sie im Sinne der großen Aufgaben, die heute dem Provinzial-
verband auf diesen Gebieten gestellt worden sind, mitarbeiten sollen, höhere Zuschüsse als bisher gewährt wer¬
den müssen.

Kapitel 63 Titel 4 d:
Die Erhöhung ergibt sich hauptsächlichaus den Kosten der neuen Zeitschrift„RheinischeVorzeit in

Wort und Bild", die von dem RheinischenLandesamt für vor- und frühgeschichtliche Bodendenkmalpflegeher¬
ausgegeben wird, und der Veröffentlichungüber die Ergebnisse der Ausgrabungen im Dom zu Xanten.

Kapitel 63 Titel 4 c, Einnahme und Ausgabe:
Es handelt sich um die 1. Tilgungsrate für den Verkauf von 6 spanischen Bildern aus dem Landesmuseum

in Bonn an die Stadt Düsseldorf.

Kapitel 63 Titel 5 a:
Die Erhöhung des Ansatzesrechtfertigt sich aus der gesteigerten Wahrnehmung der Bodendcnkmal-

pflege im Zuge der Vergrößerung des Neichsautobahnnctzes,bei Meliorierungsarbeiten und beim Abbau von
Sand-, Kies-, Bims- und Ziegelgrubenin Verbindung mit der erhöhten Bautätigkeit.

Kapitel 63 Titel 5 c:
Der höhere Ansatz wird bedingt durch die gesteigerte Tätigkeit des Landesdienstes,durch das gebirgige

und zum Teil noch mit schlechten Straßen versehene Gelände des RegierungsbezirksTrier und durch größere
Reparaturen an den Kraftwagen, die im Rechnungsjahr 1938 zu erwarten sind.

Kapitel 63 Titel 5 e:
Durch den Mangel an Mitteln war es bisher nicht möglich, Hilfskräfte vorübergehendmit dringend

notwendigenInventarisationsarbeiten zu beschäftigen.Eine Erhöhung des Titels um 3 700 K^t ist nicht zu
umgehen.

Kapitel 64 Titel 1:
Um die Planung und Durchführung der Arbeiten auf dem Gebiete der Heimatmuseen einheitlichdurch¬

zuführen, ist ein Mehrbetrag von 11 000 K^l erforderlich.

Kapitel 64 Titel 3:
Die Ausgabe für die „RheinischeHeimatpflege" ist bisher unter den verschiedenen Sachtitcln geleistet

worden. Es erscheint zweckmäßig, sie unter einem Titel zusammenzufassen.
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Kapitel 65:
Die hier bereitgestelltenMittel reichen seit Jahren nicht aus, um den berechtigtenWünschender wissen-»

schaftlichen Institute, Vereine und sonstigen Einrichtungen zu entsprechen. Eine Erhöhung des Ansatzes ist im
Hinblickauf die Einrichtung eines vorgeschichtlichen Instituts an der UniversitätBonn, für das entsprechend dem
Wunsche des Staates eine größere Beihilfe zu den ersten Einrichtungskostenbereitzustellenist, nicht zu ver¬
meiden.

Kapitel 68:
Es erscheint zweckmäßig,die bisher unter Kapitel b5 vorgesehenen Mittel abzutrennen und unter einer

neuen Position zu veranschlagen.

Kapitel 69 Titel 1 d:
Um der für die Folge zu erwartenden Ausweitung des Arbeitsbereichesauf dem Gebiet der Archiv-

pflege gerecht werden zu können, wird eine Erhöhung des bisherigen Ansatzesum 5 000 K^l für erforderlich
gehalten.

Kapitel 160 Titel 1:
Bei den Museen handelt es sich um wichtige Grenzmuseen,die bisher unzulänglichuntergebrachtwaren.

Nachdem sich Möglichkeitenzu einer ordnungsmäßigen Unterbringung ergeben haben, erscheint es angebracht,
die Arbeiten durch eine einmaligeBeihilfe zu unterstützen.

Kapitel 160 Titel 2:
Es ergibt sich die Notwendigkeit, die Akten der beim Provinzialkonservator im Jahre 1892 eingerich¬

teten Registratur für die Zeit vor dem Jahre 1933, soweit möglich, auszusondern, archivmäßig im Keller des
Amtsgebäudes zu magazinieren und eine rationelle und übersichtliche Neuordnung durchzuführen.

Kapitel 160 Titel 3:
Bei der Instandsetzung der Barbarathermen in Trier handelt es sich um denkmalpflegerische Maßnahmen.

Kapitel 63 Titel 1 und 2 (Einnahmen und Ausgaben): Landesmuseen:
Einnahmen.

Titelll: Die Einnahmen müssen,da fast alle Abteilungen des Landesmuseums Trier für Neuaufstellungs-
arbeiten geschlossen und der Öffentlichkeit nicht mehr zugänglich sind, niedriger angesetzt werden. Als Einnahme¬
quelle bleiben im wesentlichen die Eintrittsgelder für die Besichtigungder Barbarathermen.
Titel I 2: Die Schließung des Landesmuscums Trier hat auch einen geringeren Umsatz an Führungs¬
blättern usw. zur Folge, so daß auch hier eine Wcnigcr-Einnahme eintreten wird.
Titel II: Durch die Inanspruchnahme der Räume des Angestellten-Wohnhausesneben dem Landesmuseum in
Bonn für die Zwecke des neuerrichteten„Landesamtes für vor- und frühgcschichtliche Bodendenkmalpflege"mußte
den bisherigen Inhabern der Dienstwohnungen gekündigt werden, so daß Einnahmen für Sachleistungen nicht
mehr erzielt werden.

Ausgaben.
Titel I1 1 und II1 1 a: Die Mehrausgaben unter Titel I1 1 bzw. die Wenigerausgaben unter Titel Ulla
entstehenim wesentlichen durch die Schaffung von planmäßigen Beamtenstellen für das durch Erlaß des Herrn
Reichs- und Preuß. Ministers des Innern genehmigteneue Landesamt für vor- und frühgeschichtlicheBodendenk¬
malpflege bzw. durch Überführung von Angestelltenin planmäßige Beamtenstellen.
Titel III 32 und b: Die bereits im vergangenenJahre vorgenommeneErhöhung hat sich angesichtsder in
den letzten Jahren durch die fortschreitende Bautätigkeit oder sonstige Nutzungdes Bodens, die eine erhöhte Reise¬
tätigkeit bedingen, als unzureichend erwiesen. Außerdem verursacht die Einstellung weiterer Kräfte eine Erhö¬
hung der Reisekosten.Um allen Anforderungen zu genügen, ist eine Erhöhung dieser Titel nicht zu vermeiden.
Nach dem Ausgrabungsgesetzsind überdies die Landesmuseenverpflichtet, die Meldungen von vor- und früh¬
geschichtlichensowie geschichtlichenBodenfunden zu verfolgen.
Titel IV 1: Die allerorts in Gang befindlichen Geländearbeiten (Notgrabungen) führen zu häufigen Gelegen¬
heitsfunden, die so völlig wie möglichzu bergen und vor der gänzlichenZerstörung zu bewahren sind. Für die
Ablieferungder Fundstücke haben die Museen — von den Kosten der Bergung abgesehen— den Eigentümern
der Grundstücke in der Regel eine Entschädigungoder Fundprämie zu zahlen. Darüber hinaus sind für den Rück-
erwerb von wertvollen rheinischen Bodenfunden, die vor Erlaß des Ausgrabungsgesetzesaus der Nheinprovinz
verschleppt worden sind, besondere Mittel aufzuwenden, um ein möglichst geschlossenesBild der rheinischen Vor¬
zeit zu schaffen.Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist eine Erhöhung des bisherigen Ansatzes unvermeidlich.
Titel IV 3: Die Ansätze haben sich in den letzten Jahren bei der Knappheit und Seltenheit hervorragenden
Kunstgutes (Gemälde, Plastiken usw.) sowie bei der allgemeinen Steigerung der Preise als nicht ausreichend
erwiesen. Um in der Lage zu sein, günstige Kaufgelegenheitenwahrnehmenzu können, ist eine Erhöhung dieser
Position notwendig.
Titel IV 4c: Der bisherige Ansatz ist gestrichen worden.
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Titel IV 5: Die Ansätze stelle,, das Mindestmaß an Mitteln dar, das eine planmäßige laufende Ergänzung
der fachwissenschaftlichen Bücherei der Museen verlangt, namentlichdurch die Fülle der Neuerscheinungen auf dem
Gebiet der prähistorischenForschung.
Titel IV 7: Der Ansatz ist neu. Er ist notwendig, um die Vorarbeiten für die Aufstellung des „Westmark¬
museums" leisten zu können. Diese Vorarbeiten betreffen Konservierungs-und Wiederherstellungsarbeitengrößten
Umfangs an Steindenkmälern, Gegenständenaus Metall, Keramik, Glas, Bein, Wandmalereien und Mosaiken.
Die Werkstätten mit den vorhandenen Arbeitskräften und Einrichtungen genügen dazu in keiner Weise, so daß
die Arbeiten zum Teil durch freie Kräfte ausgeführt werden müssen.
Titel V 5: Der Mehraufwand ergibt sich vor allem aus der Herrichtungdes bisherigenAngestelltenwohnhauses
für Bürozwecke.
Titel VI 2: Mit der Erweiterung des Aufgabenkrcises der Museen müssen auch die Mittel für den Bürobedarf
Schritt halten. Eine entsprechende Erhöhung ist daher erforderlich.

VII. ttredit- und Versicherungswesen.

Kapitel 70: Landesbanken,Provinzialbanken,Provinzialbilfskassen.
Zu Titel 1: Der Provinzialverband der Rheinprovinz ist an dem Stammkapital der RheinischenGirozenträle
und Provinzialbank mit 20 Millionen K^i beteiligt. Für das Geschäftsjahr 193? wird mit der Ausschüttung
einer Dividende von 4 «/o--800 000 H.L auf die Stammeinlage gerechnet. Dieser Betrag soll an die Rücklage
zur Sicherung des Provinzialoerbandes wegen der Inanspruchnahme aus nichtvertraglichenGewährleistungsan¬
sprüchenabgeführt werden (vgl. die Ausgabe zu Kapitel 70).
Zu Titel 2: Der Anleihedienst für die Anleihen, welche zur Erstellung der Stammeinlage des Provinzialoer¬
bandes bei der RheinischenGirozentrale und Provinzialbank aufgenommen worden sind, wird erstmalig hier
nachgewiesen. Der Anleihedienst war bisher bei Kapitel 2 Titel 1. nachgewiesen.

Kapitel 75: Viehfeuchenentschädigung.
Es handelt sich um Erstattungen, deren Höhe durch die entsprechendenAusgaben festliegt.

Kapitel 76: Ruhegehalts- und Witwen- und Waisenkassen.
Es handelt sich um Erstattungen, deren Höhe durch die entsprechenden Ausgaben festliegt.

Unterhaushaltsplan der ciegenschaftsverwaltung
(vergl. Kapitel 5 Titel 1)

Titel I Nr. 1. Der Rückgang der Mieteinnahmen ist in einer im Rechnungsjahr 193? erfolgten Neuregelung
der Mieten begründet.
Titel I Nr. 4. Die bisher bei Kapitel 1,3 Titel 10 e verrechneten Kosten für den Wasserverbrauch werden
nunmehr hier nachgewiesen.
Titel III Nr. 6. Für die Instandsetzung der Gräber der Fürsorgezöglingeund des Kriegergrabes auf dem An¬
staltsfriedhof ist ein Betrag von 100 A^t vorgesehen.

Titel IV. Provinzialgut Fichtenhain.
Nach Verpachtung der Heilstätte Fichtenhain an das SA.-Hilfswerk ist das ehemaligeProvinzialgut —

nach Aufteilung in zwei Pachthöfe im Jahre 1934 — an die Pächter Prosch und Hener zum Preise von 80 H^l
je na culf die Dauer von 12 Jahren verpachtetworden.

Die Iahreöpacht beträgt
für den Gutshof — groß 52,44,51 na —................
„ „ Höfgcshof — groß 35,15,57 Ka —................
Ferner find Einzelgrundstückedes ehemaligen Anstaltsgeländes verpachtet, und zwar
in Größe von 5,93,5? Ka an den Landwirt Ioh. Lohmanns in Willich zum Preise von jährlich
und in Größe von 1,04,28 Iia an den Kleingärtnervercin Krcfcld-Fischeln zum Preise von jährlich
Außerdem gehen ein an Iagdpacht aus dem Anstaltsgelände von den Iagdpächtern Heyer und
Genossen jährlich .................. , .....
Die Gesamteinnahmen aus der Verpachtung stellen sich mithin auf . . ,. , ,. . . . 7785,46 H^l

Die Steuererstattungen seitens der Pächter, die bisher mit der Pacht vereinnahmt wurden, sind nun¬
mehr unter „Steuern und Versicherungen" in Einnahme nachgewiesen.

4 190,82
2 725,64

484,—
125,—

260,— //
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Titel V. Provinzialgut Bylerward.
Das ehemaligeProvinzialgut sowie das unmittelbar angrenzende Hofgut Vüsteward ist seit 1.934 bzw.

1925 an die Pächter Vahlhaus und Nöllen zum Preise von 108 A.L je na auf die Dauer von 12 Jahren ver¬
pachtet. Die Iahrespacht beträgt
für das Provinzialgut — groß 48,92,64 na —...............5 284,05 K^.
/, // HofgUt — groß 19,06,10 na —............... 2 058,59 „
Vom RWE. — Betriebsverwaltung Wesel — werden für die Verlegung einer Hochspannungs¬
leitung über Grundstücke des Gutes Bylerward als Anerkennungs- und Benutzungsgebühr
jährlich gezahlt ......................... 11,75 „
Die Gesamteinnahmen aus der Verpachtung betragen demnach .......... 7 254,39 Ht.«

Die Steuererstattungen seitens der Pächter, die bisher mit der Pacht vereinnahmt wurden, sind nun¬
mehr unter „Steuern und Versicherungen"in Einnahme nächgewiesen.
Titel VI. Provinzialdomäne Lammersdorf.

Bei der ehemaligenProvinzial-Domäne handelt es sich um einen landwirtschaftlichenBetrieb (Weide¬
betrieb), der s. Zt. auf melioriertem Ödland errichtet wurde; inzwischen ist die Aufteilung in 5 Kolonate und
die Verpachtung derselben zum Preise von 60 H^i je na auf die Dauer von 9 bzw. 12 Jahren erfolgt.

Die Iahrespacht beträgt
für das Kolonat I — groß 29,24,20 na — Pächter Schummer.........1 754,52 K^lKolonat I - - groß 29,24,20 na —

„ II ^ ^ groß 15,00,00 l>2 ^
„ III - groß 15,00,00 na
„ IV - groß 15,08,99 na„ v - - groß 15,11,28 na —

Zimmermann
Roßkamp .
Graf . .
Klein . .

900,—
900,—
905,40
906,82

Weiterhin gehen jährlich ein an Iagdpacht aus dem Domänengeländevon der Gemeinde Lammersdorf 100,—
Die Gesamteinnahmenaus der Verpachtung betragen mithin ...........5 466,75 A^l

Die Steuererstattungen seitens der Pächter, die bisher mit der Pacht vereinnahmt wurden, sind nun¬
mehr unter „Steuern und Versicherungen"in Einnahme nachgewiesen.
Titel VII. NettemühleinWeißenthurm.

Auf Grund eines zwischendem Müllermeister Dr. Hermann Schäfer in Miesenheimund dem Prooinzial-
verband abgeschlossenen Vertrages über den Verkauf der Firma und des Handelsgeschäftes„Mühle zur Nette"
sowie der Müllereimaschinenwurde die Mühle am 1. Januar 1927 stillgelegt. Die Gebäude werden für Zwecke
der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Andernach verwendet.
Titel VIII. Rittergut Desdorf.

Das Rittergut Desdorf hat einschließlich Gebäude und Hof eine Gesamtgröße von 52 na 89 ar 94 qm
und ist seit dem Jahre 1902 an den Landwirt Carl Hons verpachtet.

Auf dem Gut sind laut testamentarischerAuflage — das Gut ist im Jahre 1872 durch Vermächtnis
an den Provinzialverband gefallen — ständig Waisenknaben, 2 bis 2, untergebracht, welche in Desdorf die prak¬
tische landwirtschaftlicheAusbildung erhalten und gleichzeitigdie in der Nähe befindlicheLandwirtschaftsschule
in Bergheim besuchen.

Die am Jahresschluß verbleibende Mehreinnahme wird an den Desdorfer Fonds abgeführt.
Titel IX. Es wird auf die Ausführungen zu Kapitel 5 Titel 1 der Einnahme des ordentlichen Haushaltsplanes
verwiesen.

Verrechnungshaushalt.
b) Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge.

Vom 1. Januar 1928 ab werden die Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezügeder Beamten der Landes¬
bank durch die RheinischeGirozentrale und Provinzialbcmkgezahlt. Sie sind in dem Verrechnungshaushalt für
1928 nicht mehr enthalten.

Kapitel 1 Titel 1:
a) Nach dem Stande vom 1. Dezember 1927 werden für 660 Nuhegehaltsempfänger (aus¬

schließlich Landesbank)monatlich 168 927 K^ gezahlt ^ jährlich ........ 2 02? 244 .H^t
Infolge Erreichungder Altersgrenzesind nach dem 1. Dezember 1927 in den Ruhestand zu
versetzen ............. 33 Beamte,
außerdem werden bis 1. April 1938 weitere . . 11 „
in den Ruhestand treten.
Die Ruhegehälter für diese Beamten betragen rund ........... 117 000 „
Für weitere Zugänge, unter Berücksichtigung der Abgänge, sind vorgesehen...... 33 000 „
Für Rückzahlungvon Einbehaltungsbeträgenund zur Abrundung ........ 4 756 „

zu übertragen: 2 182 000 K^l



992 192
55 000

1 808
1 050 000 H.4t
2 222 000 HH

22 064 Ä>H
1 926 „

24 000 H«

22 426
2 164

H./t

25 600 HH
59 600 HL

452 600
8 400

462 000 Ä>^

171 180
8 820

180 000 5?.H
642 000 ÄH
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Übertrag: 2 182 00 0 H^
b) An Hinterbliebene von Beamten sind nach dem Stande vom 1. Dezember 1927 für 502

Witwen (ausschließlich Landesbank) monatlich zu zahlen 82 766 H« ---- jährlicb , . . ,
Für Zugänge, unter Berücksichtigung der Abgänge, sind vorgesehen.......
Für Rückzahlung von Einbehaltungsbeträgen und zur Abrundung........

Summe Kapitel 1 Titel 1

Kapitel 1 Titel 2:
») Am 15. November 192? wurden an frühere Angestellte an Ruhegeldern monatlich 2 672 H«

gezahlt. Der Iahresbedarf stellt sich somit auf rund............
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen.............

erforderlich:
b) An Hinterbliebenenversorgung früherer Angestellten wurden nach dem Stande vom 15. No¬

vember 1927 1 952 H^i monatlich gezahlt, also jährlich rund........
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen.............

erforderlich:
Summe Kapitel 1 Titel 2:

Kapitel 1 Titel 3:
») An Ruhclöhnen (frühere Lohnempfänger) wurden nach den, Stande vom 15. November

1927 monatlich rund 27 800 Ä>.F gezahlt, das sind jährlich..........
Für voraussichtliche Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen........

erforderlich:
b) An die Hinterbliebenen früherer Lohnempfänger wurden am 15. November 1927 monat¬

lich gezahlt rund 14 265 K^, mithin sind jährlich erforderlich .........
Es empfiehlt sich für Zugänge (einschließlich zur Abrundung)..........
vorzusehen, sodaß der Gesamtbcdarf betragen wird............

Summe Kapitel 1 Titel 2:

Kapitel 2:
An laufenden Unterstützungen nach dem Stande vom 15. November 1927 wurden gezahlt an:

Titel 1: frühere Beamte und deren Hinterbliebene monatlich 2 700 K.H, mithin Iahresbedarf
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen............

zusammen:

Titel 2: frühere Angestellte und deren Hinterbliebene monatlich 278 ^.F -- jährlicb . . .
Für Zugänge und zur Abrundung.................

zusammen:

Titel 2: frühere Lohnempfänger und deren Hinterbliebene monatlich 2922 ^« - rd. jährlich
Für Zugänge und zur Abrundung.................

zusammen:
Gesamtsumme Kapitel 2:

c) Hochbauabteilung.

Der Gesamtbedarf der Baukosten zu Kapitel 2, Titel 1, schließt mit 1 227 500 H« ab gegen 627 000
H^i im Vorjahre. Die wesentliche Erhöhung ist bedingt einmal durch die Aufnahme der Untcrhaltungsarbcitcn
für die neu erworbenen Anstalten Waldniel und Hausen, die naturgemäß infolge ihrer jahrelangen baulichen
Vernachlässigung erhöhte Instandsetzungsmittel erfordern, zum anderen durch die Aufnahme einer Reihe von
größeren Baumaßnahmen der Art, wie sie bisher aus Mitteln des Außerordentlichen .Haushalts bestrittcn wurden.
Der Außerordentliche Haushalt erfährt eine demcntsprechcnde Verminderung. — Die Tilgungsrate für das Dar¬
lehn aus dem III. Arbeitsbeschaffungsprogramm ist die gleiche wie im Vorjahre geblieben.

Bei Kapitel 2, Titel 1, ist eine Erhöhung der Reisekosten um 2 000 .//.//, eingetreten. Wie die Erfah¬
rung der letzten Jahre gezeigt hat, reicht bei der lebhaften Bautätigkeit im Bereiche der Provinzialvcrwaltung
der bisherige Reisekostcnbetrag von 8 000 H</ nicht mehr aus, die notwendige Überwachung der Bauausfüh¬
rungen sicherzustellen. Der Mehraufwand an Reisekosten rechtfertigt sich daher im Hinblick auf die Ersparnis an
Bauausgaben, welche die sorgfältige Bauaufsicht mit sich bringt.

Aus den für größere Bauarbcitcn vorgesehenen Beträgen (Spalte L und ll Erneuerungen und Ergän¬
zungen der Zusammenstellung zu Kapitel 2) sollen im einzelnen folgende Arbeiten ausgeführt werden:

22 400
2 600

26 000 H«
4 526
2 064
6 600 ^

47 196
4 404

51600 KH
94 200 H.L
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Zusammenstellung
der unter L und l) des ordentlichen Haushaltplanes der tjochbauabteilung

vorgesehenen Erneuerungs- und Ergänzungsarbeiten.

Die nachstehenden Einzelangabendienen nur zur Schätzung des Gesamtaufwandes und sind gegenseitig
deckungsfähig.

Frühere Provinzial-Heilstätte Fichtenhain: Kapitel 5, Titel 1 d
Außenanstrich des Holzwerkesan den Wohnhäusern Nr. 2 bis 7 und oes Holzwer¬
kes und der Putzflächcnan dem Wohnhause Anrather Straße Nr. 21 sowie In¬
standsetzung des Treppenhauses in dem Wohnhause Anrather Straße 21 . . .
Trockenlegungder Spül- und Futterkücheauf dem Höffges-Hof einschl. Erneue¬
rung des Verputzes und des Anstriches und Instandsehungsarbeitcn an dem Wohn-
hausc des Gutshofeo Fichtenhain ...............

Prouinzialgut Bylerward: Kapitel 5, Titel l c
Neubau eines Wohnhausesfür einen landwirtschaftlichen Arbeiter .....
Es ist bekannt, daß die Neichsregierungganz besonderen Wert darauf legt, die Wohn¬
verhältnisse der landwirtschaftlichenArbeiter zu verbessern, sie mit dem Boden und
dein Betriebe stärker zu verbinden und dadurch letzten Endes auch der in den letzten
Jahren wieder bedrohlich gewordenen Landflucht vorzubeugen. Die Erstellung von
Arbciterwohnungenauf dem Lande ist infolgedessen als eine dringliche Maßnahme
im Rahmen des Vicrjahreoplanes herausgestellt worden. — Hinzu kommt die
Erwägung, daß es in betriebswirtschaftlicherHinsicht erwünschtist, wenn in un¬
mittelbarer Nähe der Gutshöfe wenigstenseinige landwirtschaftlicheArbeiter woh¬
nen und immer erreichbar sind. I.i dem provinzialeigencnGut Bylerward ist diese
Voraussetzungnicht erfüllt und es ist deshalb notwendig, eine Wohnung für den
verheiratetenMelkermeisterdes Betriebes zu erstellen. Der ungünstige Baugrund
und die Notwendigkeit,das Gebäude zum Schutze gegen Überschwemmungsgefahr
höher zu legen, erfordert einen gewissen Mehraufwand an Baumitteln.

Provinzial-Domcine Lammersdorf: Kapitel 5, Titel l cl
Überdachung der Dungstätte auf Kolonat V ...........
Erneuerung der elektrischen Leitungen in den Ställen entsprechend den Vorschriften
des Verbandes DeutscherElektriker und der landwirtschaftlichenBerufsgenossen¬
schaft .......................

Landeshaus: Kapitel 13, Titel 13 a
Bauliche Arbeiten zur Vergrößerung der Bücherei .........
Die Bestände der Bücherei des Landeshauscshaben seit dem Umbrucheinen ganz
erheblichen Zuwachs erfahren, vornehmlich durch Aufnahme von Werken national¬
sozialistischer Geisteshaltung, die vordem ganz fehlten. Die Bücherei soll nunmehr
einer Neuordnung unterzogenwerden und bei dieser Gelegenheiteine übersichtliche
Aufstellungund einen würdigenRahmen erhalten.
Erneuerung von 20 Postnebenstcllenapparaten ...........
Einbau von Archivräumcn .................
Es fehlt im Landeshausan Archivräumenzur AufbewahrungwertvollerDokumente
aus der vaterländischenund rheinischen Geschichte und derjenigen Aktenstücke, die
für das Studium der Entwicklungder Rheinischen Provinzialverwaltung von Be¬
deutung sind. Für diesen Zweck sollen daher einige Räume im Sockelgeschoß Ver¬
wendung finden. Die hierbei erforderlichen baulichenArbeiten sind nicht sehr um¬
fangreichund können mit einem Betrage von 2 000 K^i bestritten werden. Da¬
gegen bedarf es der Beschaffungeiner größeren Anzahl von Aktcnschränkcn sowohl
zur Aufnahme des geschichtlich bedeutsamenGutes an Urkundenals auch zur Auf¬
bewahrung der gegenwärtig in diesen Räumen und auch schon zum Teil in den
Sockelgeschoßflurenbehelfsmäßig untergebrachten Akten, daneben noch der Be¬
schaffungder sonstigenAusstattungsstückefür die Archivräume an Arbeitstischen
usw. Die Kosten hierfür belaufen sich auf 12 ooo H«. Im ganzen sind demnach
14 000 K^i erforderlich.

zu übertragen:

l 200

600
1800

l0 000

700

15 000

14 000

29 000

I 500

2 000
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Übertrag:
Sicherungsarbeiten im Landeshaus . ..............
Zum Schutze wertvollen Akten- und Kartenmatcrials muß eine Reihe unerläßlicher
baulicher Sicherheitsmaßnahmen gegen Feuer und Diebstahl getroffen werden.
Neugestaltung der Diensträume des Landeshauptmannes ........
Die Dienstzimmerdes Landeshauptmannes sind in ihrer Ausstattung und hinsicht¬
lich der Beleuchtungs- und Belüftungsverhältnisse veraltet und für den Dienst¬
gebrauch wenig zweckmäßig.Die Zimmer sollen deshalb neu ausgestattet werden,
wobei gleichzeitig die Fenster und Türen sowie die Beleuchtungskörper erneuert
werden sollen. Darüber hinaus sollen die Räume auch eine dem Wesen und der
künstlerischen Ausrichtungdes neuen Reiches entsprechende Ausschmückung erhalten.

Standehaus: Kapitel 13, Titel 13 d
Einbau von Waschgelegenheiten in Bürorciumcnund teilweise Erneuerung der sani¬
tären Anlagen .....................
Reinigung der Gebäudefassade........ .......
Erneuerung verschiedener Dachflächenund Einbau neuer Dachfensterzur besseren
Belichtung der Arbeitsräume ................
Neuanstrichder Büroräume im II. Stocl .............

Erneuerung der beide«, nicht mehr betriebsfähigenDampfkesseldurch einen frei¬
stehenden gußeisernen Kessel ................
Erneuerung der Heizung im Ständehaus .............
Die Leitungsrohrc der Zentralheizung im Ständehauo sind durch den jahrzehnte¬
langen Gebrauch so stark angegriffen und beschädigt, daß die Instandsetzung sich
nicht mehr lohnt. Dazu kommt, daß sie den Abmessungen nach und wegen der star¬
ken Vertrustungen nicht mehr zur Beheizungder im Laufe der Zeit neu angeschlosse¬
nen Räume im Dachgeschoß ausreichen. Die Auswechselungdes ganzen Rohr-
systcms ist daher unerläßlichund kann nicht länger verschoben werden. Die Arbeit
soll, um die Störung des Betriebes in erträglichenGrenzen zu halten, in zwei Ab¬
schnitten ausgeführt werden. Im ganzen sind einschl. der Wiederinstandsetzungs¬
arbeiten an Anstrich usw. 22 000 .'F.K erforderlich,hiervon für den westlichen Ge¬
bäudeteil, der im Haushaltsjahre 1928/39 ein neues Heizrohrsystemerhalten soll,
die Hälfte, also als I. Rate 11 000 HF.
Kapitel 13, Titel 13 6
Baumaßnahme für Sportplatzanlage ..............
Die Rheinische Provinzialverwaltung hat mit den: Ziele der körperlichen Ertüchti¬
gung ihrer Gefolgschaft in den letzten 2 Jahren einen neuzeitlichen Sportplatz ge¬
schaffen, der zwar fertiggestellt ist und seiner Zweckbestimmung durchaus gerecht
wird, aber doch noch einiger Verbesserungenbedarf, besondersnach der schönheit¬
lichen Seite hin lind auch laufend Unterhaltungskostenerfordert.

Landesbauämter: Kapitel 20, Titel 14a
Erneuerung des Anstriches der Gebäuderückfrontund der Fenster im Dienstge¬
bäude des LandesbauamtesAachen, des Außenanstrichesam DienstgebäudeDüssel¬
dorf und Erneuerung von Holzfensternund Herstellen einer Zwischendeckeim Vor¬
bau des Dienstgebäudes in Köln ...............

Provinzial-Weinbaulehranstalt Trier: Kapitel 31, Titel 1
Teilweise Neudeckungder Dächer und Umdeckung der Dachgaupcn des Verwal-
waltungsgebäudes ....................
Einbau einer Wasserstrahlpumpezur Entwässerung des Flaschenkellersim Hart-
rath'schen Kellergebäude..................
Herstellung einer Abdeckung über den Trestergruben im Hartrath'schcn Kellcr-
gebäude .......................
Einbau einer Vorrichtung unter der Decke des Kellerraumes zum Heben der Preß-
kolbcn im Hartrath'schcn Keller ................
Herstellung einer Umwehrungsmauer lind Gesamtinstandsetzungder Verwalter-
Wohnungauf dem Weingut Casel ...............

zu übertragen:

29 000
2 700

20 000

51700

3 500
1 500

2 500
2000
9 500

4 000

2000

I)

5 000
11000

16 000

1 500

700

300

200

600

3 300
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Übertrag:
Einrichtung der Milchküchc zu einem Aufenthaltsraum für die Gefolgschaft im
Weingut Casel .....................
Einbau eines Schlafzimmers für den Verwalter im Anschluß an die Wohnung auf
dem Weingut Casel ...................

Kapitel ZI, Titel ?:
Einrichtung bzw. Ausbau von landftauenschulen
Die jetzige zweitklassige Landfrauenschule Trier — Olewig wurde im Jahre 1,929 als
eine landwirtschaftliche Haushaltungsschule eingerichtet,und zwar wurden Schul-
und Intcrnatsräume für 30 Schülerinnen vorgesehen. Bei der Neuordnung des
weiblichen ländlichen Fachschulwesens durch den Herrn Reichsministerfür Wissen¬
schaft, Erziehungund Volksbildungim Jahre 1,936 wurde Olewig als zweiklassigc
Landfrauenschule anerkannt. Behelfsmäßig wurden die zusätzlich benötigten Lehr¬
räume eingerichtetund ein Teil der Schülerinnen und der Lehrerinnen unterge¬
bracht Die Gesamtbclegungbeläuft sich zur Zeit auf 40 Schülerinnen. Ein den
Erfordernissenentsprechender Ergänzungsbau ist nicht mehr zu umgehen. In den,
jetzigen Hauptgebäude sollen die noch benötigtenUnterrichtsräume endgültig einge¬
richtet werden, sodaß ein neues Gebäude errichtet werden muß, das im wesent¬
lichen Schlafräume von Schülerinnen und Lehrerinnen,eine Backstube(für Lehr¬
zwecke) und einen großen Gymnastikraum aufnehmen soll. Die Normalbelegung
soll sich in Zukunft auf 30 Schülerinnen in der Unterklasseund auf 15 Schüle¬
rinnen in der Oberklasse belaufen.
Im Jahre 1,937 wurde das 4 lcm westlich von Manen gelegene Schloß Bürres-
heim durch den Provinzialverbanderworben. Ein Teil des Schlossessoll unter Ver¬
wendung des mitgckauftcnwertvollenInventars als Museum eingerichtet werden,
um geschlosseneBilder aus der Wohnkultur vergangener Zeiteil zu vermitteln. —
Andere Teile der Schloßanlage sind für die Einrichtung einer Landfrauenschule
vorgesehen.
Es ist damit zu rechnen,daß die Entwicklungdes landwirtschaftlichenUnterrichto-
wesens noch zu weiteren Maßnahmen auf diesem Gebiete führt. Um etwaigen,
daraus sich ergebendenbaulichen Forderungen gerecht werden zu können, ist die
vorsorgliche Bereitstellung von Mitteln auch über die vorgekennzeichneten baulichen
Maßnahmen hinaus erforderlich,jedoch sollen die Gesamtaufwendungenin diesem
Jahre den obengenanntenBetrag nicht überschreiten,wobei hinsichtlich der Wahl
der Ausführungen nach Maßgabe der Dringlichkeitverfahren wird.

Provinzial-Weinbaulchranstalt Kreuznach: Kapitel 31, Titel 3
Erstellung von betonierten Flaschengestellen im Vorraum zum neuen Lagerkeller
und im WeinkellerIntcrnatsgebäudc ..............
Einbau eines FahrradschuppcnSam Geräte- und Aufenthaltsraum für die Gefolg¬
schaft .......................

Provinzial-WeinbaulehranstaltAhrweiler:Kapitel 31, Titel 3
Einbau eines feuersicherenSchuppens zur Aufnahme von Betriebsstoff für die
motorisierten Geräte ...................

Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler: Kapitel 41, Titel 2
Instandsetzung des Frauenhauscs als Fortsetzung der bereits ausgeführten Ar¬
beiten ................
Erneuerung des Fußbodens der Flure zu den Tages- lind Schlafräumen über der
Schlosserei ......................
Erneuerung des Fußbodens in den Kleiderkammernim Mittelbau ......
Erneuerung der Fenster in der Entmündigten-Abteilung,........
Erneuerung von nicht mehr instandsetzungsfähigenPappdächern ......
Bcplattung des Sockels im Treppenhaus zu den Kleiderkammern .....
Einbau einer Kloscttanlagezu den Bügelräumen im Obergeschoß des Waschtuchen-
gebäudcs ...... ........ ........

zu übertragen:

HF
3 300

200

1 800

I)

5 300

150 000

900

400
1300

500

4 000

1200
1200
1800

750
800

1050

10 800
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Übertrag:
Verputz der feuchten Außenwändeam Wohnhaus des Obergärtners .....
Bau einer Abwässerbeseitigungsanlagc..............
Die Rieselfelderder Arbeitsanstalt Brauweiler sind bei der gegenwärtigenBeleg-
ziffcr der Anstalt von 1Z00 Köpfen zu klein. Sie sind außerdem durch den jahr¬
zehntelangenGebrauchverschlammtund nicht mehr aufnahmefähig, sodaß die Ab¬
wässer fast ungeklärt in den Vorfluter gelangen und diesen verschmutzen.Die Ge¬
sundheitsbehördehat sich des öfteren mit der Angelegenheitbefaßt und schließlich
die weitere Verwendung der Rieselfelderbzw.. die Einführung der Abwässer in den
Vorfluter untersagt. Die Vergrößerung der Rieselfelderist mit Rücksicht auf die
Gefällverhältnissedes Geländes und die Art der Parzellierung nicht mehr möglich.
Als beste und wirtschaftlichste Lösung zur Beseitigung der Abwässerist der Bau
einer kombinierten Entwässerungs-und Vcrregnungsanlage in Aussicht genommen,
die den Vorteil hat, daß der Inhalt der Abwässer fast restlos für die Düngung aus¬
genutzt wird und sich auf das ganze landwirtschaftlichbebaute Gebiet der Anstalt
verteilen läßt. Die Ausführung einer derartigen Anlage liegt ganz im Sinne des
Vierjahresplanes.

Für Feuerlöschgeräte...................
Da die Provinzialanstalten von den heute meist motorisiertengemeindliche!, Feuer¬
wehren in kurzer Zeit erreicht werden können, so wurden bisher in den Anstalten
selbst nur Feuerlöscheinrichtungenzur Bekämpfung von im Entstehen begriffenen
kleineren Bränden bereitgehalten. Nach Einführung des Luftschutzes hat sich die
Lage insofern grundlegend geändert, als jetzt im Ernstfalle die Ortsfeuerwchren
bei Bränden nicht mehr eingreifenkönnen, sodaß die Anstaltsausrüstungen unbe¬
dingt vermehrt und verbessert und in den größeren Anstalten eigene Feuerwehren
aufgestellt werden müssen. Dazu führt auch die Forderung des Vierjahresplanes,
alle Werte der öffentlichenVerwaltungen als Volkseigentum gegen Vernichtung
durch Feuer unbedingt sicherzustellen.
In Auswirkung dieser Verpflichtung sind im ganzen 50 000 K./li im diesjährigen
Hallshalt als I. Rate bereitgestelltworden, die sich auf die größeren Anstalten
verteilen (siehe die gleichen Maßnahmen weiter unten).

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Andernach: Kapitel 42, Titel 4
Einbau von Einzelbädernfür Personal im Verwaltungsgebäude und im Männer¬
haus III 12, Beschaffungvon Badewannen und Einbau von Waschgelegenheitcn in
den Krankenabteilungen^ II ^, L, (ü und ^1 III H .........
Zusammenlegung je zweier Baderäume im Männerhalls III <^ und I) sowie
Frauenhaus III (2 und D, Erneuerung der Rohrleitungen und Fußbodenplatten
sowie Einbau einer Brausemulde und von Waschgelegenhciten......
Erneuerung schadhafterFenster in den Krankcnabteilungen .......
Erweiterung des Vorbaues am Hauptportal des Verwaltungsgebäudes zur Ge¬
winnung eines Büroraumes für die Kasse sowie Verlegung der Fernsprechzentrale
Herstellung einer Vöschungsmaueran der Adolf-Hitler-Straße als Fortsetzung der
bereits begonnenen Arbeiten ...............
Erneuerung des Fußbodens auf dem Fruchtspeicherüber dem Schweinestall im
Ncttegut ..'....' ................
Herstellung einer Abwässerleitungvon der Melkereimeisterwohnungauf den, Nctte¬
gut und Anschluß der Abfallrohre vom Kuhstallgebäudean diese Leitung . . ,
Bau von Silokammern für Kartoffelschalenauf dem Nettcgut und dem Gut St.
Thomas und Bau eines Behälters zum Waschen der Rübenblätter auf dem
Ncttegut ......................
Umbau in der Abteilungskücheund den Nebenräumen auf dem Ncttegut . . .

Erstellung einer eigenen kleineren Stromerzeugungsanlage von 75 K>V-Leistung
Die Wirtschaftlichkeit dieser Anlage ist zweifelsfreifestgestellt. Es ist eine jährliche
Ersparnis von etwa 4 500 H^ an Stromerzeugungskostenzu erwarten.
Beschaffungeiner dritten Zentrifuge, da die beiden vorhandenen für die gesteigerte
Belegung nicht mehr ausreichen................
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Übertrag:
Beschaffungeiner Gemüseschneidemaschine als Ersatz für eine verschlissene . . .
Für Feucrlöschgerätc...................
Siehe entsprechende Bemerkungen unter Brauweiler.

Provinzial°Heil° und Pflegeanstalt Andernach, Abteilung Hausen: Kapitel 42,
Titel 4
Versetzen einer Äbspcrrwandvom Unterrichtssaalzum oberen Flur und Anbringung
eines Äbsperrdrahtgitters mit Tür als Abschluß vom oberen zum unteren Flur
einschl. Anstrcichcrarbeiten usw .................
Umändern bzw. Erneuern der Fensterverschlüssc in 30 Zimmern und Aufenthalts¬
sälen einschl. Ncuanstrich der Fenster und Sicherung eines Abortfensters . . .
Einbau einer Badewanne und von 3 Waschbecken einschl. Beiputz-, Platten- und
Anstrcicherarbeitcn ...................
Einbau von 5 Waschbeckenim Raum neben dem Badezimmer einschl. Platten und
Anstrcichcrarbeiten ...................
Ausbau einer Zelle zu einer Abteilungsküchc............
Ausbau einer Zelle zu einem Badezimmer für Pflegerinnen, Beschaffung einer
Badewanne und Einbau von 3 Waschbecken einschl. Bciputz-, Platten- und An¬
strcichcrarbeiten ....................
Herrichtung von Personalzimmern in bisherigen Zellen und Einbau einer Entlüf-
tung in der Abortanlage neben dem Notausgang .... .....
Erneuerung von Klosettkörpern,Waschbecken, Ausgußbecken usw. in den einzelnen
Abteilungen .....................
Größere Anstreicherarbeitenund Ausbesserungenan Verputz und Anstrichin ver¬
schiedenen Gebäuden ...................
Instandsetzung des Wachsaales und des Dacher ...........
Instandsetzung des Arztwohnhauses ..............
Einbau von weiteren 5 Wohnungen im früheren Klostergebäudc......

Teilweise Erneuerung von elektrischenVertcilungs- und Installationsleitungen , .
Instandsetzungsarbeitenan den Heizungsanlagenund den Rohrisolierungen. . .

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bedburg-Hau: Kapitel 42, Titel 5
Ersatz von 50 Stück Ersatz-Klosettkörpern............
desgl. von 50 Stück Flussometeru ...............
desgl. von ^b Stück Badewannen für die Krankenhäuser .......
Beschaffungvon Ersatz-Wand- und Bodenplatten ..........
Umbau der Klosettanlageauf dem Gutshof II und Verbindung derselben mit den
Krankenschlafräumensowie Einrichtung eines Tagcsraumes für die Kranken auf
Gutshof II in dem früheren Stellmacherraum ...........
Herstellung von Fahrrad-Unterstellräumen in den Kellern der Krankenhäuser . .
Erneuerung der Klosettanlageim Kartonagenwerkstättcngebäude,Ausbau des Auf¬
zuges und Instandsetzung des Hausee ..............
Erneuerung des Außenanstrichesan 2 Reihen Pflegerhäuscrn im Pflegerdorf, an
3 Arzthäusernsowie des Innenanstriches in ^ 8 und jVl 8 und l" I und ^ II und
im Maschincnhaus ...................
Erneuerung von Parkettfußböden in IVl IV, V und IX ........
Instandsetzlingder Asphaltstraßevom Verwaltungsgebäudebis zum Bahnhof , .
Erneuerung von Verandadächern an 4 Krankenhäusern ........
Überholungeines Teiles des Transportbahngleises und Erneuerung der Weichen .
Herstellung von Brauseanlagen in IN ^, L und c und Instandsetzung der vor¬
handenenBrausen ...................
Einbau weiterer Revisionsschächte in der Entwässerungsanlagc .'...!.
Ausbau eines Dachgeschosses in einem Wohngebäudezu einer zweiten Wohnung
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Beschaffungeiner Wäschezentrifuge als Ersatz für zwei kleinere verschlisseneZentri¬
fugen .......................
Beschaffungeines dampfbeheiztenWärmeschrankes..........
Beschaffung eines Orgelgebläses................
Beschaffungeiner Rohrgewindeschneidemaschinc ...........
Für Feuerlöschgeräte....... ...........
Siehe entsprechende Bemerkungenunter Brauweiler.

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bonn: Kapitel 42, Titel 6
Einbau von Waschgelegenheiten in verschiedenen Krankenabteilungcnund Beschaf¬
fung von Badewannen, Badebatterien und Urinalständern .......
Erneuerung schadhafter Fenster und Beseitigungvon Fenstervergitterungen. . ,
Ausbau des Dachgeschosses im Frauenhaus II ^ für 16 bis 1,8 Pflegerinnen . ,
Der außerordentlicheMangel an Unterbringungsgelegenheitenfür das Personal
zwingt dazu, die Dachgeschoßräumc in weitgehenden,Maße zum Einbau von Per-
sonalräumcn auszunutzen. Der bisherigeZustand, daß 8 bis 10 Personen in einem
Schlafraum zusammengedrängtsind, ist unhngicnisch und unhaltbar.
Erneuerung und Instandsetzung der vom .hausbock befallenenDachkonstruktioncn
Einbau eines Raumes an den landwirtschaftlichenSchuppen zum Aufbewahren
von stark riechendenLebcnsmitteln in Verbindung mit Vergrößerung des an¬
stoßendenKartoffelfeuers und Einbau eines Raumes zum Lagern von Frühbeet¬
fenstern ..................... ,
Anbringen von Stacheldrahtgitter auf der Umfassungsmaueran der Rheindorfcr-
straßc und am Mondorfer Bach ...............
Bau eines Silos zum Einsäuern von Futtcrkartoffeln .........
Instandsetzen der Straße an den Beamtenwohnungen .........

Erneuerung des Wurstkessels in der Metzgerei ...........
Erneuerung eines elektrischen Kabels als Ersatz für das vorhandene nicht mehr
gebrauchsfähigeKabel ..................
Einbau einer Zugsperranlagc in dem Hochdruckkesselhaus ........
Für Feuerlöschgeräte ...................
Siehe entsprechende Bemerkungenunter Vrauweiler.

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Düren: Kapitel 42, Titel 7
Erneuerung der Pflasterung vor der Schlosserei und dem Gebäude für Hausindu¬
strie sowie Befestigung der Eingänge zu den Dienstwohnungen am Heerwcg und
an der Alt-Iülicher-Strasie .................
Erneuerung von verkrustetenWasserleitungenund Einbau von Wasch- und Bade¬
gelegenheitenim Frauenhaus II (II. Rate) ............
Erneuerung von verkrustetenWasser- und Abflusileitungenin den Krankenhäusern
I-IV, N II und ^ IV ......... '. .........
Vergrößerung des Lebensmittclmagazinsan der Kochküche .......
Die Mehrbelcgung der Anstalt erfordert eine Vergrößerung der unzureichenden
Magazinräume, die durch einen kleinen Anbau erzielt werden kann.
Erneuerung des Holzfußbodens in den Näh- und Flickstubcn über der Waschküche
Bauliche Umändernngen in dem Lazarett der Blindenanstalt in der Weise, daß es
bei plötzlich auftretenden ansteckenden Krankheiten der Heil- und Pflcgeanstalt
zur Isolierung der Kranken zur Verfügung gestellt werden kann ......
Ausbau der Fraucnabteilung auf dem Gutshof Hommelsheim und Schaffung von
Aufenthalts- und Arbeitsräumen für Kranke und Pfleger (einschl. Inventar) . .
Auf dem zur Heil- und Pflegeanstalt Düren gehörigen, jedoch 12 Km von dieser
entfernt liegenden Gutshofe Hommelsheim ist »'eben den im landwirtschaftlichen
Betriebe tätigen Männern auch eine Anzahl von weiblichenKranken beschäftigt
und ständig untergebracht. Die Krankenräume sind jedoch so beengt, daß von
diesem Gesichtspunkteschon an eine Erweiterung gedacht werden müßte. Die
Intensivierung des landwirtschaftlichenBetriebes, die sowohl im Sinne des Vier-
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Übertrag:
jahresplanes wie im wirtschaftliche» Interesse der Anstalt liegt, erfordert die
Dauerbeschäftigung einer weiteren kleinen Abteilung von etwa 15 Frauen auf dem
Gute, für welche die Unterbringungsgelegenheit gänzlich fehlt. Es ist daher eine
bauliche Erweiterung des Frauenhauses in Aussicht genommen, welche auch der
Hauptanstalt einen willkommenen Raumzuwachs von etwa 15 Betten bringen
wird.
In Verbindung mit der Erweiterung der Krankenräume sollen unter teilweiser
Benutzung von vorhandenen Gebäudeteilen auch ausreichende Arbeits- und Aufent-
haltsräumc für die auf dem Gute beschäftigten männlichen und weiblichen Kranken
sowie für das Pflegepersonal geschaffen werden. Die bisherigen Arbeits- und Auf¬
enthaltsräume entsprechen weder nach Größe noch nach ihrer Beschaffenheit den
gesundheitlichen Vorschriften und sind wiederholt Gegenstand der Beanstandungen
seitens der Kreisbauernschaft und der Deutschen Arbeitsfront und von Eingaben
der Anstaltsleitung gewesen. Die Beseitigung des bisherigen, kaum noch als be¬
helfsmäßig anzusehenden Zustandes kann daher nicht mehr verschoben werden.
Neubau von drei Arbeiterwohnungen auf dem Gutohofe Hommelsheim ....
Die Verhältnisse liegen hier ähnlich wie auf dem Provinzialgut Vylerward. (Siehe
Bemerkungen dazu). Die nächsten anzumietenden Wohnungen sind 2 Km von der
Arbeitsstätte entfernt. Es ist verständlich, daß die landwirtschaftlichen Arbeiter
des Gutes den Wunsch haben, näher bei ihrer Arbeitsstätte zu wohnen, damit sie sich
in der Freizeit der Bewirtschaftung einer kleinen Siedlung widmen können. Die
Verwaltung beabsichtigt daher, drei Einzelhäuser zu erstellen und sie mit Kleintier-
stallungen und 600 bis 800 qm Gartenland auszustatten und ihnen den Charakter
von Kleinsiedlungen zu geben.

Beschaffung von neuen Heizkörperventilen als Ersatz für verschlissene.....
Ersatz der schadhaften Dampf- und Kondensrohre am Kartoffclkeller im Frauen¬
haus II und Neuisolierung von etwa 600 m Leitung........ .
Aufstellung von zwei Außenlampen in der Pflcgerkolonic........
Beschaffung von elektrischen Bügeleisen und Einbau der hierzu erforderlichen
Anlagen ......................
Einbau einer HeizungSanlagc in die Gemüseputzküche der Gärtnerei .....
Anschluß der Ledigenwohnungen des Provinzialgutes Hommelsheim an die Zentral¬
heizung ......................
Einbau eines Lastenaufzuges am Keller des Hauptmagazins am Männerhaus II
Für Feuerlöschgerätc ...................
Siehe entsprechende Bemerkungen unter Brauweiler.

Prooinzial-Heil- und Pflegeanstalt Galkhaufen: Kapitel 42, Titel 8
Gesamtinstandsetzung der Männerhäuser d und V, Erneuerung der gesamten In¬
stallationsanlage, des gesamten Anstriches sowie der elektrischen Lichtanlage und
der Heizung.....................
Ausbau von drei Pflegerinnenzimmern im Dachgeschoß des Fraucnhauses IV und
und Anlage von fließendem Wasser in diesen Zimmern.........
Ausbau von drei Knechtezimmern mit Aufcnthaltsraum, Baderaum und Abort
aus dem Gutshofe...............

Erneuerung der schadhaften Einzäunung des Anstaltsgeländes auf der Frauenseite
bis zur Provinzial-Landstraße................
Ersatz der Außentreppe vor dem Wirtschaftsgebäude durch eine Rampe ....
Erneuerung des Holzzementdaches auf dem Männcrhaus IV ......
Ausbau von Arbeitsräumen im Kellergeschoß des Männerbauses L.....
Herstellung einer Iauchegrube auf dem Gutshof..........
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Übertrag:
Neubau einer AutoHalle..................
Die derzeitige Unterstcllgelegenheit für Autos ist nach der Zahl der Autos und der
Beschaffenheitdes Raumes unzulänglichund entsprichtin keiner Weise mehr den
polizeigesetzlichen Vorschriften. Für die zahlreichenMotorräder und Räder des
Personals, die in Fluren und Treppenhäusernim Wege stehen und Beschädigungen
verursachen,fehlt es an einer Unterstcllgelegenheit,die zweckmäßig mit der Wagen¬
halle zu verbinden sein wird.
Stallbau für die Schweinezucht................
In dem Gutsbetriebe der Heil- und Pflegeanstalt Galkhausen ermöglichendie
Schweinezuchtstallungenkeine Aufzuchtergebnisse, wie sie in den anderen Betrieben
erzielt werden und zu verlangen sind. Die Gebäude sind sehr alt und entstammen
einer Zeit, in der hygienische Gesichtspunktesehr vernachlässigtwurden. Trotz de,r
im Laufe der Jahre vorgenommenenÄnderungenin Bezug auf Inneneinrichtungen
und Belichtung weisen die Gebäude auch jetzt noch solche Mängel auf, daß ein
Neubau unvermeidbar ist. Der alte Stall wird für Mastschweine benötigt.

Instandsetzung des alten Kulissenapparatcs und Beschaffungeines neuen Venti¬
lators für die Trockenmaschine in der Waschküche..........
Beschaffungvon zwei Kondenswasserpumpenin Frauenhaus III als Ersatz für die
vollkommenverschlissenen alten Pumpen .............
Ersatz des verschlissenen Speiscwassermessersim Kesselhaus .......
Beschaffungeines neuen Kohlensäuremessersfür das Kesselhaus......
Beschaffung eines neuen Treibriemens für die Dampfmaschine ......
Beschaffungeines neuen Wolfes für die Kochkücbe ..........
Für Feuerlöschgcräte...................
Siehe entsprechende Bemerkungen unter Brauweiler.

Provinzial°Heil° und Pflegeanstalt Grafenberg: Kapitel 42, Titel 9
Erneuerung des Außenputzesan verschiedenen Gebäuden ........
TeilweiseErneuerung der Dachcindcckung des Kochküchengebäudes.....
Erneuerung des Innenputzes im Obergeschoß des Frauenhauses 111 ... .
Einbau von Waschgclegenheitcn und Erneuerung veralteter Abortanlagen und ver¬
schlissener Badewannen in N I, III, IV, V, Männer Villa <ü, Frauenhaus II,
III, Fraucnvilla ^ und Fcstsaal ...............
Einbau von Waschbecken für die Pflcgerinncnzimmerim Dachgeschoß des Frauen¬
hauses III ......................
Erneuerung des Anstrichesin mehreren Gebäuden ..........
Erneuerung angefaulter Dachüberständeund teilweise Erneuerung der Dachrinnen
Ausbau einer früheren Arztwohnung zu Ledigenwohnungcn.......

Einbau einer Entlüftungoanlage für den Gemeinschaftssaal.......
Fertigstellungder zentralenWarmwasserbereitungsanlageauf der Männerseitc . .
Für Feuerlöschgcräte..................
Siehe entsprechende Bemerkungen unter Brauweilcr.

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal: Kapitel 42, Titel lo
Neueindeckungder Verandadächer an den Männerhäusern ^ und (ü und den
Frauenhäusern ^, (ü und II ............... .
Neueindeckung des Aluminiumdachesauf Männcrhaus I ........
Beschaffungvon neuen Spülsteinen für die Krankenabtcilungen einschl. Erneue¬
rung der Installation und des Plattenbelagcs ...........
Ersatz von 10 Badewannen .................
Beschaffung von 500 m Transportgleis als Ersaß für unbrauchbar gewordene
Gleisteile ......................
Einbau eines Außenklosettsim Keller des Frauenhauses IV .......
Bauliche Änderungen im Schweinestall zur besseren Bc- und Entlüftuna . . .
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Übertrag:
Neubau zweier Arbeiterwohnungcn........ ......
Die Errichtung von Wohnungen für landwirtschaftliche Arbeiter, die jetzt weit ab
vom Gutshofe wohnen, ist aus den in den Bemerkungen zu Bnlcrward und Dürcn
(Gutshof Hommelsheim) dargelegten Gründen hier ebenfalls dringend erforderlich.

Neubau eines Werkstättengebäudeo mit anschließender AutoHalle für sechs Wagen.
I. Rate.......................

Die Wcrtstättcnfrage in der Anstalt Iohannistal bedarf dringend einer endgülti¬
gen Lösung. Z. It. sind die Werkstätten zerstreut untergebracht. Die Anstreichern
befindet sich in einem kleineren Krankenhaus beim Gutshofc, das zur Aufnahme
von solchen Kranken bestimmt war, die in der Landwirtschaft beschäftigt sind, und
das sich infolgedessen nicht für Arbeitszweckc eignet. Es ist dringend erforderlich,
auch im Interesse des Gutshofbctricbes, dieses Krankenhaus wieder seinem Be¬
stimmungszweck zuzuführen, woraus sich eine Mchrbclcgungsmöglichkcit der An¬
stalt von 35 Betten ergibt. Die sogenannte Hausindustrie — Mattmflechtcrei,
Korbflechtern, Polsterei und Bürstenmachern — befindet sich im Kellergeschoß
des Krankenhauses ^ V. Die Räume sind zu klein, schlecht belichtet und belüftet,
die sanitären Einrichtungen sind unzulänglich. Des weiteren sind die Räume der
Schneiderei im alten Werkstättengebäude neben dem Maschinenhauo so beengt,
daß nur verhältnismäßig wenig Kranke darin beschäftigt werden können. Es ist
bei der hohen Belcgziffer der Anstalt, die sich durch die Ängliederung von Waldniel
noch um 900 vermehren wird (für Waldniel soll keine besondere Schneiderei ge¬
schaffen werden), Arbeit für die doppelte Anzahl von Kranken vorhanden, auch fehlt
es nicht an handwerklich geschulten Arbeitskräften unter den Kranken. Es ist
deshalb die Trennung der Schusterei und Schreinerei beabsichtigt in der Weise,
daß die Schusterei ganz nach Waldniel verlegt und deren bisherige Räume zum
größeren Teil zur Schneiderei zugezogen werden. Ein Teil der bisherigen Schuste¬
reiräume soll der Schreinerei zu Gute kommen, die ebenfalls unter Raummangel
leidet.

Den übrigen oben bezeichneten Übelständen kann jedoch nur durch Schaffung eines
neuen Werkstättengebäudes abgeholfen werden, das aufnehmen soll: die Anstreiche¬
rn, die Matten- und Korbflechtern, die Polsterei und die Bürstenmachern.

In baulicher Anlehnung an das neue Werkstättengebäudc soll eine neue Äutohalle
für sechs Wagen lind für die Krafträder und Räder der Gefolgschaft erstellt wer¬
den. Für den Anstaltsomnibus mit Anhänger, der den Verkehr nach Waldniel
vermittelt, fehlt eine Halle, ebenso für den Änstaltspersonenwagen und die Kraft¬
wagen und zahlreichen Krafträder und Räder der Gefolgschaftsmitglieder. Die
Wagen sind behelfsmäßig im Fcuerlöschgeräteschuppcn und in Gutshofschuppen
untergebracht und beengen dort den Raum ganz erheblich. In Anbetracht der
großen Werte, die gefährdet sind, ist die Schaffung einer Wagenhalle besonders
dringlich.

Mit Rücksicht auf die Kosten, die insgesamt 72 000 .//.// betragen, soll in diesem
Jahre nur der Erdgcschoßtcil mit AutoHalle und Anstreichereiräumcn ausgeführt
werden.

Errichtung einer Kohlschcune................

Die Grundlage für eine gute und billige Beköstigung in den Provinzialanstalten
ist die reichlicheVerabfolgung von Gemüse. Nach den Erfahrungen, die in privaten
Gemüsebaubctriebcn und in mehreren Provinzialanstalten gemacht murden, ist die
beste und sicherste Aufbewahrung des Gemüses für die Wintermonate die Lage¬
rung in Kohlschcunen. Die Ausstattung der Anstalten mit derartigen Räumen
muß deswegen fortgesetzt werden.

Besonders dringlich ist diese Maßnahme in der Heil- und Pflegeanstalt Iohannis¬
tal, wo Lagerräume vollkommen fehlen und wo auch die Erstellung von Kar¬
toffel- und Sauerkrautkellern dringend geworden ist, um die vielen Ünzuträglich-
keiten und Verluste bei der bisherigen Lagerung in den Kellern der Krankenhäuser
und Wirtschaftsgebäude auszuschalten.
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Erneuerungen und Ergänzungen an den elektrischen Licht- und Kraftlcitungcn
und den Meßinstrumenten im Maschinen- und Kesselhaus .......
Isolierung schadhafter Dampfleitungen in den Heizkellern........
Beschaffungeines verschlissenenGleichrichterkolbens ..........
Erneuerung von 12 Absperrschiebernim Kesselhau? .........
Ersatz von b Elcktrizitätszählern ...............
Erneuerung von 15 Motoranlassern ..............
Beschaffung von zwei neuen Wurffeuerungen in. Hochdruckkesselhaus als Ersatz
für die alten vollkommen verbrauchten .............
Für Feuerlöschgeräte...................
Siehe entsprechende Bemerkungen unter Brauweiler.

Provinzial°Heil° und Pflegeanstalt IohanniStal Abteilung Waldniel: Kapitel 42
Titel 50
Gesamtneuanstrichdes Männerhauses II und Überholungder Installationsanlage
Herrichtung eines Waschraumeound Anbringenvon 2 Flurabschlüsscn im Erd- und
Kellergeschoß des Hauses I, das bisher nur Scbulra'ume enthielt und nunmehr mit
Kranken belegt werden soll .................
Hcrrichtung eines Frühstücks-und Aufenthaltraumeo für die Gefolgschaft auf dem
Gutshofe und eines Büros für den Hofmeister ...........

Erneuerung der vollkommen verschlissenenund räumlichunzurcickenden Kühlanlage
in der Metzgerei ....................
Erneuerung der elektrischen Leitungen in den Ställen, die im jetzigen Zustande
eine Gefahr darstellen...................
Verlegen und Instandsetzen der Fuhrwerkowaage ..........
Herstellung der Wasserleitungen und der elektrischen Leitungen zu der neuen
Siedlung .....................

Kinderanstalt für seelisch Abnorme in Bonn: Kapitel 42 Titel N
Errichtung einer Infektionsabteilung (einschl. Einrichtung) ........
Die Gefahr der Entstehung von Infektionskrankheiten in der Kinderheilanstalt
für seelisch Abnorme in Bonn ist besonders groß, da nach der Art des Betriebes, der
die Aufnahme aus allen Landesteilender Nheinprovinzzu jeder Zeit erfordert, mit
der Einschleppungvon Scharlach, Diphtherie und drrgl. immer gerechnet werden
muß. Die bisherige Art der Bekämpfung von Infektionskrankheiten hat trotz der
rechtzeitigen Isolierung in auswärtigen Isolicrstationen und trotz schärfster Durch¬
führung der notwendigen Maßnahmen im Hause selbst nicht zum Ziele geführt.
Die Einrichtung einer Isolierabteilung für infcktionsverdächtigeund infektions-
kranke Kinder ist daher unerläßlich, um der ärztlichenLeitung die Möglichkeitzu
geben, auch bei dem geringstenVerdacht eine Absonderungvornehmen zu können
und um durch Einschränkung der Vcrbringungen in anderen KrankenhäusernKosten
zu sparen. Das für die hygienische Überwachung der Kinderanstalt zuständige
Gesundheitsamt hat wiederholt dringend die Schaffung einer Isolierabteilung in
der Anstalt gefordert. Dieser berechtigtenForderung, die mit der Ansicht der
hiesigen Fachabteilungübereinstimmt, muß Rechnung getragen werden.
Nach der baulichenAnlage der Anstalt eignen sich die bisherigen Wohnräume der
Krankenschwesternim Erd- und Obergeschoß ohne weiteres zur Einrichtung von
Isolierabteilungen. Es bedarf hierbei allerdings der Schaffung anderweitiger
Unterkunftsräume für das Schwestcrnpersonal. Dieser Forderung kann durch
Aufbau eines Dachgeschosses auf das jetzt flachdacbige GebäudeRechnunggetragen
werden, wobei die Zahl der Unterkunftsräume so bemessen werden soll, daß sämt¬
liche in der Kinderanstalt beschäftigte Schwesterndort wohnen können, mithin auch
die in der Heil- lind Pflegeanstalt bisher von Schwestern der Kinderanstalt benutz¬
ten Räume verfügbar werden. Angesichts ihrer Raumnot wird die Heil- und
Pflegeanstalt diesen Raumzuwachs besonders begrüßen. Für die äußere Erschei¬
nung des Gebäudes der Kinderbeilanstalt wird der Aufbau eines Steildaches
zweifellosein Gewinn sein.
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Erbbiologisches Institut Bonn: Kapitel 42 Titel 12
Heizung und Beleuchtungfür einen neu einzurichtendenAktenkeller .....

800

0

2 000

Provinz«!»TaubstummenheimEuskirchen: Kapitel 43 Titel 3
Erneuerung des Anstriches der äußeren Holzteilc ..........

Provinzial-Taubstummenanstalt Aachen: Kapitel 43 Titel 12
Vegradigung der Umfassungsmauerdes Vorgartens an der Straße ..... 500

Provinzial-Taubstummenanstalt Essen: Kapitel 43 Titel 14
Erneuerung des Anstrichesin K Klassen ............. 600

Einbau einer Entnebelungsanlage in den Baderaum .........

1500
1000

500

Provinzial-Taubstummenanstalt Euskirchen:Kapitel 43 Titel 15
Erneuerung des Anstriches der äußeren Holzteileund Fenster .......
Erneuerung des Spriegelzaunes an der Augenbroicherstraße.......

2 500
Provinzial-Taubstummenanstalt Trier: Kapitel 43 Titel ly
Ausführung einmaligergrößerer Anstreicherarbeiten.......... 700

Provinzial-BlindenunterrichtsanstaltDüren: Kapitel 43 Titel 2 l

Verlegung der Mattenfärberei aus dem Keller ins Erdgeschoß zur Schaffung ge¬
sunder Arbeitsvcrhältnisse .................
Instandsetzung des Belags der Kegelbahn ............
Instandsetzungvon Fahr- und Spazierwegen ............
Instandsetzung des Dampfkesselschornsteins............

500

900
600
500
300

2 800

Für Feucrlöschgcrätc...................

5 000

1800
500

Siehe entsprechende Bemerkungenunter Brauweiler 2 300

Provinzial-Blindenunterricktsanstalt Neuwied: Kapitel 43 Titel 22
Umgestaltungder gärtnerischen Anlagen und deren Einzäunungen .....

Auswechselungvon alten Rivvenrohrheizkörperndurch Radiatoren .....
Beschaffungeiner gasbeheiztenMuldenmanqcl . ..........

2000
800

1500

1000
2000
3 000

Orthopädische Provinzial-KinoerheilanstaltSüchteln: Kapitel 44 Titel 4
Erneuerung von 2 Markisen am Kinderhaus II ...........
Einbau einer Entlüftungsanlage des Kesselhausesim Kinderhaus I . . . .
Umlegungdes Fußbodenbelagesin den Liegehallen im Kinderhaus II und III . .

4 300
Erneuerung der Beleuchtungsanlageim Heizkeller des KinderhausesI und in den
Heizkanälen .....................
Für Feuerlöschgeräte...................

2 000
1000

1500

1500
1000

Siehe entsprechende Bemerkungenunter Brauweiler. 2 500

LandesfrauenklinikWuppertal-Elberfeld: Kapitel 47 Titel 1
Herstellung einer Umzäunung für das neu erworbene Wiesengrundstück. . .
Verlegung des Zufahrtsweges für Krankenautos bis zur Privatstation ....
Erstellung eines Geräteschuppensim Gemüsegarten für die Unterbringung von
Gartengeräten, Frühbeetfenstern,Bänken usw ............

4 500
Erneuerung der Beleuchtungan der Außenfront ........... 1800
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Provinzial-Erziehungsheim Rheindahlen: Kapitel 49 Titel 16
Teilweise Erneuerung der Außenputzflächen an der Lungenheilstätte ....
Erneuerung der Urinalständer im Zöglingshaus <2 und O........
Neupflasterung der Straße am Kirchen- und Schulgebäude.......
Auswechselung von verkrusteten Wasserleitungsrohren in mehreren Gebäuden .
Beplattung der Treppenhausflure (Sockel) in den Zöglingshäusern ^, L und c
Erneuerung von 2 Frühbeetkästen für die Gärtnerei.........
Vergrößerung des Kühlraumes in der Kochküche..........
Einziehen einer Zwischendeckeim Aufenthaltsraum für die in der Landwirtschaft
beschäftigten Zöglinge ..................

Anschluß des Zöglingshauses ^ an die bereits bestehende Blockheizung einschl.
Herstellung des Verbindungskanals..............
Erneuerung des Heizkessels für die Blockheizung im Schulgebäude.....
Teilweise Erneuerung und Ergänzung der Heizungsanlage in der Lungenheilstätte
Beschaffung einer Beregnungsanlage zur landwirtschaftlichen Ausnutzung der Ab¬
wässer ......................
Für Feuerlöschgeräte ...................
Siehe entsprechende Bemerkungen unter Brauweilcr.

Provinzial-Erziehungsheim Solingen: Kapitel 49 Titel 17
Aufstellung einer Treppe zum Kühlraum der Metzgerei........
Auswechselung von verkrusteten Wasser- und Warmwasserleitungsrohren in meh¬
reren Gebäuden....................
Herstellung eines Schutzdaches an der Nordseite des Scheunentores .....

Für Felierlöschgeräte ...................
Siehe entsprechende Bemerkungen unter Brauweiler.

Provinzial-Erziehungsheim Euskirchen: Kapitel 49 Titel 18
Einbau eines Sackaufzuges zum Mehl- und Lebensmittellager der Bäckerei . .
Neueindeckung mehrerer Dächer mit Pappe............
Erneuerung eines Teiles des stark beschädigten Glasdaches am Gewächshaus II
Erneuerung eines Teiles des Außenzaunes............

Erneuerung von 4 weiteren Kesseln der zentralen Warmwasserheizung . . .
Herstellung eines unmittelbaren Antriebes für die Umwälzpumpe der Heizungo-
anlage .............. ...... . .
Für Feuerlöschgeräte ...................
Siehe entsprechende Bemerkungen unter Vrauweiler.

Denkmälerarchiv Bonn: Kapitel 61 Titel 5
Einbau einer Heizung für die Übergangszeit in das Sekretariat......

Institut für Denkmäler-Inventarisation: Kapitel 61 Titel 15
Einbau einer AutoHalle mit 3 Boxen einschließlich der Heizung und der Heizkanäle

Landesmuseum Bonn: Kapitel 63 Titel 1
Ausbau eines Teiles des Neubauspeichers zur Benutzung als Magazinräume

Erweiterung der Fernsprechanlage...............

Landesmuseum Trier: Kapitel 63 Titel 2
Erneuerung der Dacheindeckung über dem Treppenhaus und an den Türmen . .
Weiterer Ausbau der Dachgeschoßräume zu Magazinen, Einziehen von Wänden
zum Abschluß des Heizungskellers gegen die anderen Räume......
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ch steuern und Versicherungen.
Kapitel 1 Titel 1:

Die Schätzung der im Rechnungsjahr 1938 zu zahlenden Steuern vom Grundbesitz war deshalb schwierig,
weil mit dem 1. April 1938 das neue Grundstcucrgesetz in Kraft trat, welches der Besteuerung erstmalig die
neu festgelegten Einheitowertc zugrunde legt. Die Auswirkungen dieser Umstellung lassen sich z. Zt. der Etats¬
aufstellung noch nicht absehen, da die Steuermeßbeträgc und die von den einzelnen Gemeinden erhobenen Zuschläge
noch nicht bekannt sind. Bei dem Etatsansatz ist daher von den bisher gezahlten Grundsteuern ausgegangen
worden, wobei mit Rücksicht darauf, daß die bisher vou der Grundsteuer befreiten landwirtschaftlich genutzten
Grundstücke nach dem neuen Grundstcucrgesetz wohl steuerpflichtig sind, ein Zuschlag von 20 000 H^ gemacht
worden ist. Auch dieser Zuschlag konnte verläufig lediglich auf Grund von Schätzungen erfolgen.

Kapitel 1 Titel 2:
Bei der Bemessung des Ansatzes für die Umsatzsteuer ist von den im Haushaltsplan 1927 zugrunde

gelegten Zahlen ausgegangen worden. Die seitens des hiesigen Finanzamtes für den Bereich der gesamten Pro-
vinzialvcrwaltung vorgenommene steuerliche Betriebsprüfung ficht eine Umsatzsteuerpflicht des Provinzialver-
bandes in einem wesentlich weiteren Rahmen als bisher vor. Eine endgültige Entscheidung über die Steucrpflicht
des Provinzialverbandes liegt noch nicht vor. Der in Ansatz gebrachte Betrag entspricht unter der Voraussetzung,
daß keine grundlegende Änderung in den bisherigen Bestcucrungsgruudsäßen für den Prooinzialverband ein¬
treten wird, den voraussichtlichen Anforderungen.

Kapitel 1 Titel 3:
Die Erhöhung des Ansatzes lim 2 700 ./?.// beruht auf dem Erwerb der Anstalten Waldbreitbach und

Waldniel.

e) ttraftwagendienststelle.
Es ist davon ausgegangen, daß sich die Kilometcrzahl auf derselben Höhe halten wird wie im Vorjahre.

Einnahme n.
Zu Kapitel 2 Titel 1:

Der Wandererwagen l V 14450, der seit 1934 in Betrieb ist und bereits 120 000 Ion zurückgelegt
hat, muß durch einen neuen Wagen ersetzt werden. Beim Verkauf des alten Wagens wird sich noch ein Erlös
von etwa 1 000 H^i erzielen lassen. Ferner wird vorgeschlagen, den sechssitzigenMercedes-Benz-Wagen IV 9112
abzustoßen und dafür einen leichteren Wagen einzustellen. Der Wagen ist 1924 angeschafft und hat hellte bereits
80 000 Km geleistet, er könnte also immerhin noch 1 Jahr beibehalten werden, wenn nicht wirtschaftliche Gründe
dagegen sprächen. Es handelt sich um einen schweren Scchssiher, der bei 100 Km 21 Liter Brennstoff ver¬
braucht, während ein leichterer Wagen nur 14 Liter benötigt. Abgesehen hiervon ist der Wagen auch desbalb
höchst unrentabel, weil er in der Regel nur mit 2 Personen besetzt ist, vollbesetzt ist er höchstens in 20 bis 25
Fällen im Jahr. Es empfiehlt sich daher aus wirtschaftlichen Gründen, an Stelle des schwerenScchssitzcrs einen
leichteren Wagen einzustellen. Aus dem Verkauf des alten Wagens wird sich voraussichtlich noch ein Erlös von
2 000 H//i erzielen lassen.

Auch der 5-Ltr.-Mercedcs-Bcnz 160 P3 offene Tourcnwagcn soll durch einen neuen Wagen ersetzt werden.
Er ist im Jahre 1934 in Betrieb genommen worden und bedürfte andernfalls nunmehr einer Generalüberholung
mit einem Kostenaufwand von etwa 5 000 HM.

Es hat sicb gezeigt, daß durch dauernd auftretende Störungen und die hierdurch notwendig werdenden
Reparaturkosten der als Postfahrzcug im Betrieb befindliche Framo-Lieferwagen den Anforderungen nicht gewach¬
sen ist. Es ist daher notwendig, an Stelle dieses Fahrzeuges einen kleinen Opel-Lieferwagen zum Preise
von 1700 H« zu beschaffen. Als Erlös aus dem alten Lieferwagen können etwa 200 K.ii angenommen werden.

Zu Kapitel 2 Titel 3:
Infolge der höheren Inanspruchnahme des Benzintanks durck die Straßcnncubauabteilung sind 1600

Hli mehr vorgesehen.
A usgabc n.

Zu Kapitel 1 Titel 1 und 2:
Das Mehr von 300 HM entspricht den tariflichen Bestimmungen.

Zu Kapitel 2 Titel 1:
Im Bedarfsfälle muß eine Aushilfe zu den Fahrten mit herangezogen werden, der Tagegelder gezahlt

werden müssen. Ferner müssen 5 neue Wintermäntel beschafft werden.'

Zu Kapitel 2 Titel 2:
Wie das Ergebnis von 1926 zeigt, genügt der Ansah von 6000 H// nicht mehr. Inzwischen ist eine

Erhöhung des Preises für Autoreifen eingetreten.

Zu Kapitel 2 Titel 6:
Es wird Bezug genommen auf die Ausführungen zu Kapitel 2 Titel 1 der Einnahme.
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Erläuterungen
zum autzerordentlichen Haushaltsplan für das Nechnungsjahr 1938.

Vorbemerkung.

Der Provinzialvcrband hatte bis zum Rechnungsjahr 1937 seinen außerordentlichenHaushaltsplan auf¬
geteilt:

1. in einen noch nicht abgewickelten außerordentlichenHaushaltsplan für das vorangegangene Rechnungs¬
jahr,

2. in einen neuen außerordentlichenHaushaltsplan für das neue Rechnungsjahr.
Der Provinzialvcrband hatte diese Aufteilung in der Hauptsache deshalb vorgenommen, weil nach H 72 Abs. 2
des Gemeindefinanzgesetzes die Darlehnsermächtigungendes außerordentlichenHaushaltsplanes mit Ablauf des
Rechnungsjahres erlöschen. Das Gemeindeprüfungsamt hat darauf hingewiesen,daß die Aufstellung eines noch
nicht abgewickelten außerordentlichenHaushaltsplanes nicht erforderlich sei, da die Nusgabeansätzedes außer¬
ordentlichenHaushaltsplanes ohne weiteres übertragbar seien; dasselbe gelte auch für die llbertragbarkeit der
diesen Ausgaben gegenüberstehendenEümahmepositionen, soweit nicht bezüglich der Darlehnsermächtigungen
§ 72 Abs. 2 des Gemeindefinanzgesctzes ausdrücklichetwas Abweichendesvorschreibt. Im Falle des bei der
Edelmann-Stiftung Köln für die Modernisierung der Hebammenlehranstalt in Köln aufgenommenenDarlehns
ist bereits ein rechtsverbindlichcrDarlehnsvertrag unter dem 28. August/10. Oktober 1,93b abgeschlossen wor¬
den; die Mittel werden nach dem Fortschreitender Arbeiten abgerufen. Duych den Erlaß des Herrn Reichs- und
PreußischenMinisters des Innern vom 27. Juli 1937 (V 2 III 11.13 IV/37) ist klargestelltworden, daß es in
diesem Falle einer nochmaligenGenehmigung nach § 74 des Gemeindcfinanzgeschcsfür den noch nicht abge¬
rufenen Teil des Darlehns nicht bedürfe. Seitens des Provinzialvcrbandes ist daher, um eine unnötige Aufblä¬
hung des außerordentlichenHaushaltsplanes zu vermeiden — dieser Gesichtspunkt ist auch besonders vom Ge¬
meindeprüfungsamt betont worden — davon abgesehen worden, wie bisher einen noch nicht abgewickelten außer¬
ordentlichen Haushaltsplan für das vorangegangeneRechnungsjahr aufzustellen.

Nachrichtlichseien hier die Ausgabepositionen des außerordentlichenHaushaltsplanes 1937 nach dem
Stande vom 1. April 1938 angegeben,mit deren Abdeckung im Rechnungsjahre 1937 nicht mehr zu rechnenist.

>^. Noch nicht abgewickelter außerordentlicher Haushaltsplan
für das Rechnungsjahr 1936.

III. Verkehrswesen:
Ausbau des nördlichen Zubringers ................97 317,68 KF
Ausbau der Verbindungsstraße Krefcld—Essen ............ 124 377,38 „
Ausbau des Straßenstückes Koblenz—Winningen............ 292 026,15 „

VI. Kultmpflege:
Für kulturelle Aufgaben in der Stadt Trier.............409 799,79 „

IX. Hochbau:
Instandsetzung des Patcnkriegerfriedhofeoin Frankreich ......... 99 858,53 „
Modernisierung der an die Stadt Köln vermieteten Hebammenlehranstalt .... 204 157,29 „
Erneuerung der Kanal- und Maschinenanlagender Provinzial-ArbeitsanstaltBrauweiler 300 000,— „
Modernisierung der Landesfrauenklinikder Nheinprovinz in W.-Elberfeld .... 14 316,21 „

8. Neuer auherordentlicher Haushaltsplan für das Nechnungsjahr 1937.

IX. Hochbau:
Ausbau der Provinzial-Lehranstaltfür Weinbau-, Obstbau und Landwirtschaftin Trier 48 693,71 „
Ausbau eines Arzt-Doppelwohnhausesfür Anstaltsärzte der Heil- und Pflegeanstalt
Galkhauscn .......................39 371,26 „
Verschiedene Ausbauten und Erweiterungsarbeiten in den Provinzialanstalten ... 63 963,87 „
Bauliche Überholungund Beschaffungvon Inventar usw. im Zusammenhangmit dem
Erwerb der Anstalt Waldniel .................23 816,31 „
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Außerordentlicher Haushaltsplan 1938.
I. Finanzverwaltung.

Kapitel 3 Titel 1:
Beim Rechnungsabschluß ^926 war im außerordentlichen Haushaltsplan ein Ist-Fehlbetrag (der Soll-

abschluß war ausgeglichen) von 294 704,2^ .^ verblieben, der daraus resultierte, daß für aus Offa-Darlehen
finanzierte Baumaßnahmen die erst auf Grund der endgültigen Abrechnung zu leistenden Schlußzahlungcn der
Offa und der Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung noch nicht eingegangen waren. Durch zwischenzeitlich
erfolgte Zahlungen hat sich dieser Fehlbetrag auf 75 ^42,70 H^t vermindert. Gemäß § 20 Abs. 2 des Gemeinde¬
finanzgesetzes ist dieser Ist-Fehlbetrag im außerordentlichen Haushaltsplan ^928 als Ausgabe einzusetzen, ihm
stehen als Deckung die noch von der Kffa und der Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung auf Grund der Ab¬
rechnung zu erwartenden Einnahmen gegenüber, und zwar für Maßnahmen:

2) auf dem Gebiete des Straßenwesens................2b 000,— ,//.«
K) „ „ „ der Kulturpflege................ 9 470,— „
c) „ „ „ des Hochbaues.................29 h72,7o „

Kapitel 3 Titel 2:
Die Einnahme aus dem Fonds „Baudarlehen", dem die Tilgungsbeträgc aus früher vom Provinzial-

verband gewährten Baudarlehcn zufließen, ist für den Fall vorgesehen worden, daß sich die Gewährung von Bau-
darlehe» an die Rheinische Beamtenbaugcsellschaft, an der der Provinzialverband maßgebend beteiligt ist, zur Er¬
stellung von Wohnungen für Beamte und Angestellte der provinziellen Anstalten für wünschenswert herausstellen
sollte, um dem vorhandenen Wohnungsbedarf entsprechen zu können.

Kapitel 3 Titel 3:
Seitens des für den Provinzialverband zuständigen Finanzamtes ist eine Betriebsprüfung erfolgt, auf

Grund deren unter Umständen mit einer erheblichen steuerlichen Mehrbelastung des Provinzialverbandes zu
rechnen ist, und zwar auch für die zurückliegende Zeit. Um diesen evtl. Steuernachforderungen entsprechen zu
können, ist in den vergangenen Rechnungsjahren eine entsprechende Rücklage gebildet worden, deren Mittel im
außerordentlichen Haushaltsplan für evtl. Stcuernachforderungen veranschlagt worden sind.

Kapitel 3 Titel 4:
Mit Rücksicht darauf, daß im ordentlichen Haushaltsplan die bisherige Position „Für Inanspruchnahme

aus Bürgschaften" in Wegfall gekommen ist, ist vorsorglich eine Entnahme aus der Bürgschaftssicberungsrücklage
vorgesehen worden.

Kapitel 3 Titel 5:
Die Ausgabeposition ist vorgesehen, um bei sich bietenden Gelegenheiten zur Abrundung des Anstalts-

grundbesitzcs geeignete Grundstücke erwerben zu können.

III. Verkehrswesen.
Kapitel 20 Titel 1:

Für den Grunderwerb zu Straßenzwecken ist aus der für diesen Zweck angesammelten Rücktage im Rech¬
nungsjahr ^928 eine Entnahme von 50 000 K.H vorgesehen.

Kapitel 24 Titel l:
Über die Verpflichtung des Provinzialverbandes zur Zahlung der angeforderten Garantiezuschüssc für die

Jahre ^922 und folgende schweben z. Zt. noch Verhandlungen mit den beteiligten Ministerien. Die in den ver¬
gangenen Rechnungsjahren demgemäß noch nicht zur Verausgabung gebrachten Garantiezuschüsse des Provinzial¬
verbandes sind dem Fonds „Garantieleistungen für den Rhein-Weser-Kanal" zugeführt worden. Für eine evtl.
Inanspruchnahme des Provinzialverbandes nach Abschluß der laufenden Verhandlungen ist die Bereitstellung dieser
Fondsmittel in der veranschlagten Höhe vorgesehen.

IV. Wirtschaftspflege.
Kapitel 3l Titel N

Da das zur Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Düren gehörige Gut Hommeloheim eine große Zucker¬
rüben-Anbaufläche besitzt und auf eine Konservierung der erzeugten Nübenblätter Wert legen muß, war der Pro¬
vinzialverband an der Errichtung einer Rübenblatt-Trocknungsanlage zur Verwertung der als Viehfutter wert¬
vollen Zuckerrübenblätter interessiert. Er hat sich deshalb an der Gesellschaft Landwirtschaftliche Trocknung Neffel-
tal G.m. b. H. in Oberbolheim, Kreis Düren, mit einem Stammkapital von 20 Geschäftsanteilen zu 50 ./?.^
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--- 1 500 A^i und einer Nachschußpflicht bis zum fünffachen der Stammeinlage -- 7 500 H^i beteiligt. Die
benötigten Mittel sollen aus der Rücklage „Zur Erstellung von Beteiligungen des Provinzialverbandes" entnom¬
men werden.

Kapitel 33 Titel 1:
Bei der Kommunalen Aufnahmegruppe für Aktien G. m. b. H., Essen, schwebenErwägungen, den Besitz

von nom. 2 284 180 A^t RWE-Namensaktien, die mit dem 20 fachen Stimmrecht versehen sind, auf einen
anderen kommunalen Träger zu überführen, da dieser Besitz der Kommunalen Aufnahmegruppe als einer privat-
rechtlichen Person untragbare Steuerbelastungen verursacht. Um trotz der notwendigen Besitzverlagerungdiesen
kommunalenAktienbesitzauch künftig geschlossen für die Führung der kommunalen Mehrheit beim RWE einsetzen
zu können, schweben Erwägungen, diese Namens-Aktien auf den Provinzialverband zu übernehmen. Die Über¬
nahme wird dabei voraussichtlichin der Weise zu erfolgen haben, daß eine z. Zt. mit 4«/o verzinslicheAnleihe
der Kommunalen Aufnahmegruppe für Aktien G. m. b. H. in Höhe von 2 800 000 K^t seitens des Provinzial¬
verbandes übernommen wird.

Außer der Übernahmedieser Schuld wird für den Provinzialverband zur Abdeckung eines Spitzenbetrages
sowie für die mit dem Erwerb verbundenen Nebenkosten (Kapitalverkehrssteuer)ein Betrag von etwa 200 000
H^t erforderlichsein, der aus den Rückflüssen der konsolidiertenZahlungsrückständeder Stadt- und Landkreise
gedeckt werden soll.

VI. ttulturpfiege.
Kapitel hl Titel 1:

Die Erlöse aus dem Verkauf von Kunstgegenständensind einer Rücklage zugeführt worden, die nunmehr
für den Ankauf von Kunstgegenständenbereit gestellt werden soll. Es ist beabsichtigt,aus diesen Mitteln aus der
Rheinprovinz abgewanderte wichtige fränkischeFundstücke zurückzukaufen.

Kapitel 61 Titel 2t
Aus den für den Umbau des ehemaligenkurfürstlichen Palastes in Trier bereitgestelltenReichsmitteln

werden dem Provinzialverband im Rechnungsjahre 1938 voraussichtlich 1,00 000 H^i zufließen,die zusammenmit
den in dem außerordentlichenHaushaltsplan des Rechnungsjahres 1926 veranschlagtenProvinzialmitteln zum
Umbau des ehemaligenkurfürstlichenPalastes in Trier zu Museumszwecken Verwendung finden werden.

Hochbau.
Kapitel 42 Titel 1:

Der Provinzialverband hatte im Rechnungsjahre1936 bzw. 1937 aus dem Konkurs der Karitas G.m.b.H.
die Heil- und Pflegeanstalten in Waldniel und Hausen (Waldbreitbach) erworben. Für die mit Rücksichtauf
den Zustand der Anstalten unbedingt notwendigeInstandsetzung und für den Ausbau dieser Anstalten ist 1937
eine Rücklage in Höhe von 450 000 K.L gebildet worden, die im Rechnungsjahr 1938 zur Instandsetzungund zum
Ausbau der genannten Anstalten Verwendung finden soll. Seitens der DeutschenArbeitsfront wird dem Pro¬
vinzialverband im Zusammenhang mit dem Erwerb der Anstalt der EvangelischenKrankenhaus G.m.b.H.,
Waldbroel (vgl. hierzu die Ausführungen im allgemeinen Vorbericht) für die vom Provinzialverband infolge
der Verlegung des Betriebes der Anstalt Waldbroel nach Hausen zu machenden Aufwendungen eine Ent¬
schädigung von voraussichtlich150 000 A^t gezahlt werden, die ebenfalls für baulicheMaßnahmen in der An¬
stalt Hausen Verwendung finden soll.





67

Übersicht

über das vermögen des provinzialverbandes in

^X. Veteiligungen,
L. Forderungen,
<2. Rücklagen, 3weckvermögen und unselbständigen Stiftungen

unter verücksichtigung der in der 3eit nach dem 3l. Dezember 193b
bis 3l. Dezember 1937 eingetretenen Veränderungen.
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ä. Beteiligungen.

Lfd. Des Unternehmens Zweck Höhe der Beteiligung
Stand am 31.12. 3b

Nr. Name Sitz (Aufgabe) nominal

1 Rheinische Girozentraleund
Provinzialbank ..... Düsseldorf Stammeinlage des Prov.-Verb. . 20 000 000,—

2 Rheinische Heimstätte G.m.b.H. . Düsseldorf Förderung der gemeinnützigen
Bautätigkeit in der Provinz . . 1 859 960 —

3 GemeinnützigeSiedlungsgesell¬
schaft m.b.H. „Rhein. Heim" Bonn Förderung der ländlichenSiedlung

in der Rheinprovinz .... 415 000.—
4 Rheinische Beamtenbaugesellschaft

m.b.H. ....... Düsseldorf Erstellungvon Wohnungenf. Pro-
vinzialbeamteund Angestellte . 30 000,—5 Rheinisch - WestfälischesElektrizi¬

tätswerk A.G ...... Essen Elektrizitätsversorgung:
2) Inhaberaktien .....
d) Namensaktien .....
c) Genußschein .....

617 600,—
65 980,-

7 431,66
6 KommunaleAufnahmegruppefür

Aktien G.m.b.H...... Essen Sicherung des kommunalen Ein¬
flusses im RWE ...... 5 000,—

7 A.G. „Westerwaldbrüche". . . Bonn Betrieb von Basaltbrüchen:
Inhaberaktien ...... 330 860,—

8 A.G. I. Reeh...... Dillenburg Betrieb von Basaltbrüchen:
Namensaktien ...... 162 800,-

9 Basalt-Aktiengesellschaft. . . Linz a.RH. Betrieb von Basaltbrüchen:
Inhaberaktien ...... 150 000 —

10 Rheinische Provinzial-Basalt-
werke G.m.b.H...... Oberkassel Betrieb von Basaltbrüchen(Rhein.

Provinzialverband besitzt sämt¬
liche Anteile) ...... 300 000,—

11 Kleinbahn Merzig—Büschfeld
G.m.b.H........ Merzig Kleinbahnbetrieb...... 150 000 —

12 Nürburg-Ning G.m.b.H. . . . Adenau Automobilrenn-u. Prüfungsstraße 9 000,—
13 Rhein. Spielgemeinschaftfür

nationale Festgestaltung, Ge¬
meinnützigeG.m.b.H. . . . Köln Volksschauspieleund Festspielean

Nationalfeiertagen .... 3 000,-
14 Rheingas G.m.b.H..... Düsseldorf Planvolle Gestaltung der Gaswirt¬

schaft in der Rheinprovinz . . 7 500,-

15 Rhein. Studiengesellschaftfür
BodenforschungG.m.b.H. . . Düsseldorf Bodenforschungin der Rheinprovinz

Eingetreten«
Veränderungen vom

1. 1.—31. 12. 3?

Höhe der Beteiligung
Stand am 31.12. 3?

nominal Bemerkungen

^

639,78

297 780,—

150 000,-

9 750-

20 000 000,—

I 859 960,—

415 000 —

30 000,—

617 600 —
65 980 —

6 791,88

5 000 —

33 080 —

162 800,-

300 000 —

150 000,—

9 000 —

3 000 —

7 500 —

9 750 —

Die Forderung aus dem Genußscheinwird jährlich mit 3 o/o zuzilglich ersparten Zinsen
von dem ursprünglichen Betrage von 11 K00 H^t getilgt.

Das Aktienkapital der A.G. „Westerwaldbrüche" Bonn ist durch Beschluß der General¬
versammlung vom 6. 2. 193? im Verhältnis 10:1 unter Ankauf der Spihenbeträge auf
Grund der Verordnung »om K. 10. 1931 und 18. 2. 1932 über die Kapitalherabsehung
in erleichterterForm zusammengelegtworden. Der Spihenbetrag von 60,— H^<t wurde
mit dem Kurswert von 5»/» — 3,— K^t in bar vergütet. Das Aktienkapital von nom.
33 080 K^l wurde inzwischenzum Kurse von ?5°/o an die Basalt-Altien-Gesellschaft in
Linz am Rhein verkauft.

Der Provinzialverband hat unter Zuführung des Erlöses an die Ausgleichsriicklagedie in
seinem BesitzebefindlichenAktien verkauft.

Inzwischen wurde von der sich in Liquidation befindenden Gesellschaftder Landeshaupt-
kasse ein Betrag von 2229,30 H^t überwiesen.

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 22 000 H^i. Die Gesellschafter setzen sich
aus dem Provinzialverband mit einer vorgesehenenStammeinlage von ? 500 Ä^l und
29 rheinischen Stadt- und Landkreisen mit einer vorgesehenen Stammeinlage von je
500 H^< zusammen. Bis zum 31. 12. 193? ist jedoch erst die Hälfte des Stammkapital«
eingefordert worden, sodaß der Provinzialverband 3 750 RM und die 29 rheinischen
Stadt- und Landkreiseje 250 K^t als Stammeinlagen eingezahlt haben.

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 20 000 ,A.<t. Die Gesellschafter setzen sich
aus dem Provinzialverband mit einer vorgesehenenStammemlage von 19 500 H^< und
dem ersten Landesrat Dr. Kitz mit einer vorgesehenenStammeinlage von 500 HH zu¬
sammen. Bis zum 31. 12. 193? ist jedocherst die Hälfte des Stammkapitals eingefor¬
dert wordcn, sodaß der Provinzialverband 9 ?50 H^l und der erste Landesrat Dr. Kitz
250 H^t als Stammeinlage eingezahlt haben. Inzwischen ist der Anteil des ersten Lan¬
desrats Dr. Kitz vom Provinzialverband übernommen worden.
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L. Forderungen.

Lfd.
Nr.

3

4

9

10

11

12

13

Name und Wohnort
des Schuldners

Verschiedene........

Verschiedene........

Kreis Ahrweiler (Adenau) . . .

Rheinische Provinzial-Basaltwerke
G.m.b.H. Oberkassel .....

Evgl. Erziehungsanstalt, Oberbieber
bei Neuwied .;.....

Berg. Diakonissen-Mutterhausin
Wuppcrtal-Elberfeld . . . .

Kath. SchifferkinderheimSt. Josef
in Duisburg.......

Evgl. Verein „Iugendwohl" in Köln

CaritasverbandWuppertal-Elberfeld.

VaterländischerFrauenvereinin Neu¬
wied .........

Caritasoerband,M.-Gladbacb. . .

Herberge zur Heimat, Köln . . .

Erziehungs- und Pflegeanstalt „He-
phata", M.-Gladbach . . . .

Bezeichnungder Forderung

Baudarlehen zur Beschaffungvon Wohnungen
für Provinzialbeamteund Angestellte. . .

Forderungendes Provinzialverbandes(Haupt¬
fürsorgestelle)aus ausgeliehenenBau- und
Wirtschaftsdarlehenan Kriegsbeschädigte und
Kriegerhinterbliebene .......

Darlehn für den Bau des Nürburg-Ringes .

Forderung für Brecheranlage

Forderung des Provinzialverbandesauf Grund
seiner Inanspruchnahme als Bürge für ein
von der RheinischenGirozentrale und Pro-
vinzialbank gewährtes Darlehn. Die Ver¬
zinsung und Tilgung der Forderung erfolgt
nach den Bestimmungen des Gemeindeum-
schuldungsgesetzes ........

Desgleichen ...........

Forderung des Provinzialverbandesauf Grund
seiner Inanspruchnahme als Bürge für ein
von der RheinischenGirozentrale und Pro-
vinzialbankgewährtes Darlehn . . . .

Forderung des Provinzialverbandesauf Grund
seiner Inanspruchnahme als Bürge für ein
von der RheinischenGirozentrale und Pro-
vinzialbankgewährtes Darlehn. Die Ver¬
zinsungund Tilgung der Forderung erfolgt
nach den Bestimmungen des Gemeindeum-
schuldungsgesetzes ........

Desgleichen ...........

Desgleichen

Desgleichen ...........

Vom Prooinzialverband an die Herberge zur
Heimat weitergeleitetesStaatsdarlehn. Das
Darlehn ist am 1,. 7. 1,938rückzahlbar . .

Vom Prouinzialverbandan die Erziehungs-und
Pflegeanstalt „Hephata" in M.-Gladbach
weitergeleitetesStaatsdarlehn. Das Dar¬
lehn ist am 1. 10. 1938 rückzahlbar, . .

Stand am 31. 12. 2b

673 004,71

6? 245,76

45 000 —

334 849.54

3« 000,—

56 572,50

138 655,03

27 500 —

50 900,—

168 725.—

12 406,25

70 000 —

90 000-

Eingetretene
Veränderungen vom
1. 1.—21.12. 2?

^ F^e

25 470.86

18 687,87

8 130,18

906,75

1 727,04

14 369 —

94,71

Stand am 21.12.2?

647 533.85

48 557.89

45 000 —

326 719.36

29 093,25

54 845,46

138 655,03

27 500,-

50 900 —

154 356,—

12311,54

70 000 —

90 000 —

Bemerkungen

Getilgt wurden in der Zeit vom 1. Januar bis 21. Dezember 192? 29 470,86 H^t
Neu bewilligte Darlehn 4 000,— „
mithin Abgang: 25 470,86 Ä^«

Darlehnsruckzahlungen.

Zinslos gestundet von, 26. Juni 1932 auf die Dauer von 5 Jahren bis 25. Juni 1928.

Tilgung.

Tilgung.

Tilgung.

Wertlos.

Tilgung. Bezüglicheines Teilbetrages dieser Forderung von 120 000 Ä^ hat der Pro-
vinzialverband die vertraglicheVerpflichtung übernommen (Vertrag vom 12. Juni 1926),
dem Vaterländischen Frauenverein die Hälfte der Tilgung und Verzinsung des Darlehns
für die Dauer der Belegung von Häusern des Frauenvereins mit Taubstummenzöglin-
gen aus Mitteln des Taubstummen-Ctats zu erstatten.

Tilgung.
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Lfd.
Nr.

Name und Wohnort
des Schuldners

,4 St. Elisabethenstift,Bad Kreuznach.

,5 St. Elisabethenstift,Bad Kreuznach.

><> Iosefsgesellschaftfür Krüppelfürsorge,
Köln-Deutz .......

17 SchifferkinderheimSt. Josef, Duis¬
burg-Ruhrort .......

Bezeichnungder Forderung

1« Evgl. Kirchengemeinde,Berg. Glad-
bacb..........

Forderung des Provinzialverbandesauf Grund
seiner Inanspruchnahme als Bürge für ein
vom PreußischenStaat gewährtes Staats-
darlchn............

Vom Provinzialverband an das St. Elisa-
bethmstift in Bad Kreuznachweitergcleitetes
Staatsdarlehn. Der Preußische Staat ist vom
Provinzialverbandim Wege der Umschuldung
befriedigt .......... .

Forderung des Provinzialverbandesauf Rück¬
zahlung des der St. Iosefsgesellschaftge¬
währten Staatsdarlehns von ursprünglich
320 000 K^, das der Provinzialverbandim
Verhältnis zum Staat abgedeckt hat. Das
Darlehn ist von der Iosefsgesellschaftgegen¬
über dem Provinzialverbandmit 4 <>/o zu ver¬
zinsen und jährlich mit 71, 000 AF, durch
Hingabe von Umschuldungsbriefenabzu¬
decken ............

Vom Provinzialverbandan das Schifferkinder¬
heim „St. Josef" weitergeleitetesStaats¬
darlehn von ursprünglich1^0 000 H^i. Die
Forderung des Provinzialverbandesist vom
Gesamtverband der katholischenKirchenge¬
meinden in Duisburg als Bürgen des Pro¬
vinzialverbandesmit jährlich25 000 H^l zu
tilgen und mit dem jeweiligenRestbetrag zu
4 o/n zu verzinsen. Im Verhältnis zwischen
Provinzialverband und dem Preußischen
Staat ist das Darlehn getilgt .....

Vom Provinzialverband an die evan¬
gelische KirchengemeindeBerg. Gladbach
weitergeleitetesStaatsdarlehn von ursprüng¬
lich 90 000 A^l. Der den Darlehnsbetrag
übersteigendeBetrag von 9 450 H^l stellt
aufgelaufene Zinsen dar. Der Preußische
Staat ist vom Provinzialverbandim Wege
der Umschuldungbzw. durch Hingabe von
Umschuldungsbriefenbefriedigt . . . .

Stand am 21. 12. 26
Eingetretene

Veränderungen «om
1. 1.—21. 12. 2?

15 612,67

31 225,24

202 8N0 —

62 500 —

99 450-

15 612.67

31 225,24

71 100,

12 500 —

10 584,-

Stand am 21.12. 27

131 700,-

50 000,-

88 866,—

Bemerkungen

Tilgung. Das St. Elisabethenstift in Vad Kreuznach ist durch Kauf in den Besitz des
Wehrfiskus übergegangen. Das Restdarlehn wurde bei dem Verkauf an die Landes-/ /
Hauptkassezurückgezahlt.

Tilgung. Das St. Llisabethenstift in Bad Kreuznach ist durch Kauf in den Besitz des
Wehrfiskus übergegangen. Das Restdarlehn wurde bei dem Verkauf an die Landes-
Hauptkassezurückgezahlt.

Tilgung.

Tilgung.

Tilgung. Mit dein mit der Geschäftsführung der evgl. Kirchengemeinde Bergisch-
Gladbach beauftragten Bevollmächtigten der FinanzabteilunH beim Cvgl. Konsistorium
der Rheinprovinz sind Verhandlungen geführt worden, wonach ab 1. 7. 1926 die
Hauptforderung mit 4°/° verzinstund mit 1»/» getilgt werden soll. Ab 1. 7. 1928 erhöht
sich der Tilgungssah auf 2»/o. Der Kirchengemeindeist das Recht eingeräumt worden,
die Hauptforderung bis zum 20. 9. 1928 in Umschuldungsbriefenzurückzuzahlen.Die
bis zum 1. ?. 192b aufgelaufenen Zinsen im Betrage von 15 921,5b H^t, die in Höhe
von 9 450 H^t nebenstehendals Kapitalforderung des Provinzialverbandes nachgewiesen
sind, sollen bis zum 1. 4. 1928 ,n vier Halbjahresraten getilgt und gleickfalls ab
1. 7. 192K mit 4"« »erzinstwerden.
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Lfd.
Nr.

!<)

20

21

22

23

24

25

26

Name und Wohnort
des Schuldners

Diakonieanstalten,Bad Kreuznach

Handiverker-Bildungsheim,Gennind .

Kath. Fürsorgevercinfür Frauen und
Kinder, Düsseldorf .....

Sicdlungsverband Nuhvtoblenbezirk,
Essen ....... . .

40 Landkreiseder Rheinprooinz

Verschiedene.

Die rheinischen Stadt- und Landkreise

Mühlenwerk Franz Schäfer in Mie-
senheim b/Andernach.....

Bezeichnungder Forderung

Vom Provinzialverbandan die Diakonieanstalten
in Bad KreuznachweitergeleitetesStaats-
darlehn von ursprünglich400 000 .H^l . .

Umwandlung eines Vorschussesin eine lang¬
fristige Tilgungsschuld.......

Stand am 31. 12. 3b

Desgleichen .

Aus Mitteln des Urbeitsbeschaffungspro-
gramms aufgenommeneund an den Ruhr-
siedlungöverbandweitergeleitete Darlehn . .

Forderungenaus weitergeleitetenOffa-Darlehn
für den Ausbau von Kreis-, Gemeinde-und
Ubernahmestrasien(3,9 Mill.-Progr.) . .

Forderungenaus weitergeleitetenKffa-Darlehn
für Instandsetzungsarbeiten an rheinischen
Baudenkmälern .........

Forderungenaus der Konsolidierungsaktionder
Zahlungsrückständean Provinzialumlageund
Anstaltspflegckosten........

Aus dem Verkauf des der Nettemühledurch die
wirtschaftliche Vereinigungder Roggen- und
Weizenmühlen zuerkannten Grundkontin-
gents (1,07 Tonnen Weizen und 678 Tonnen
Roggen) und der Müllcreimaschinen. . .

160 000.-

75

Eingetretene
Veränderungen vom

1. 1.—31. 12. 3?

31 800 —

15 380,

160 000.-

1 924 683,82

2 152 325,94

83 551,14

4 652 401,75

40 000,-

238.50

130 —

115 413,98

268 592,60

33 480,14

1 178 538,28

15 000,-

Stand am 31.12. 3?

31 561,50

15 250,—

1 809 269.84

1 883 733.34

50 071,

3 473 863,47

25 000.-

Bemerkungen

Das Darlehn wurde von den Diakonie-Anstalten an den Staat zurückgezahlt.

Tilgung vom 1. 10.—31. 12. 1936. Der Provinzialverband hat sich mit der Aus¬
setzung der Tilgung vom 1, 1. 193? bis zum 1. 10. 1938 einverstanden erklärt.

Tilgung.

Aus dem Arbeitsbeschaffungsprogramm 1932
Stand: 31. Dezember 1936
Tilgung bis 21. Dezember 1937
Stand: 31. Dezember 193?

Aus dem Arbeitsbeschaffungsprogramm 1933
Stand: 31. Dezember 1936
Tilgung bis 31. Dezember 193?
Stand: 31. Dezember 193?

565 252,15 ^.H
35 788,83 „

1 359 431,6?
79 625,15

H^,

529 463,32 ^«

1 279 806,52
Insgesamt: 1 809 269,84 H.<«

Die Landkreisesind verpflichtet, dem Provinzialverband Vü der Darlehn in Form einer
halbjährlich fälligen Rente von 6,55 o/o für 18 Jahre, beginnend ab 2. 1. 1936, zu
erstatten. Zwei Kreise haben die von ihnen zu zahlende Rente durch Hereingabe von
Umschuldungsbriefenvon insgesamt nom, 150 859,26 ^^ abgelöst.

Darlehnsriickzahlungen,

Die Tilgung der konsolidiertenForderungen gegen die rheinischenStadt- und Landkreise
ist teilweise in Schuldverschreibungendes UmschuldungsverbandesdeutscherGemeinden
erfolgt. Der Bestand an Umschuldungsbriefen auf Grund dieser Tilgung betrug am
31. 12. 193? --- 1 840 211,09 H^t.

Nach dem Vertrage vom 13. 11. 1936/7. 1. 193? wurde das Grundtontingent, das
unter dem Namen „Mühle zur Nette" bestehendeHandelsgeschäft sowie sämtlichein der
Mühle vorhandenen Maschinen an das Mühlenwerk Franz Schäfer in Miesenhcim zum
Preise von 40 000 ^t «erkauft. Die Übernahme erfolgte am 2. 1. 1937. Der Kauf¬
preis ist folgendermaßen fällig:

5 000 H.<t mit der Übernahme des Kaufgegenstandes durch den Käufer,
10 000 „ sechs Monate nach der Übernahme,

2 000 „ zwölf Monate nach der Übernahme,
2 000 „ achtzehnMonate nach der Übernahme,

je 3 000 „ am 3. Januar 1939 bis einschl. 1945.
Bis zum 31, 12. 193? wurdcn 15 000 H^< zurückgezahlt.
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Lfd.
Nr.

Name und Wohnort
des Schuldners Bezeichnungder Forderung Stand am 31. 12. Ib

27 Stadt Bonn........ Anteil des Provinzialverbandesan dem Erlös aus
dem Verkauf von 6 spanischen Bildern aus
der früheren Sammlung Wesendonk. . . 37 500 —

28 Reichsautobahnen,oberste Bauleitung
in Köln ........ . Entschädigungfür die Abtretungvon beim Bau

der UmgehungsstraßeOpladen von der Pro¬
vinz erworbenenGrundflächenan die Reichs-
autobahnen .......... 177 000,—

29 2) Richard Michel, Bad Kreuznach Forderung aus 2? von dem Weinbergsbesitz in
K) August SchuhriemenII, Sommer» Roiheim, Winzenheim,im HinkelsteinBad

loch Kreuznachund Niederhausender Provinzial-
c) Nikolaus Nell, Sommerloch lehranstalt für Weinbau-Obstbau und Land¬
6) Josef Höning, Sommerloch wirtschaft,Bad Kreuznachversteigertenbzw.

verkauftenTeilstücken .......

30 Darlehen an Erwerbsbeschränkten-,Kriegsbe¬
schädigten- und Blinden-Handwerksstätten
a) Rückflüsse ..........
K) Forderungen ......... —

3^ Kath. LehrlingsheimG.m.b.H.
Düsseldorf-Oberbilk..... Forderung des Provinzialverbandesauf Rück¬

zahlungdes der kath. Lehrlingsheim G.m.b.H.
Düsseldorf-OberbilkgewährtenDarlehns von
ursprünglich74 808,40 HF, hiervon je V«
aus Staats- und Offamitteln, das vom Pro-
vinzialverbandim Verhältnis zu Staat und
Offa durchUmschuldungsbriefeabgedecktist.
Das Darlehn ist zu 40«/o von der kath. Lehr¬
lingsheim G.m.b.H. bis 21. 12. 1937 zu¬
rückzuzahlen.Die restlichen60«/« sind von
der deutschen Ordensprovinz der Genossen¬
schaft der Herz-Iesu-Priester ab 1. 1. 1940
in 5 Jahresraten zurückzuzahlen.... 43 481,16

Eingetretene
Veränderungen vom
1. 1.—31. 12. 3?

4-

130 000.-

38 120,-
9 530,-

Stand am 31.12. 3?

37 500,-

47 000,—

62 180,.
33 320,

17 985,29

28 590,.

62180,—
33 320 —

25 495.87

Bemerkungen

Aus dem gemeinsamen Besitz der Stadt Bonn und des Rheinischen Landesmuseums in
Bonn wurden h spanischeBilder an die Stadt Düsseldorf zum Preise von 75 000 H«<t
abgegeben. Aus dem Verkaufserlös, der in voller Höbe an die Stadt Bonn gezahlt worden
ist, steht dem Provinzialverband ein Anteil von 3? 500 K^t zu. Die Zahlung dieses
Betrages an den Provinzialverband durch die Stadt Bonn soll in fünf gleichenJahres¬
raten von ? 500 .M.^ zum 1, Juli jeden Jahres, erstmalig zum 1. Juli 1938, erfolgen.

Auf Grund des zwischender Gesellschaft Reichsautobahnen und dem Provinzialverband
abgeschlossenenVertrages vom 15. 9. 193K sind Grundstücke, die beim Bau der Um¬
gehungsstraße Opladen von der Provinz erworben wurden, an die Reichsautobahnen,
Oberste Bauleitung, Köln, gegen Zahlung einer einmaligen Entschädigung von 17? 000
Ä^l abgetreten worden. Die Zahlung dieses Betrages soll wie folgt erfolgen:

100 000 K^t nach Eintragung der Sperrvermerke auf den in § b des Ver¬
trages genannten Grundstücken,

15 000 „ nach erfolgter Auflassung der in § 1 a des Vertrages aufgeführten
Grundstücke,

62 000 „ nach Eintragung der Auflassungsvormcrkungen auf den in § 2
des Vertrages genannten Grundstücken.

Von dem Gesamtbetrag von 17? 000 K^t sind bis Ende des Kalenderjahres 193?
-^ 130 000 H^t eingezahlt worden.

Der Steig- bzw. Kaufpreis ist in 4 gleichen jährlichen Raten am 11. November eines
jeden Jahres, erstmalig am 11. November 1937, zinsenfrei zu zahlen.

Dies« bisher über den früheren Provinzialausschuß der Kreditgcmeinschaftgemeinnütziger
Selbsthilfeorganisationen nachgewiesenenDarlehnsforderungen, die dem Provinzialver¬
band zustehen,sind hier erstmalig nachgewiesen.

Tilgung. Der 40°/° Anteil der lath. Lehrlingsheim G.m.b.H. ist restlos getilg».
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c. Rücklagen,Zweckvermögen und unselbständigeStiftungen.

Lfd.
Nr. Bezeichnung

^. Rücklagen

I. AllgemeineRücklagen

Betriebsmittelrücklage . . .

Äusgleichsrücklage. . . .

Tilgungsrücklage

Gegenstand

bar

») bar .

b) Wertpapiere:
Schuldverschreibungendes
Umschuldungsverb.deutsch.
Gemeinden,Berlin, nom. .
DeutscheReichsanleihc
1,937, nom ......
Deutsche Ablüsungsanleihe
mit Auslosung nom. . .
Rheinpr. Ablösungsanleihe
mit Auslosung nom. . .

2) bar .......

Stand
am 21. 12.192b

^l

4 000 000 —

2 254 054,18

1 298 800,—

56 212,50

14 387,50

1 012 810.—

^

^

Eingetretene
Veränderungen

nom I. I.bls
31.72. 192?

1 359 300,78

52 000,-

2 500 000,-

6 000,-

1 571 341,85

5tNN0
am 31.12.193?

nach dem Nennwert

4 000 000 —

894 753,40

1 246 800,—

2 500 000 —

50 212,50

14 387,50

2 584 151,85

Ltond
am 21.12,193?

nach dem Kurswert

4 000 000, -

894 753,40

1 181 966,40

2 468 750,-

324 623,80

96 755,95
4 966 849,55

2 584 151.85

angelegt« Varbeftände

auf 1—6 Monate

4 000 000 —

144 753,40

2 584 151,85

auf mehr als
l>Monate

H5

750 000.'

Bemerkungen

Mindestbetrag: 2 159 161,— H«
Höchstbetrag: 10 520 527,— „

Mindestbetrag: 1 969 808,— H«
Höchstbetrag: 7 879 231,— „
Zugang: Gegenwort ausgeloster nom, 6 000 H^t deutscherAblösungs¬

anleihe .................45 187,50 H.F
Gegenwert verkaufter Aktien der Basalt A,G. Linz . , . 64 914,45 „
Gegenwert ausgeloster Umsck. Briefe ........52 000,— „
Gegenwert der bei der Zusammenlegung oer Westerwald-
brüche-Aktien von nom. 220 860 H,K im Verhältnis 10:1
verbliebenen Spitze von nom. K0 H^l zum Kurse von 5°/n 3,— „
Abführung der Überschüssedes ordentlichen Haushalts 1935
und 1926 ................ 785 275,07 „
Zinsen aus dem Barbestande und den bei der Ausgleichs¬
rücklage nachgewiesenenWertpapieren ...... , 173 431,80 „

1120 811,82 H^t
Abgang: Gegenwert angekaufter Reicksanleihe in Höhe von nom.

2 500 000 H,^t...... '. ....... 2480112,60 „
Mithin Abgang.................1 359 300,78 HF

Abgang durcb Auslosung

Zugang durch Ankauf aus dem Barbestande,

Abgang durch Auslosung

Zugang: Teilabdeckung eines an das Schiffertinderheim Duisburg
weitergeleitcten Staatsdarlehns seitens des Verbandes der
Katholischen Kirchengemeinden, Duisburg ..... 12 500,— H.K
Kapitaldienst aus einer zu Lasten der Tilgungsrücklage kon¬
solidierten Forderung des Provinzialverbandes gegen den
Kath. FUrsorgeverein Düsseldorf........ 1 126,40 „
Aus Grundstücksverlaufen, deren Erlös gemäß Erlaß des
Reichs- und Preuß. Ministers des Innern zur außerordent¬
lichen SchuldenabdeckungVerwendung findet ..... 12 426,72 „
Abführung des ordentlichen Haushalts 1936 „Rückflüsse
aus Forderungen" Kap. 3 Titel 5........ 31 471,02 „
Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefe ..... 2? 200,— „
Zuführung zwecks Abdeckungdes Restbetrages des bei der
Krcissparkasse Köln aufgenommenen Kontokorrenttredits
von ursprünglich 6 000 000 HA.........1 7oo o00,— „
Abführung des Verrechnungs-Haushalts 1936 „Schulden¬
verwaltung" ...............3 075 210,64 „
Zinsen aus dem Barbestände und den bei der Tilgungs-
rüctlage nachgewiesenenUmschuldungsbricfen. . , . . 177 202,46 „

5 02? 127,24 H«

^
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Lfd.
Nr. Bezeichnung

Rücklagezur Sicherung des Provin-
zialverbandes wegen Inanspruch¬
nahme aus Bürgschaften, Garan¬
tien und Einbehaltungen . . .

Erneuerungsrücklageder Provinzial-
Anstalten ausschl. der Provinzial-
Erziehungsheime......

Gegenstand

b) Schuldverschreibungendes
Umschuldungsverb.deutsch.
Gemeinden,Berlin, nom. .

2) bar

b) Wertpapiere:
1. Schuldverschreibung,des

Umschuldungsverb.deut¬
scher Gemeinden,Berlin,
nom ...... .

2. Deutsche Reichsanleihe
1927, nom.

bar

Stand
am 2!. 12.192b

HF

1 440 500,

1 428 014,06

687 642.73

-?-

-l-

-l-

Eingetreten«
VeiLnueiungen
nom 1.1. b!«
21.12,1927

H/t

392 488.91

1 137 357,06

934 700,-

500 000,-

48 571,16

Stand
»m 21.12. 192?

nach dem Nennwelt
HF

Stand
am 31.12.192?

nach dem «uilweit
HF

1 832 988,91 1 737 673.49
4 321 825,34

290 657,— 290 657,

934 700.-

500 000,

736 213,69

886 095,60

493 750,-
1 670 502,60

736 213,69

angelegte Varbestand«

auf I—b Monate
HF

290 657,-

736 213,69

auf mehr al«
KMonate

HF

Bemerkungen

Abgang: Gegenwert von erworbenen Umschuldungsbriefen in Höhe
«0N nom. 1000 000 H^t...........925466,40 H^t
Abdeckungeiner Aufwertungsschuld gegenüber der Ruhr-
tnappschaft Bochum ............ 244 991,04 „
Abdeckungdes Restbetrages des bei der Kreisspaltasse Köln
aufgenommenen Kontokorrentlredits von ursprünglich
6 000 000 H^t..............1700 000,— „
Ankauf der Anstalt Waldbreitbach........ 595 337,95 „

3 465 795,39 Ä^t

Mithin Zugang................. I 571 341,85 H.«

Zugang: Aus dem Barbestände der Tilgungsrucklage erworbene
Umschuldungsbriefe ..........."..... 1 000 000,— H.<i

Auflösung des Kontos „Sonstige Umschuldungsbriefe"usw.
(Entsprechend der Anregung des Gemeindeprüfungsamtes) 719 688,91 „

1719 688,91 H.«
Abgang: Zur Schuldentilgung beim Umschuldungsverband verwen¬

dete Umschuldungsbriefe ...........1300000,— „
Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefe ..... 2? 200,— „

1 32? 200,— A^t
Mithin Zugang.................392 488,91 H.«

Zugang: Abführung des ordentlichenHaushalts 1936 Kap, 3 Titel 3 146 369,74 Ä^
Erstattung in Sachen:
2) KatholischeLehrlingsheim G.m.b,H. Düsseldorf , , 14 831,56 „
l,) St. Clisabethenstift, Bad Kreuznach...... 3 000,— „
0) Siedler Fritz Müller in Raden........ 3 486,94 „
Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefe , . . , . 22 500,— „
Zinsen aus dem Narbestande und den hier nachgewiesenen
Umschuldungsbriefen ............ 78 828,80 „

269 017,04 H.»t
Abgang: Gegenwert angekaufter Umschuldungsbriefe in Höhe von

nom. 1 000 000 H^t.............910 114,— „
Gegenwert angekaufter Reichsanleihe in Höhe von
500 000 H^i ............... 496 260,10 „

1 406 374,10 HH
Mithin Abgang ................1 13? 357,06 K^«
Zugang: Aus dem Barbestände angekaufte Umschuldungsbriefe , 1 000 000,— Ä.<t

Dcsgl. Deutsche Reichsanleihe .....'. . , . 500 0 00 ,— „
1 500 000,— H^t

Abgang: In Sachen Katholische Lehrlingsheim G.m.b.H., Düssel¬
dorf, an den Preuß. Staat und die Oeffa abgeführte Um¬
schuldungsbriefe, ............. . 42 800,— „
Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefe ..... 22 500,— „

65 300,— H^i

Mithin Zugang.................1 434 700,— H.«

Zugang: Abführung des ordentlichenHaushalts 1936 Kap. 3 Titel 4 200 000,— H^e
Abführung des Überschusses1936 des Unterhauehaltsplanes
der Liegenschaftsverwaltung .......... 43 790,04 „
Aus Verkäufen .............. 38 086,10 „
Zinsen aus dem Barbestande .......... 20 79? 05 „

307 673,19 H^t
Abgang: An außerordentlichen Haushalt

w) Taubstummen-Anstalt Cssen ......... 1 826,26 „
„ Weinbau-Lehranstalt Trier.........120 000,— „
„ Landesfrauenklinik W.-Clbcrfeld......120 775,97 „
„ Blinden-Unterrichts-Anstalt Neuwied...... 16 500,— „

259 102,23 H^e

Mithin Zugang................. 48 570,96 H^i

^
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Lfd.
Nr.

10

11

12

13

14

15

Bezeichnung

Erneuerungsrücklagefür die vom Pro-
vinzialverbandbelegtenFürsorgcer-
ziehungsheime.......

Grundcrwerbs- und Erweiterungs¬
rücklage ........

Grundstücksrücklagcder Straßenver¬
waltung ........

II. Sonderrücklagen

Rücklage für den Patenkriegerfriedhof
„Noyers Pont Maugis" bei Sedan

Rücklagefür kulturelle Aufgaben in
der Stadt Trier ......

Rücklagebetr. RheinischeHeimstätte
G.m.b.H. Düsseldorf.....

Rücklagebetr. Erstellung von Betei¬
ligungendes Provinzialverbandes.

Rücklagebetr. Garantieleistungenfür
den Rhein-Weser-Kanal. . . .

Rücklage„Baudarlehen^

Rücklage „Nettemühle" .....

Gegenstand

2) bar

b) Sparbuch Nr. 24290 bei
der Stadt. Sparkasse, Trier

bar ........ .

bar

bar

bar

bar

bar

bar

bar

bar

Stand
am 21.12.I92t>

Hl

40 133.

110 976,67

362 099.87

12 843.8?

99 858.53

492 828,01

200 000,—

48 661,63

25 509,72

26 900.82

37 524,56

^

-<-

"!

-l-

.,,..

4-

5

-<-

Eingetreten«
Veränderungen

vom 1. 1. t>>5
31. 12.192?

HF

104 720,50

4421,13

246 553.8?

114 713,79

2 451,47

287 391.51

614,37

47 755,28

43 979,68

990.44

Stand
am 21.12.192?

nach dem Nennweit
HF

144 853,50

115 397,80

115 546.-

127 557.66

102 310.—

205 436,50

200 000,-

49 276 —

73 265,-

70 880,50

38 515 —

Stand
»m 21.12.192?

nach dem llur«wert
HF

144 853,50

115 397,80
260 251,30
115 546. -

127 557.66

angelegte Varbestände

auf 1-6 Monate

102 310,

205 436,50

200 000,

49 276.

73 265.

70 880.50

38 515 —

HF

144 853,50

115 546.—

127 557.66

102 310.-

205 436,50

200 000 —

49 276,-

73 265,-

70 880,50

38 515,-

auf mehr all
KMonat«

HF

115 397.80

Bemerkungen

Zugang: Abführung des ordentlichen Haushalts 1936 Kapitel 49
Titel 28 '................ 100 000,— H^t
Zinsen aus dem Barbestand.......... 4 470,50 „
Aus dem Verkauf von Altmaterial des Provinzial-Cizie-
hungsheims Cuskirchen ............ 250,— „

104 720,50 HH
Zugang durch angefallen« Zinsen.

Zugang: Aus Gnmdstücksverkäufen ........... 12 187,06 H^i
Zinsen aus dem Barbestand« . . , ....... 8 984,14 „

21171,20 H^
Abgang: An außerordentlichen Haushalt

w) Anlauf des Hauses Düsseldorf Adolf-Hitler-Straße 35 33 725,07 „
„ Ankauf der Anstalt Waldniel........looooo,— „
„ Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Galkhausen . , , 45 000,— „
„ Provinzial-Arbeitsanstalt Vrauweiler...... 29 000,— „
„ Provinzial-Crziehungsheim Solingen..... , 50 000,— „

257 725,07 H^t

Mithin Abgang................. 246 553,8? H^e

Zugang: Aus Grundstucksverkäufen .......... 133 775,79 H^t
Abgang: An außerordentlichenHaushalt für den Ankauf von Grund¬

stücken für Zweck« der Landstraßen I. Ordnung . . . , . 19 062,— „
Mithin Zugang.................114 713,79 H^t

Zugang durch angefallene Zinsen.

Zugang: Angefallene Zinsen . . ......
Abgang: Abführung an den außerordentlichen Haushalt
Mithin Abgang.............

5 436,50 H^t
292 828,01 „
287 391,51 H^«

Zugang durch angefallene Zinsen.

Zuführung aus dem ordentlichen Haushalt 1936 Kap. 24 Titel 1 46 000,— K^t
Zugang durch angefallene Zinsen .......... 1755,28 „

47 755,28 H^t

Zugang: Abführung des ordentlichenHaushalts 1936 Kap. 4 Titel 1 46 708,1? K.^t
Angefallene Zinsen ................ 1271,51 „

47 979,68 HFl
...... 4 000,— „Abgang: Gewährung von neuen Darlehen

Mithin Zugang.........

Zugang durch Pachteinnahmen
Angefallene Zinsen . . .

43 979,68 H^t

300,— H^i
690,44 „
990,44 H^t
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Eingetretene 5tont>Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand »m 21. 12, I92K

I>I.

Veränderungen
vom I. I.biz
31.12.192?

am 21.12.192?
nach dem Nennwert

H^r .«5 HL

III. Andere Rücklagen .

16 Rücklage„Für Inanspruchnahme in¬
folge Neuregelung verschiedener
Steuerartcn" ....... bar ........ . 's- 102 815,50 102 815,50

17 Brandschadenversicherungsrücklage. bar ......... 4 877,90 -<- 12 376,10 17 254,—

18 Rücklage „Selbstversicherung für
Kaskoschäden an Kraftwagen" . . bar ........ . 10 825,87 ^ 6011,10 16 836,97

19 Erlös aus dem Verkauf von Kunst¬
gegenständen ....... bar ......... —

,.,„ 1 178,20 1 178,20

20 Rücklage betr. Zinserleichterungenfür
Meliorationsdarlehen .... bar . . , ..... 60 256,90 ! 1 491,10 61 748,—

21 Taubstummen-Unterstützungsfonds. 2) bar ....... .
b) Wertpapiere:

Nheinpr. Äbl.-Anleihemit

8 547,10 - 6 936.10 1 611,—

Auslosungnom ..... 5 362,50 — 5 362,50
Rhcinpr. Abl.-Anleiheohne
Auslosungnom ..... 250 — — 250,—
4V2°/o Landesbank-Gold-
kommunalobligat,nom. 29 500,- ^ 7 500,- 37 000.—
Abgestempelteösterreichische
einheitlicheRente ökro.
2 000 .......

c) AufwertungshypothekNeu¬
enhaus, Wesel .... 1 000 — 1 000.—

22 Blinden-Unterstützungsfonds. . . 2) bar ........
b) Wertpapiere:

Rheinpr. Abl.-Anleihemit

622,30 "!' 430,70 1 053.—

Auslosungnom ..... 4 200 — — 4 200 —
Rheinpr. Abl.-Anleiheohne
Auslosungnom ..... 450,- — 450,—
4V2°/o Landesbank-Gold-
kommunalobligat.,nom. . 18,800,— — 18 800 —
4°/n deutsche Schutzgebiets¬
anleihe von 19^3 nom.
PM 3000.....

c) Aufwertungshypothek Loo-
sen, Linnich ..... 1 342,22 1 342,22

Lwno
llM 21. 12. »2?

nach dem Uui5»ert

102 815,50

17 254,-

16 836,97

1 178,20

61 748,—

1611,-

36 062,80

67,50

37 462,50

1 000,

76 203,80

1 053,-

28 245 —

121,50

18 723 —

1 342.22
49 484,72

Nngelegte Varbestände

auf I-K Monate
/^l.

102 815,50

17 254 —

16 836.97

1 178,20

61 748 —

1611,-

1 053,-

auf mehr al«
K Monat«

Bemerkungen

Zugang durch Abführung des ordentlichen Haushalts 1936 Kap, 9
Titel 3....................100000,— H^l
Angefallene Zinsen ................^ 2 815,50 „

102 815,50 H^t
Zugang durch Zuführung des Haushalts „Steuern und Versicherungen" 12 0t>7,40 H^i
Angefallene Zinsen ................ 308,70 „

12 376,10 HH

Auf Grund der Regelung der Versicherungen der bei der Provmzial-Lebensversicherungs-
anstalt versichertenKraftwagen der Provinzialverwaltung erfolgt Vollkaskoversicherung
nur noch bei neu beschafftenWagen für das erste Versicherungsja.hr,sonst erfolgt nur noch
Teilkaskoversichcrunggegen Diebstahl und Brandschaden. Im übrigen übernimmt die
Verwaltung die evtl. durch Unfall entstehenden Schäden an den Kraftwagen selbst.
Zur Deckung dieser Kosten werden die ersparten Beiträge (Differenz der Prämie fllr
Voll- und Teilkaskoversicherung)jeweils an diese Rücklage abgeführt.

Zugang: Angefallene Zinsen............. 1 504,9? H^l
Abgang:Zinszuschüsse............... 13,8? „
Mithin Zugang................. 1 491,10 Hl^l

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dein Barbestande .... 1 ?54,13 H<t
Abgang: Ankauf von nom. ? 500 H^t 4»/2°/° Goldpfandbriefc der

Landesbank der Rheinprovinz.......... ? 287,83 H^l
Zuführung an den ordentlichen Haushalt 1936 Kap. 43
Titel 29 a................^ 1402,40 „

8 690,23 H^

Mithin Abgang................. 6 936,10 Ä^t

Angekauft aus dem Barbestände.

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestande ... 1 257,32 K^i
Abgang: Zuführung an den ordentlichen Haushalt 193b Kap. 43

Titel 30 a................ 826,62 „

Mithin Zugang................. 430,70 H^t

^
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Bezeichnung

Hebammen-Untcrstützungsfonds. .

Rücklage für außerordentlicheMaß¬
nahmenim Straßenbau. . . .

Konto „Brandschadenvergütung". .

Rücklage „Auseinandersetzung des
Provinzialverbandesmit den Pro-
vinzial-Instituten wegen des nach
der Inflation verbliebenenNcstbe-
standesdes Pensionsfonds" . . .

L. Zweckvermögen

Meliorationsfonds .....

LandeskulturellerGeräte-Instand-
setzungs-und Erneuerungsfonds

Sonderkontozur Gewährungvon Bc-
schaffungs- und Produktio-Dar-
lehen aus überwiesenen Staatsmit¬
teln an Kriegsbeschädigte und Krie-
gcrhintcrbliebenc......

Sonderkonto des Landesfürsorgever-
bandes zur Gewährlmg von Pro¬
duktivdarlehen aus überwiesenen
Staatsmitteln an Hilfsbedürftige
für Zwecke der Aufrichtung bzw.
Erhaltung ihrer Existenz, . . .

Ablösungsfondsder Schwerbeschädig¬
tenfürsorge........

Gegenstand

2) bar . . . . .

d) Wertpapiere:
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom. . . . .
4V,<V»Landesbank-Gold-
kommunalobligat,nom.

bar ........ .

bar

bar

2) bar ........
b) Forderung aus Aufwertung

bar .........

a) bar . . .
d) Forderungen

») bar . . .

K) Forderungen

bar

5tand
am 31. ,2. 1926

H^e

857,40

25-

1 400 — ^

4-

2 794,40

^

53 618,40
14 478.01

16 121,79
161 953,7?

29 823,42

76 389,90

^

"!'

-l-

-<-

-1-

Eingetretene
Veränderungen

«um 1,1. b!«
31.12. 193?

682,90

800,-

914 894,-

2 794,40

250 000 —
233 000 —

3 180.90
2 151,23

3 029.98
3 029.98

3 872,30
16 725,94

16 641.92

13 819.65

193 901,80

Stand
am 31. 12.193?

nach dem Nennwert
HF

174.50

25.-

2 200,-

914 894.—

17 000,—

56 799,30
12 326,78

19 994,09
178 679.71

13 181.50

90 209.55

193 901,80

5tand
am 31.12.193?

nach dem Kurswert
HF

174,50

168,15

2 194,50
2 537,15

914 894,—

17 000,-

56 799,30
12 326,78
69 126.08

,9 994,09
178 679,71
198 673,80

13 181,50

90 209.55
103 391.05

193 901.80

angelegt« Vaibestlnde

auf l—K Monate

HF

174.5«

914 894.-

56 799.30

auf mehr »>«
b Monate

HF

19 994,09

13 181,50

193 901,80

Bemerkungen

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestände ....
Abgang: Ankauf von nom. 800 A./« 41/2°/» Goldpfandbriefen der

Landesbank der Rheinprovinz ..........
Zuführung an den ordentlichen Haushalt 1936 Kap. 4?
Titel 4.................

Mithin Abgang

149,92 H.F

779,30 /,

53,52
822,83 H^t
682,90 H^t

Angekauft aus dem Barbestande.

Rückstellung zur Durchführung von außerordentlichen Straßenbau¬
maßnahmen .................. 900 000,— Ä.<<i
Zugang durch angefallene Zinse» ........... 14 894,— „

914 894,— H«

Von der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt gezahlte Brandentschädigungen zur Be¬
hebung von Brandschäden. Der bei Rechnungsabschluß 193b bei diesem Konto ver¬
blieben« Restbestand von 2 714,81 Ä^l wurde, da die Veranschlagung der seitens der
Provinzial-Feuerversicherungsanstalt zu erwartenden Entschädigungen erstmalig im
ordentlichen Haushaltsplan für 1937 erfolgte, in der Rechnung des ordentlichen Haus¬
haltsplanes 193? bei Kapitel 13 Titel 20 c übernommen.

Auf Anregung des Gemeindeprüfungsamtes 1935 gebildete Rücklage zur Auseinander¬
setzung mit den selbständigen provinziellen Instituten wegen des Restbetrages des
nach der Inflation verbliebenen gemeinsamen Pensionsfonds.
Abgang durch Abführung an den neuen außerordentlichen Haushalt 193? Kapitel 3
best Abschnitt.

Zugang durch angefallene Zinsen und Kapitalriickzahlungen.
Abgang durch Kapitalrückzahlungen.

Durch Erlaß des Herrn Reichs- und Preuß. Ministers für Ernährung und Landwirtschaft
vom 6. ?. 1935 — VI 11 091 — sind die einkommendenLeihgebührenvon den seitens
der Landesbaucrnschaft an Gemeinden und Genossenschaften ausgeliehenen landw,
Geräten einem bei der Landeshauptkasse anzulegenden „Landcskulturellen Geräte-
Instondsehungs- und Crncuerungsfonds" zuzuführen. Über die Verwendung dieserMittel
wird gemäß Erlaß des Herrn Oberpräsidenten vom 26. 11. 1936 im Rahmen des
McliorationsprogrammS verfügt werden. Der Betrag wurde bestimmungsgemäß im
Rechnungsjahr 193? an den ordentlichenHaushalt abgeführt.

Zugang durch Rückeinnahmc» aus ausgeliehenen Darlehen,
Forderungen aus den an Kriegsbeschädigt«und Kriegerhinterbliebenc gewährten Pro¬
duktiv- und Beschaffungsdarlehen.

Zugang: Zinsen und DarlehnsrUckerstattungen ....... 33 52l,85 H^s
Abgang: Ausgegebene Darlehen und Unkosten....... 16 889,92

Mithin Abgang................. 15 641,92 H.tt

Zugang: Darlehnsfordenmgen und Unkosten........ 23 525,29 H^t
Abgang: Darlehnsrückflüsse und Unkosten......... 19 715,74

Mithin Zugang................. 12 819,65 H^l

Zugang aus dem bisherigen Sonderkonto der Kriegsbeschädigtcn-
und Kriegerhinterbliebcnenfürsorge ........... 190 224,12 H^<
Angefallene Zinsen................ 2 567,68 „

192 901,80 H^t
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Angetretene Stand
«fd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand »M21.I2. 192b

>
Veränderungen

vom 1.1. bl«
2t. t2. 192?

am 2t. 12.192?
nach dem Nennwert

Hti H<H H<l

c. UnselbständigeStiftungen
> Fonds des Rittergutes Desdorf . . 2) bar....... . 49 720,50 !- 4 086,50 53 807 —

b) Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. .... 512,50 — 512,50
Rhcinpr. Nbl.-Änleihemit
Auslosungnom ..... 250 — — 250 —

2 Stipendienfonds für würdige und be¬
dürftige Schüler der höherenLand-
wirtschaftsschulc in Kleve aus dem
Reg.-Bez.Aachen ...... bar ......... 6 825,— -!- 169,60 6 994,60

3 Sonderkonto der Kricgsbcschädigten-
und KriegerhinterbliebenenfürsorgeFür verschiedeneZwecke der

Kriegsbcschädigten-,Krieger-
hinterbliebenen-u. Schwer¬
beschädigten-Fürsorge. .

2) bar........ 328 839,17 — 328 839,17 —

d) Forderungen ..... 108 062,35 -' 10 488.67 97 573,68
'1 Stiftungsmittelfonds der Kriegsbe¬

schädigten-Fürsorge..... 2) bar........

b) Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit

-s- 111 898 — 111 898 —

Auslosungnom ..... 31 137,50 ^
1 012,50 30 125, -

Reichsschuldverschreibungen
nom. ....... 500, — 500 —
Stadt Solingen Ablösungs¬
anleihe mit Auslosungnom. 62,50 — 62,50
Bergwerksgesellschaft„Hi-
bernia" Herne, Genusirechte
nom ........ 900 — ^ 900 — —

5 Nationalstiftungfür die Hinterbliebe¬
nen der im KriegeGefallenen. . 2) bar ........

d) Wertpapiere:
Reichsschuldverschreibungen

's- 1 224,30 1 224.30

6 Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Grafenberq. Hilfsverein für Gei¬

nom ....... . 21 250 — 21 250 —

steskranke des Reg.-Bez.Düsseldorf 2) bar........
b) Wertpapiere:

Deutsche Abl.-Anleihe mit

94- 4 2,10 96.10

Auslosungnom. .... 100 — — 100.—
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom. .... 475 — .— 475 —
Rhcinpr. Abl.-Anleiheohne
Auslosungnom ..... 87,50 — 87,50
Abl.-Anleihe der Stadt
Düsseldorfmit Ausl. nom. 175,— — 175 —

7 Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Andernach (Iakobi-Stiftung) . . 2) bar ....... .

b) Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. ....

183,—

25,—

-l- 3,50 186.50

25,—

Stand
am 21.12.192?

«och dem llulsweit

angelegte

auf I—b Monate

Varbeltcinde

auf mehr o!«
KMonate

H6

Bemerkungen

53 807.— 53 80?,— Überschußdes Jahres 193b der Haushaltsrechnung des Rittergutes

Zugang durch angefallene Zinsen für das Kalenderjahr 1937 . . l 282,44 „

3 313,30
4 086,50 H.«

1 681,25
58 801,55

6 994,60 6 994,60 Zugang durch angefallene Zinsen im Kalenderjahr 1937.

97 573,68

111 898-

194 758,15

Das Sonderkonto ist aufgelost und läuft nunmehr über den ordentlichen Haushalt,
soweit die Bestände nicht bei der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbant angelegt
sind.
(Vgl. die beiden folgenden Konten und das Konto unter B Zweckvermoqenlfd. Nr. 5)
Abgang durch Darlehnsrückzahlungen.

Zugang aus dem bisherigen Sonderkonto der Kriegsbeschädigten-

Gegenwert verkaufter Äuslusungssckeine ......... 7 643,75

111 898 —

3 307,50
111 898,— H?.«

Abgang durch Auslosung zum 1. 4, 1937......... 12,50 .//,«
durch Auslosung zum 1. 10. l937........ 1 000,— „

419,55 1 012,50 Ä.«

1 224,30

96.10

Abgang durch Auslosung zum 1. 2. 1937.
310 383,20

1 224.30 Zugang aus dem bisherigen Sonderkonto der Kriegebeschädigten-

140 568,75
141 793,05

96,10

1 224,30 »,«

646,50

3 194,40

Das Stiftungsvcrmogen ist im Jahre 1901 dem von der Heil- und Pflegeanstalt
Grafenberg verwalteten Hilfsverein für Geisteskranke in der Rheinprovinz mit der
ausdrücklichenBestimmung zugewiesenworden, daß der Provinzialverband Eigentümer
des Stiftungsvermögens sein soll. Diese Mittel sind daher hier nachzuweisen.

18,11

1 174,70
5 129,81

186.50 186,50 Zugang durch angefallene Zinsen.

168.15
354,65

^
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Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

Stano
llM3I,I2. I93b

IN

1l

12

13

Prooinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Bonn ........
(Pelman-Stiftung) ....
(Dr.-Umpfenbach-Stiftung)
(Nasse-Stiftung) .....
(Nasse-Iakobi-Pelman-Stiftung)
(Dr.-Oebecke-Stiftung) . . .
(Iakobi-Stiftung) . . , .

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Düren .........
(Krankenunterstützungskassel. .
(Erich-Schleicher-Stiftung). . .

Prooinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Düren .........
(Iakobi-Stiftung).....

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Grafenberg(Stiftung des Anstalts-
kasinosGrafenberg) .....
(Schramm-Stiftung^ . . . .
(Iakobi-Stiftung).....

Prooinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Merzig (Unterstützungsfonds für
entlasseneund geheilte Irre) . .
(Iakobi-Stiftung).....

Dr.-Klein-Stiftung .

») bar .

d) Wertpapiere:
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom. . . . .
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. . . . .
4V2°/c, Landeobank-Gold-
kommunalobligat.nom. .
5V2<V«Ostpreußischeland¬
schaftlicheLiqu.-Goldpfand-
briefe gr. Stücke . . . ,
Dergleichenkl. Stücke . .
DergleichenAnteilscheine
Westpreuß. Neulandschaft
gr. Stücke ......
Dergleichenkl. Stücke . .

a) bar

d) Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom .....
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom .....

bar .........

») bar ........
b) Wertpapiere:

Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom .....
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom. . . . .

2) bar ........
b) Wertpapiere:

Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom .....

a) bar ........
d) Wertpapiere:

Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. . . . .
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom .....

Stck.
Stck.

3,20

225,—

337.50

500,-

50 —
35,—

0,50
0,35

410,30

375,—

25,—

248,40

50 —

137,50

184,-

50.-

189.10

100-

362,50

Eingetreten«
Veränderungen

vom 1. I. bli
21,12.1937

's-

's-

-i-

'1'

-r-

-l-

439.80

50.

50.—
35,—

9.20

5,20

800 —

100.—

3,50

3,70

5t»nd
am 31. 2. 1937

nach dem Nennwelt

443,—

175.—

337,50

500,—

419.50

375.—

25-

253,60

800,—

50,-

37.50

187,50

50,—

192,80

10«,—

362,50

5t«nd
am 31.12.193?

nach dem Kurswert

443.—

1 176,90

2 181.95

498.75

4 300.60

419,50

2 429,40

168.15
3 017.05

253.60

800 —

323,25

252,20
1 375.45

187,50

336,25
523,75

192,80

646,50

2 437,80
3 277,10

angelegte Varbestünde

auf 1—ü Monate
auf mehr all

b Monate
HFl

443.

419,50

253,60

800,-

187.50

HF

192,80

Bemerkungen

Zugang durch Auelosung vo» 25.D^ 5^/2°/« ostpreuß. landsch.
Liquid.-Goldpfandbriefe plus Zinsen..........
durch Auslosung von 50 H.<« Rheinprovinz-Ablüsungsanleihe mit
Auslosung ...................
durch angefallene Zinsen .............

Abgang durch Auslosung per 2t. 12. 193?.

Zugang durch angefallene Zinsen.

28,98 H.it

<oo- „
0,82 „

439,80 H.«

Zugang durch angefallene Zinsen.

Zugang durch Auslosung von nom. 100 Ä^l Nheinpiovinz-Ablösungi-Anleihe.

Abgang durch Auslosung per 2t. 12. 192?.

Zugang durch angefallene Zinsen.

Zugang durch angefallene Zinsen.
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Lfd.
Nr. Bezeichnung

Pclman'sche Stiftung .

von-Iarotzki-Stiftung . . . . .

Kriegsstiftung 1917 der Provinzial-
Beamten, Düsseldorf. . . . .

Kaiser-WilhelmII.- u. Augusta-Vik-
toria-Stiftung für verkrüppelte
Personen ........

Unterstützungsfondsfür milde Stif¬
tungen .........

Vermächtnis Hüchelbach . . . .

LandesfürsorgeverbandAbt. V v l,
und V c........

Gegenstand
Stand

»m 31. 12.195K

HF

Dr. - FranciS - Kruse - Stifwng. Zur
UnterstützungkinderreicherFami¬
lien im Reg.-Bez. Düsseldorf . .

Vermächtnis Lindow

^

2) bar........ 463,30
b) Wertpapiere:

Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom ..... 25

2) bar........ 20.70 -!
d) Wertpapiere:

4 n/n Deutsche Reichsanleiihe
1934 nom ...... 200,

bar ......... 3 727,-

2) bar........ 3172.20 4-
d) Wertpapiere:

Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom ..... 100,

2) bar........ 766,60
d) Wertpapiere:

Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Ablösung nom ..... 537.50

bar ......... 3768.

Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom ..... 150.
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom ..... 25,-

2) bar........ 3 347,28

b) Wertpapiere:
4'/2°/n Berliner Stadtan¬
leihe 1924 nom ..... 20 000,-
4V2"/oDresdner Stadtan¬
leihe 1926 m. Ausl. nom. 21 000,-
Stadt Düsseldorf Abl.-An¬
leihe mit Auslosungnom. . 1 000.-
4V2°/° Landesbank-Gold-
kommunalobligat.2. Ausg. 9 500,-
Desgleichen 3. Ausgabe. . 9 000,-
Desgleichen 4. Ausgabe. . 59 500.-

Preuß. Centr. Bodenkredit-
Goldpfandbriefe1937 . . 4 000,-

2) bar........ 949.20

llngetraaen«
Veränderungen

»am >. l. b>5
21.12. 193?

HF

10.50

8,30

931,-

78,30

208,10

112,-

396,45

100.-

281.—

2t»nd
am 21, 12. 1937

nach bem Nennwelt
HF

473,80

25 —

29-

200,—

2 796,—

3 250,50

100,—

558,50

537,50

3 880 —

150,—

25 —

2 950,83

20 000 —

20 900 —

1 000,—

9 500,—
9 000,-

59 500 —

4 000,—

668,20

5t»nd
am 31.12.193?

nach dem Kurswert
HF

473,80

161,65
635,45

29.-

199.60
228,60

2 796,-

3 250,50

646,50
3 897 —

558.50

3 614,70
4 173.20
3 880,—

1 044,75

168,15
1 212,90
2 950,83

20 550 —

28 136,63

6 712,50

9 476.25
8 977.50

64 855,—

3 990,-
145 648,71

668,20

angelegte VaibestlnKe

auf 1—6 Monate
HF

473.80

29..

2 796,-

3 250,50

558,50

3 880,

2 950,83

auf mehr al«
K Monate Bemerkungen

Zugang durch angefallene Zinsen,

Zugang durch angefallene Zinsen.

Abgang durch Abführung an den ordentlichen Haushalt 1937
Kap. 13 Titel 8................. 1 ooo,— K^l
Zugang durch angefallene Zinsen ...........______ 69,— „
Mithin Abgang................. 921,— Zl^l

Zugang durch angefallene Zinsen.

Abgang durch Abführung an den ordentlichen Haushalt 193b
Kapitel 42 Titel 19................ 221,60 N^l
Zugang durch angefallene Zinsen ............______ 13,50 „
Mithin Abgang................. 208,10 H^t

Zugang durch angefallen« Zinsen.

Abgang: Abführung an den ordentlichen Haushalt 1936 Kap. 59
Titel 1 ................
Desgl. 193? Kapitel 59 Titel 1........

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestande ....
Gegenwert von 100 H^t ausgeloste Dresdner Stadtanleihe

Bleibt Abgang

Abgang durch Auslosung.

Zugang:Erlös aus zurUckgetauftenund gekündigten Wertpapieren
Zinsen aus Wertpapierenund dem Barbestande....

2 756,70 H^l
3 311,70 „
6 068,40 K^l
5 571,95 „

100,— „
5 671,95 Ät^t

296,45 Ä^t

Abgang: Überweisung an Geschwister Lindow
Bleibt Abgang..........

207,66 H^l
1111,34 „
1319,— H^e
1 600,— „

281,— Ä^t
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Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

Stanö
»m 31.12. 19»

Eingetretene
v«I«N0«lUNg«N

vom 1.1. b<5
, 31. ,2. ,93?

3t»no
»m 21. ,2.193?

nach dem Nennwert
«Ol — ^«l H«

b) Wertpapiere:
Reichsschuldbuchforderungen 287.50 — 287,50
5>/>n/o Preuß. Jentral-Bo-
denkreditA.-G., Berlin, Li¬
quid. Goldpfandbriefe1926,
2. Ausgabe ..... 1 350 - ..... 50 — 1 300,—
5V2<>/nSüddeutscheBoden-
kreditbank-Liquid.-Gold-
pfandbriefe ..... 600 — 600,—
DesgleichenAnteilscheine u.
Ratenscheinc ..... 330- 330-
6 o/a ehemalige8«/o würt-
tcmbergische Hypotheken¬
bank, Stuttgart, Gold¬
pfandbriefeSerie 12 . . 5 000,— 5 000,—
5V«°/o ehemalige 4V2°/n
deutsche Hypothekenbank,
Meiningen, Liquid.-Gold-
pfandbriefcAusgabe10 . 200.— 100 — 100,—
h<Vn ehemalige 8»/» bay¬
rische Hypotheken-und
Wechselbank,München,
Goldpfandbricfe,Serie 14 2 500 — 2 500,—
5V»°/uehemalige4^0/«
BayrischeHypotheken-und
Wechselbank, München. . 400 — 400,—
Aufgewertete ehemalige 5 o/n
Neckar-A.-G.,Stuttgart,
Obligationenvon 1921 . . 21,72 21,72
6 o/o ehemalige8 o/o Hanno-
verschcBodenkreditbank,
Goldpfandbriefe.... 400,— 400,—

4V«°/o (früher 8o/o) Landes¬
bank-Goldpfandbriefe,
3. Ausgabe ..... 13 700 — 13 700,—

22 Vermächtnis Krayer zu Gunsten der
Orth. Provinzial-Kinderheilanstalt
in Süchte!« .......

v. Sonstiges

Sparbuch bei der Stadt. Spar¬
kasse Süchteln ..... 1 151,50 ^ 70.11 1 221,61

1 Steuergutscheine. ...... nom. ........ 18 688.- „^ 9 344 — 9 344,—

2 Hauszinssteuerrückvergiitung. . . Schuldverschreibungendes Um¬
schuldungsverbandesdeut¬
scher Gemeinden,Berlin . . 6 800 — -i' 3 000,— 9 800,—

Guthabenbescheinigungen. . 190 — ^ 238.— 428,—
2 Sonstige Schuldverschreibungendes

Umschuldungsverbandes deutscher
Gemeinden,Berlin ..... 55 000 — 55 000 — —

95

Ltand
am 31. »2. 193?

«ochdem Uul5u>«l!

1 901.81

1 296,75

609,—

angelegte Vaibestind«

aus 1—b Monat«

«l.

auf mehr al5
h Monate

5 012,50

102 —

2 543.75

407,-

400 —

13 665,75
26 606.76

1 221,61

9 344,-

9 800.-
428,-

10 228,-

Bemerkungen

Abgang durch Kündigung per 1. 10. 1937.

Abgang durch Einlösung der Zertifikat«.

Abgang durch Kündigung per 31. 3. 1?21.

Abgang durch NUcklauf seitens der Gesellschaft.

Zugang durch angefallene Zinsen.

Abgang durch Abführung an die Finanzkasse Düsseldorf-Süd bzw. Altstadt als Umsah-
steuerzahlung.

Zugang von Hauszinssteuerrückvergütungenaus provinzialeigenem Hausbesih (25»/oige
Hauszinssteuersentung).

Abgang durch Abführung an die TilgungsrUcllage infolg« Auflösung des Konto« ent¬
sprechendder Anregung des Gemeindeprüfungsamtes.



96

Nach-
über den Schuldenstand des provinzialverbandes der Nheinprovinz unter Verücksichtigung

abschlutz 1936 noch eingetretenen das Nechnungsjahr 193b betressenden

llrt der schulden

X. Seit dem 1. Kpril 1924 aufgenommene Schulden:
I. Auslandsschulden:

1. Inhaberschuldverschreibungen ...........
2. Anteile an Sammelanleihen...........

II. Inlandsschulden:

1. Langfristige Anleihe»

a) Inhaberschuldverschreibungen, . , ,
b) Anteile an Sammelanleihen und dergl,
e) Schulden an den llmschuldungsverband,
d) Sonstig« langfristige Tilgungsanlciben

Schulden aus öffentlichen Mitteln

a) Schulden aus Hauszinssteuermitteln ..................
b) Sonstige Schulden aus öffentlichenMitteln:

1. Notstandsmaßnahmen im Straßenbau .................
2. Arbeitsbeschaffungsprogramm 1932 (Papen-Programny...........
3. Arbeitsbeschaffungsprogramm 1933 (Sofort-Programm)..........
4. III. Arbeitsbeschaffungsprogramm (Reinhardt-Programm)..........
5. Öffa-Darlehen für den Ausbau der Mittclmoselstraße, vom Landkreis Trier übernommen

6. Staatedarlehen, weitergeleitet an Anstalten und Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege
?, Staatsdarlehen für Hochwasserschäden1925/2K ..............

8. Preuß, Staat für «andarbeiterwohmmgen Rittergut Desdorf.........
9. Kreis Bergheim — wie zu lfde. Nr, 8.................

10. RheinischeHeimstatte G.m.b.H. für Aufstockungdes Landeshauses ........
11, Aus der Edelmann-Stiftung der Stadt Köln w. Hebammenlehranstalt in Köln . . .

2. Hnpoihelen und Restlaufgelder

4. Sonstige feit l. April 1924 aufgenommene Schulde»
a) Schatzanweisungeu .......
b) Sonstige mittelfristige Schulden.....

L. vor dem l. Kpril 1924 aufgenommene Schulden:
Ablösungs- »nd Aufwertungsschulden .........

^

Insgesamt:

3chuldensto.no
am

31. 3. 1936

H5

28 535 654.04
16 031400 —

3 028 547.66

2 798.83

3 54? 081.94
5 387 225.85

10 509 222.22
4 950 298.71

252 734.74
350 000 —
400 000 —

4 197.24
6 430.67

200 000 —

4 041 321,92

300 427.55

77 547 341.37

— Für vor der Inflation von der früheren ^andcsbant der Rheinprovinz im Rahmen ihres Bankgeschäftes begeben« Anleihen, die
formell auf den Namen des Provinzialverbandes liefen, sind bei der Aufwertung Nheinprovinz Anleihe Ablösungsschuldverschreibun-gen ausgegeben worden.
Cs befinden sich noch im Umlauf:
1. Nheinprovinz Anleihe Ablösungsschuld mit Auslosungsrechten(Altbcsitzanleihe) nom ..........28 ??9 000 H,<t
2. Nheinprovinz Anleihe Ablüsungsschuld Auslosungstechte nom .................. 231 025 „

(Neubesitzanleihe). Den Gläubigern der Neubesi'tzanleiheist das bis zum 30, h. 1938 befristete Angebot auf
Rückkauf zum Kurse von 28,25»/» gemacht worden.

Dies« Ablösungsanleihen sind materiell Verbindlichkeiten der Rheinischen Girozentrale und Piovinzialbank als Rechtsnachfolgen«
der ^andesbank der Rheinprovinz. Zu ihrem Vermögen gehören auch die diesen Verbindlichkeiten gegenüberstehendenAktiva.
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Weisung
der in der 3eit vom 1. ttpril 193b bis 31. März 1937 einschließlichder bis zum Nechnungs-
veriinderungen und über den Schuldenstand am 31. Dezember 1937

Zugänge in der Zeit
vom 1.4. 36.-3I. 3. 37

(bezw. Nechnungzabschluß)durch

Venchtigung Zchuldllufnahme

Abgänge in der 3eit
vom 1.4.36-31.3. 3?

(bezw. Nechnungzabschluß)durch

Lerichtigung

30,16

26 000-
291 420.01

30.16

5 323.17

2 788.63
183.60
963 —

322 743.18 3 935.23

3chuldentilgung

847 108.18
2 702 971.—

202 381.20

31.62

170022.15
113 389 —
562 350.96
565 282.12

10 290.30
30 000.-

100 000.—
524.68
87.77

784 372.26

7 226.34

6 096 037.58

Zchuldumwllndlungen
in der Zeit

vom 1.4.36-31.3. 37
auf Grund des

Gemeindeumschuld»ng5°
gesetze«

H,^!

5chuldenstano
am

31. 3. 193?
(bezw.Rechnung«»

abschlnh)

5chuloensto.no
am

3l. 12. 1937

H4

2? 688 545.86
13 328 429 —

2 826 166.46

2 797.37

3 377 059.79
5 271 048.22
9 972 687.66
4 675 473.60

242 444.44
320 000.—
300 000 —

3 672.56
6 342.90

200 000.-
5 323,17*

3 256 949.66

293 201.21

27100036,36
13 019 913.08

2 631154.52

2 781.36

3 201 337.83
4 916 866.97
9 410 341,28
4 311197.3?

231 633,19
160 000.—
200 000.—

3 147,88
6 297.26

200 000 —

128 784.50»

1 500 000 —

71 770141.90 67 023 491.60

- KemiiL ErlaL des Reicks- und Preußischen Ministers des Innern vom 3. 8. 1935 wurde die Aufnahme eines Darlehns bis zur
Höhe 3. "37 bzw. 31. 12. 1937 wurde auf dieses Darlehn ein Betrag von 5 323,17 Ä.« bzw.
12« 784,50 H^lt abgewickelt.
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Bürgschaftenfür Siedlerkredite.
Höchstbctrag bis zu dem gemäß den ministeriell genehmigtenProvinzial-Land-

tagsbeschlüssen Bürgschaften übernommen werden können .......... 1. ooo ooo,— ^i.L
Es wurden bisher übernommen 207 Bürgschaften in Höhe von zusammen ..... 836 184,04 „
Davon sind bis jetzt erloschen 73 „ „ ,/ „ /, ..... 320 928,75 „
Die noch bestehenden 134 ,, „ „ „ „ ursprünglich 515 255,29 ^i
haben sich durch Kapitalrückzahlungenvermindert um ........... 103 299,81 „

auf 411 955,48 .^i
In diesem Zusammenhang ist noch folgendes zu erwähnen:

1. Der Provinzialverbandhat den Gläubigern der Guldcnanleihc der Landeobank aus dem Jahre 1926 in
Höhe von ursprünglich 12 300 ooo Iiil. eine schriftlicheBestätigung abgegeben, daß gemäß § 2 der Satzung
der LandeSbank diese unter Gewährleistungder Provinz verwaltet wird und demgemäß der Provinzialver¬
band für die sämtlichen Verpflichtungeilder Landesbank aus dieser Anleihe haftet. (Beschluß des Pro-
vinzial-Auoschusses vom 31. April 1926.) Die abgegebene Erklärung stellte lediglich eine Bestätigung der
ohnehin bestehendenGewährshaftungdes Provinzialvcrbandesfür die Landesbank dar, die nunmehr nach
Umwandlung der Landesbankin eine Rheinische Girozentrale und Provinzialbank in eine Gewährshaftung
des Provinzialvcrbandes und des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes gemäß H 3 der Satzung
der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank übergegangen ist.

Die Landesbank hat bisher die fälligen Zins- und Tilgungsratenauf diese Guldcnanlcihe stets
pünktlich gezahlt. Nach Abzug der zwischenzeitlich geleisteten Tilgung war der Stand per 1. November
1935 8 566 ooo Iill. Auf Grund des Angebotes der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank auf
Umtausch der Guldenanleihein Reichsmark-Schuldverschreibungender Nhein.Girozenträleund Provinzial¬
bank sind 3 203 000 Iill. in 5 445 100 Reichsmark-Schuldverschreibungender Rheinischen Girozentraleund
Provinzialbank zum Umtauschgelangt, für welche eine besondere Bestätigung der Gewährshaftung des
Provinzialvcrbandes nicht abgegeben worden ist. Der Stand der Guldenanleihe beträgt per 31. Dezem¬
ber 1937 noch 4 616 000 Iill.;

2. das Schuldvcrfprechen des Provinzicilverbandcs für den Anteil der Landesbankin Höhe von
750 000 Dollars an der Amerika-Anleihe der Deutschen LcmdesbankzcntraleA.-G. aus 1928 für
die landwirtschaftlichellmschuldung (Beschluß des 74. Provinziallandtagco vom 30. März 1928). Da
das Reich die Verpflichtung übernommen hat, der Landesbank alle Ausfälle zu ersetzen, die dieser aus
den aus dieser Anleihe ausgeliehenenlandwirtschaftlichen Umschuldungskrediten entstehen, hat das Schuld¬
versprechen des Provinzialvcrbandesfür diese Anleihe nur noch formelle Bedeutung.
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Verteilung der vorläufigen provinzialumlage für das Rechnungsjahr 7938
auf die stadt- und Landkreise der Nheinprovinz.

Gemäß § 2 der Haushaltssatzung für 1.938 gelangen zur Erhebung 14,75 «/o.

1.. der den Stadt- und Landkreisen,bei letzteren einschließlichder zugehörige«, Gemeinden, für das
Rechnungsjahr 1.937 zugeflossenenÜberweisungenaus der Reichseinkommen-und Körpcrschaftssteuer.

2. der im Rechnungsjahr 1938 in den Stadt- und LandkreisenaufkommendenBürgersteuermeßbeträ'ge.
3. der in den Stadt- und Landkreisen veranlagten Realsteuern und zwar

2) Grundvermögenssteuer nach dem Stande vom 1. Januar 1938,
d) Gewerbesteuernach dem Stande vom 1. Januar 1937, erhöht um 15 v. H.

Der Ureis hat an vorläufiger provinzwlumlage für da« Nechnungzjayr 1938 zu zahlen:
Kreis

» - Stadtkreis

nach den, Maßstab
derlleichssteuer»
Überweisungen

HL

nach dem Maßstab
der Milierlieuer

meßbeträge
.HL

nach d. Maßstab d.
siaatl, veranlagt.
Nealsteuersolls

insgesamt
(5ummen der spalten

2-4)

abgestimmt zur
Zahlung in 24

Halbmonatsillten
HL

1 2 3 4 5 6

I. Neg.-Vez. Kuchen

' ?.llchen»5tlldt
Nachen-Land
Vüren
Erkelenz
GeilenKirchen-Heinsberg
Mich
Monschau
3lbleiden

290 690 —
245 644 —
179 994 —

27 595 —
42 420. -
32 231 —
1l 769 —
23 200 —

38 679 —
35 540,^
20 633,—
10 040 —
13 907.—

8 320 —
2 519.—
7 596,-

268 987,—
157 983 —
141 253 —
45 593 —
66 989 —
58 489 —
12 98?,—
33 569,—

598 356-
439 167 —
341 880 —
83 228 —

123 316 —
99 040 —
27 275 —
64 365 —

597 984 —
439 080 —
341 880 —

83 203,—
123 288 —
99 000 —
27 240,—
64 320 —

5a. Neg.-LezirK: 853 543 — 13? 234.— 785 850 — 1 776 627 — 1 776 000,—

II. Neg.-Vez. Düsseldorf
'Düsseldorf
"vuizburq
"Essen
"Arefeld-Uerdingen
*MuIb,eini°Nuhr
"M.GIadbach
'Neuß
"Vberhausen
^Nemscheid
"Nhe,,dt
Solingen
'Uiersen
'Wuppertal
Rleve
vinslaken
Vüsseldorf-Mettmann
Geldern
Greuenbroich.Neuß
Kempen'Urefeld
Moers
lteez
Nh ein» U) uppei'Urei«

914 747 —
69! 164 —

1 144 960 —
280 907 —
198 028 —
150 562 —
77 202.—

234 075.—
182 372 —
96 446 —

182 244 —
41 709.—

868 210.-
84 381 —
81 404,—

271 378 —
3l 254 —
95 179 —

132 046 —
264924 —
103 759 —
271 264 —

140 007 —
86 255 —

139 762 —
49 808 —
29 579.—
26 436,—
13 969 —
32 ! 23,—
26162.-
18 396 —
33 575 —

6 760.—
94 858 —
13 641 —

9 027 —
42 282.—

7 970 —
17 679 —
23 194 —
32 288 —
13 872 —
36 153 —

1262 418 —
582 368,—
865 696 —
282 250 —
140 217 —
162 965 —
142 749.—
178 665,—
149 631 —
116 651 —
210 620 —
44 902 —

674 621 —
106 58^,—

52 960.—
217 529 —

57 718,—
133 371 —
125 407 —
217 326.—
104 520 —
258 884 —

2 317172 —
1 359 787 —
2150 418 —

612 965 —
367 824 —
339 963 —
233 920,—
414 863 —
358 165,—
231 493 —
426 439,—
93 371 —

1 637 689 —
204 610 —
143 391 —
531 189 —
96 942 —

246 229 —
280 647 —
514 538 —
222 151 —
566 301 —

2 316 000,-
1 359 120,-
2150 016 —

612 480,—
367 608,-
339 840.—
233 808 —
444 240 —
358 080.—
231 360 —
426 240 —
93 360.—

1 637 448 —
204 240 —
143 040 —
530 400 —
96 720 —

246 0U0 —
280 560-
514 080 —
222 000.—
566 160-

3a. Reg.°VezirK: 6 398 215 — 893 796 — 6 088 056 — 13 380067 — 13 372 800,—
lll. Neg.-Vez. Uoblenz

»Uoblenz»3tadt
Nnrweiler
NltenKirchen
VirKenfeld
Rochen,
Roblenz»Üllnd
Kreuznach
Mayen
Neuwied
5t. Goai
wimmern
3ell

98 023 —
55 258 —
88 200 —
58 262,—
15 706 —
43 615 —
97 692 —
71 484 —

124 689,—
25174,—
10 426.—
17 913,—

18 163 —
8 267 —

11753 —
7 559.-
6 568 —
6 985 —

16 109 —
12 705 —
19152.-

5 811 —
5 247.—
4 212 —

114 361 —
49 468 —
69 328 —
76 632 —
22 656-
36 645 —
99 384 —
73 333 —
92 584.—
26 741.-
23 640 —
23 675.—

230 547 —
112 993.—
169 281 —
142 554,—
44 930 —
87 245 —

213 185 —
15? 522 —
236 425 —
57 726 —
39 313,—
45 800.—

230 400 —
112 896 —
169 200.—
142 344 —
44 880 —
87 240.

213 120.—
157 440 —
236 376 —
57 720 —
39 312,—
45 792 —

3a. Neg.'VezirK: 706 542 — 122 531 — 708 448 — 1 537 521.— 1 536 720.—
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Der Ui«is hat an vorläufiger prouinzialumlage für da» Rechnungsjahr 1938 zu zahlen:
Kreis

' -^ ZtadtKrei«

nach dem Maßstab
der Neichssteuer-
übeilueisungen

HF

nach dem Maßstab
der Vürgersteuer»

meßbetrage

nach d. Maßstab d.
staatl, veranlagt.

Nealsteuersolls
HF

insgesamt
(Lummen der Lpnlten

2-4)

abgestimmt zur
Zahlung in 24

lzalbmonatsraten
HF

1 2 3 4 5 6

IV. Neg.-Vez. «öln
'Vonn°3tadt
'«öln.3tadt
Vergheim
Vonn»lland
Tusnirchen

Vberbergischer Kreis
Nheinisch-Vergischer Kreis
3iegKreis

155 200 —
1 274 418 —

76 961 —
102 750 —

71 662 —
203 194 —

8072?,—
104 760,—
132 622 —

21 849.—
197 741.-

11 206 —
19 016 —
11 034.—
21 557 —
14 819 —
18 985 —
24 125,—

163 420 —
1 592 681 —

121 274 —
110193 —
98 837,—

190 354 —
71 209 —

100 678,—
126 086 —

340 469 —
3 064 840 —

209 441 —
231959.
181 533.-
415 105 —
166 755 —
224 423 —
282 833.-

340 320. -
3 063 600.—

209 280.—
231 840-
181 44N.—
414 480 —
166 320 —
224 400 —
282 720 —

5a. lteg.'Vezirn: 2 202 294,— 340 332,— 2 574 732 — 5117 358 — 5114 400,-

V. Neg.-Vez. Trier
' Tlier.Ztlldt
LernKastel
Vitburg
Dann
Merzig-Wadern
prüm
3aarburg
Trier-Land
wittlich

89 594.-
25 811.—
21 910 —
14 758 —

8 688 —
13 868,-
15 852 —
48 285 —
19 437 —

14 945 —
8 259 —
5 123 —
4 474.—
2 180 —
4 575 —
4 852 —

10 730 —
5 418 —

108 316,—
36 850,—
26 336-
20 988 —

8 423 —
16 496,—
25 396 —
48 471 —
30 «73.—

212 855 —
70 920 —
53 369 —
40 220 —
19 291 —
34 939.—
46100.-

107 486.—
54 928 —

212 832 —
70 920 —
53 352 —
40 248.-
19 272 —
34 944 —
46 104 —

107 496 —
54 912 —

3a. Neg.»VezirK: 258 203 — 60 556.— 321 349 — 640 108 — 640080-

Zusammenstellung:

NegierungsbezirK:

I. Flachen 853 543 — 137 234 — 785 850.— 1 776 627 — 1 776 000 —

II. Düsseldorf 6 398 215 — 893 796 — 6 088 056.— 13 380 «67 — 13 372 800 —

III. Noblen, 706 542 — 122 531 — 708 448 — 1537 521, 1 536 720.—

IV. «öln 2 202 294 — 340 332 — 2 574 732 — 5117 358.- 5114 400 —

V. Trier 258 203 — 60 556.— 321 349 — 640 108 — 640 «80 —

5umme: 10 418 797 — 1 554 449 — 10 478 435.— 22 451681,— 22 440 000 —
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Übersicht über die Entwicklung der Provinzialumlage
in den Rechnungsjahren 1932 bis t937.

Rechnungsjahr Zoll Ist*

,932 ,5 880 000 ,3 278 029

,933 ,3 870 000 ,6 062 490')
,934 ,5 490 000 ,8 386 88,,64^
,935 ,8 549 000 20 496 207

,936 ,9 896 000 2, 073 224

,937 2, 570 000

* Ist ^ AbrechnungsergebniL einschließlichder verbliebenen Rückstände der Stadt- und Landkreise,

') davon 85K 16?,-^ H^l in Umschuldungsbriefen abgedeckt.
«) „1984 592,5^ „ „
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